Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commcrcial parties, including placing technical restrictions on automatcd qucrying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send aulomated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogX'S "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct andhclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http : //books . google . com/| 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch fiir Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .corül durchsuchen. 



S566 




V, 



FRANZ VON SICKINGENS 



FEHDE GEGEN TRIER 



UND EIN 



GUTACHTEN 

CLAUDIUS CANTIUNGULAS 

ÜBER DIE RECHTSANSPRÜCHE 

SICKINGENSCHEN ERBEN. 

VON 

Dr. F. P. BREMER 

Professor an der Kaiser- Wilhelms-Universit&t Strassburg. 



STRASSBüRG 

J. H. ED. HEITZ (HEITZ & MÜNDEL) 

1885. 



/ 



13? I8!2 



"s^** R P-"^ 



Moineni Schwiegervater 



D' Albrecht Erxleben, 

Senats-Präsidenten beim Oberlandesgericht in Rostock, 

zur Feier 



seines fünfzigjährigen Doctorjubiläums, 



den 22. Juli iSSTj 



in treuer Liebe 



dargebracht. 



Die Existenz des Gutachtens, das hier zum ersten Mal veröffent- 
licht und erläutert wird, war bis auf die jüngste Zeit den deutschen 
Rechtshistorikern, wie es scheint, vollständig entgangen. Ich selbst 
verdanke ihre Kenntniss einer gelegentlichen Bemerkung von Adalbert 
Horawitz. Nachdem Rivier durch seine Monographie über Claudius 
Cantiuncula * die Aufmerksamkeit wieder auf diesen, auch für die 
Rechtsgeschichte der Reichslande so interessanten Rechtsgelehrten 
hingelenkt hatte, theilte Horawitz aus seinen reichen handschriftlichen 
Sammlungen noch eine Reihe weiterer Briefe « Cantiunculas mit. 
Gleichzeitig machte er auf einige noch ungedruckte Gutachten des- 
selben Metzer Juristen aufmerksam, von denen eines schon durch 
seinen Gegenstand ein besonderes Interesse in Anspruch nehmen 
musste, das Gutachten über den Friedensbruch Franz von Sickingens 
wegen seiner Fehde gegen den Kurfürsten von Trier, von dem schon 
Horawitz erklärte, dass es wohl edirt werden sollte. 

Seit Jahren mit Forschungen über die Geschichte des röm. Rechts 
in den Reichslanden beschäftigt, nahm ich mir diese Mahnung zu 
Herzen, zumal ich nicht fand, dass ein Anderer Neigung zu der Pub- 
lication verspürte». Diese erschien aber um so dringlicher, als das 
Gutachten selbst dem Fleisse eines Ulmann entgangen war und dieser 
letzte Biograph des tapfern Ritters mir weder die den Sickingenschen 
Fehden zu Grunde liegenden Rechtsverhältnisse befriedigend darzulegen, 

^ Claude Cliansonnette, jurisconsulte Messin et ses lettrcs in^dites. 
Bnixelles 1879. 

2 Briefe des Claudius Cantiuncula und Ulrich Zasius von 1521 — 33. 
Wien 1873. 

3 V. Stintzing macht in seiner Erörterung über Cantiuncula (Geschichte 
der deutschen Rechtswissenschaft I, 244 f.), in der er die von Rivier über- 
sehene Anstellung desselben als Referens extraord. am Kammergericht 
beibringt, jenes Gutachten gar nicht einmal namhaft, obschon er die Publi- 
cation von Horawitz anführt. 
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noch der in ihnen zu Tage Iretenden Gesinnung un'l Ahsicht volle 
Gerechtigkeit widerfahren zu lassen schien. Dass die Volksstimme in 
Sickingen den Vollzieher der Gerechtigkeit sah, ist ja bekannt genug; 
dass aber ein Jurist von der Bildung und Stellung eines Cantiuncula 
den Grund zu jener Fehde in der Indignation Sickingens über Wort- 
bruch und Juslizverweigerung erblickte, «Dinge, die gerade Manner von 
hohem Sinn unerträglich finden jo^, das musste doch zu einer sorg- 
fältigeren Prüfung auffordern. Freilich dient dem Historiker doppelt 
zur Entschuldigung, was selbst dem hier einsetzenden Juristen zu 
Gute kommen muss, dass es nämlich noch an einer Reihe der no- 
thigsten Vorarbeiten fehlt : haben wir doch, um nur das wichtigste 
hervoi-zu heben, nicht einmal eine befriedigende Darstellung der Ge- 
schichte des Reichskammergerichts, am wenigsten für die Zeit vor 
1530, wo das Gericht endlich in der Reichsstadt Speier seinen stän- 
digen Sitz fand. 

Die Handschrift, welche unser Gutachten enthält, gehört zu den 
Schätzen der Wiener Hofbibliothek und trägt die Nummer 8987. 
Das Gutachten selbst steht fol. 6^ — 18«^. Die freundliche Ver- 
mittlung der Kollegen Franz Hofmann und Horawitz verschaffte mir 
eine sorgfältige Abschrift der äusserst fehlerhaften Handschrift. Diese 
ist nicht das Original des Gutachtens, sondern selbst nur eine Abschrift 
nach dem nur schwer lesbaren Manuscript Cantiunculas, angefertigt von 
einem Schreiber, der gar nicht wusste was er schrieb. Zwar hat 
eine zweite Hand manches corrigirt, aber gleichfalls ohne alles Ver- 
ständniss, ja hisvveilen scheint die richtige Lesart erst durch sie 
verdorben zu sein. Unter dieser Abschrift steht deutlich der Name 
des Verfassers : Gantiuncula juriscon., und zwar hat der Schreiber die 
Unterschrift, wie es scheint, einigermassen der des Originals nach- 
gebildet. 

Die Herstellung des hier mitgetheilten Textes war nicht leicht ; 
eine Menge von W^orten musslen nach dem Zusannnenhange errathen 
werden. Bei einer Reihe besonders fraglicher Stellen hat Professor 
Hofmann sich in stets gleicher Liebenswürdigkeit der Mühe unter- 
zogen, persönlich eine sorgfältige Nachvergleichung anzustellen, um 
mir so mehrere erwünschte Aufschlüsse zu geben. Insbesondere ver- 
danke ich ihm auch die obige nähere Charakteristik der Handschrift. 
Im Allgemeinen aber konnte diese Vergleichung nur die Genauigkeit 
der mir zu Gebote stehenden Copie bestätigen. 

Das Gutachten prüft Rechtsansprüche der Kinder Sickingens, und 
zwar von zweierlei Art : einmal Forderungen gegen den Kaiser aus 

* Vgl. das Gutachten p. 23. 

5 Den ganzen Inhalt der Handschrift s. Tabulae codicnm scriptorum 
bibl. Palat. Yindob. V, 317 sq. und dazu Horawitz a. a. 0. S. 7 f. 
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Darlehen und andern Schuldverhaltnissen, und dann Eigenlhums- 
ansprüche auf mehrere väterliche Burgen, welche gewisse Fürsten in 
Besitz genommen hatten. Diese Ansprüche waren bedingt durch die 
Entscheidung der Vorfrage, ob die Reichsacht, in die Sickingen gefallen 
war, rechtsgültig gewesen, und in wie fern dieselbe die natürlichen 
Rechte der Kinder beseitige. Gantiuncula war nur zur gutachtlichen 
Aeusserung über diese Rechtsfragen veranlasst « ; die dem Streit zu 
Grunde liegenden Thatsachen waren im Allgemeinen notorisch. Der 
Verfasser, der das selbst hervorhebt 7, skizzirt sie denn auch nur 
ganz summarisch 8. Für unser Verständniss des Gutachtens aber ist 
eine genauere Darlegung der Verhältnisse unerlässlich. Schon der 
Verfasser selbst geht spater, bei der rechtlichen Beurtheilung der 
Sickingen vorgeworfenen Handlungen, auf die Verhältnisse näher ein. 
Ja die allererste Frage, die er aufwirfl, ist die, ob Sickingen durch 
Ansagen der Fehde überhaupt ein Verbrechen begangen, ob er nicht 
vielleicht gesetzliche und ehrenhafte Gründe für die Kriegserklärung 
gehabt habe ^ ; als erkennbaren Grund scheine sich allein eine Justiz- 
verweigerung von Seiten des Kurfürsten von Trier zu ergeben lo. Eine 
andere Frage sei, ob Sickingen die Absicht gehabt habe, den Kur- 
fürsten zu tödten, wofür nach dem Gutachten gar kein Beweis vor- 
liegt ". Besonders lebhaft hebt der Verfasser die bezüglich des Fehde- 
wesens in ganz Deutschland bestehende Praxis hervor 12. 

Wir vollends, die nicht Zeitgenossen Sickingens sind, müssen 
die der Fehde zu Grunde liegenden und in dem Gutachten im Allge- 
meinen als bekannt vorausgesetzten Thatsachen erst sorgfältig fest- 
stellen, um sie mit dem Rechtsgelehrten würdigen und dessen Schlüsse 
controliren zu können. 



Das gewaltthälige Treiben der Ritterschaft noch im Anfang des 
16. Jahrhunderts ist oft genug geschildert worden, aber weit seltener 
wird der zu Grunde liegende berechtigte Trieb hervorgehoben. Und doch 
befand sich der Adel in nahezu ebenso unleidlicher Lage wie die Bauern. 
Am wenigsten Sympathie genoss die neue Art der Rechtspflege, ins- 
besondere das Kammergericht, obgleich das Collegium der Assessoren 

^ p. 2B mihi de iure interrogato. Die Ausführung p. 6 — 26. 
7 p. 5 oben. Eo facinore mox invulgato itaque notorio, ut inficiari 
nemo potest. 

** Die species facti p. 3 — 5. 

9 p. 6. 

10 p. 23, vgl. p. 7, 8 sq., 16. 
IJ p. 21, 22. 

12 p. 25 sq. 
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zur Hälfte («rauf das Gerinj^sl aus der Ritferschafl geboren» sein 
sollte. Die Verbindung des gelehrten und des ritterlichen Elements führte, 
da man sich nicht verstand, nur zu gegenseitigen Anschuldigungen. 
Noch in den vierziger Jahren hatten die adeligen Beisitzer, auch die 
Kammerrichler selbst, viel von den Doctoren zu leiden, zumal wenn 
sie des Lateinischen unkundig waren. Unter diesen Umständen 
suchten die adeligen Beisitzer sich an den Sitzungen möglichst vor- 
beizumachen. Die gelehrten Beisitzer aber wurden, wenn auch als 
geschickt, so doch nicht selten, wie es in einem Visitationsberichte 
schonend heisst, «sonst in ihrem Wesen etwas mangelhaft befunden». 

Noch schlimmer stand es mit dem Hiilfspersonal. Bei der ccStumpf- 
lieit der Richter», so sagt Melanchtlion, «<lringen in die Gerichtsstätten 
die fadesten Raliulisten als Sachwalter ein, die aus einem Prozess den 
andern herleiten, ihre Klienten schinden,., und die unwissenden Richter 
zum Spott machen ». Am schlimmsten stand es vielleicht mit den 
Notaren. Die Notariatsordnung Maximilians vom Jahr 4512 sagt ganz 
ehrlich, dass «der oflenen Notarien oder deren, die sich in solcli 
Amt zu üben schlahen, im heil. Reich viel erfunden werden, die 
(wie wir aus kundlicher Erfahrung und merklicher Klag vernehmen) 
Stands, Wesens und Kunst halber gebrechlich, ihrer etliche in viel 
Weg unnütz,... etliche Falschheit in ihren Notariat-Aemtern begangen, 
oder mit andern Missthaten befleckt oder öffentlich berüchtiget, ihrer 
etliche säumig und ihrer etliche ungeübet und unverständig sein, aus 
welcher ihrer Unwissenheit, Säumniss und Gefährlichkeit unzählbar 
viel Leut ohnzweifentlich verfuhrt, versäumt und beschwert werden.» 

Zu diesen Mängeln kam die Unselbständigkeit des Gerichts hinzu. 
Ganz abgesehen davon, dass der Kaiser sich seines directen Einflusses 
auf das Gericht nicht begab, es vielmehr wenn es ihm beliebte, an 
seinen Hof berief, — auch der Einfluss, der von den Fürsten auf 
das Gericht ausgeübt ward, hob seine Unabhängigkeit auf. Nicht 
mit Unrecht behauptete die Reichsritterschaft, dass, wenn ein Fürst 
sehe, er werde unterliegen, er den Prozess zu verhindern wisse. 

Am traurigsten war es mit der Execution der Urtheile l^estellt. 
Ging das Reichsgericlit überhaupt eiinnal gegen einen Fürsten vor, 
so war an eine Ausführung des glücklich erstrittenen Urtheils nicht 
zu denken. Nur dem Edelmann war in der Landfriedensordnung das 
Schwert genommen, keineswegs dem Fürsten. So galt die Justiz nur 
als ein Palladium für die Schwachen, als ein Palladium, das einestheils 
fast verächtlich, anderseits dazu noch unwirksam erschien. Alle Be- 
schwerung im Reich ward auf die Gebrechlichkeit des Rechts- und 
Landfriedens zurückgeführt. Die papiernen Ordnungen des Reichs 
konnten für einen selbstbewussten Ritter, der seine Kraft und die 
der Reichsorgane kannte, keine massgebende sein. 
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«In Schwaben consolidirten sich die Verbindungen der Reichs- 
rilterschaft unter dem Schirme des Bundes; auch in Franken halte 
man ähnliche Bestrebungen; zuweilen versammelten sich die sechs 
Orte der schwäbischen Ritterschaft, z. B. 4511 und 1515, hauptsächüch 
um ihre Streitsachen den fürstlichen Hofgerichten zu entrücken... 
Am Rhein blieb Alles tumultuarisch i».j> Auf der Reichsversammlung 
zu Mainz im Jahr 1517, auf der besonders lebhaft geklagt ward über 
die Unzulänglichkeit der Einrichtungen, welche Frieden und Recht 
verbürgen sollten, ward auch eine Reform des Ritterstandes ins Auge 
gefasst ; ja der Kaiser wollte den Rittern ein neues Recht setzen, 
dieweil sie sich des langen Verzugs im Recht gegen Kurfürsten 
und andere Fürsten beklagten. Aber das neue Ritterrecht, das 
ihnen vorgelegt ward, betraf nur die Rechtshändel unter ihnen 
selbst, während doch, wie sie unter sich selbst «mit endlichen 
Austrägen und Rechten genugsam versehen» waren, es hierfür einer 
l)esondern Rechtsordnung nicht bedurfte. Nur gegen Uebergriffe 
Mächtigerer verlangte die Ritterschaft Hülfe von der Reichsgesetz- 
gebung '*, aber umsonst. Die Fürsten hatten sich in der Kammer- 
gerichtsordnung von 1495 das Prinzip gesichert, dass sie zuerst vor 
ihren eigenen Räthen verklagt werden mussten ; die an sich 
dann mögliche Appellation an das Kammergericht war illusorisch, 
weil von den im Fürsten! hum ansässigen Notaren und Sachwaltern 
keiner gegen den Füi'sten aufzutreten wagte. Maximilian selbst gestand 
offen, der Arme von Adel vermöge entweder gar kein Recht zu er- 
langen, oder es sei «scharf und spitzig», dass es ihm nichts fruchte >5. 

Mit dem Tode Maximilians war alle Hoffnung auf eine gerechtere 
Behandlung der Ritter geschwunden. Die dem neuen König Karl auf- 
erlegte Wahlverschreibung sicherte die Privilegien der Kurfürsten und 
daneben auch die anderer fürstlicher Reichsstände. Auf dem ersten 
Reichstag des jungen Kaisers begegnen wir nochmals dem Versuch, die 
auseinandergehenden Anschauungen über die Rechtspflege zwischen 
fürstlichen und nichtfürstlichen Personen zu vereinigen. Grafen und 
etliche vom Adel reichten eine Supplication ein, die Bestimmung von 
1495 durch eine weniger beschwerliche zu ersetzen. Man gedachte an die 
Stelle des Verfahrens vor den fürstlichen Räthen ein Austragsverfahren 
zu setzen, zu welchem die Beisitzer von den Parteien gestellt werden 
sollten. Ein Ausschuss sollte diese Frage berathen; aber die Sache 

J3 Ranke, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Reformation I^, 136. 

1* Ulmann, Franz von Sickingen. Leipzig 1872, S. 236 ff. Seine Auffas- 
snng, als ob der Ritter eine Sache vertheidigt hätte, welche das Licht 
scheute (S. 239), ist mir unverständlich. Die Behauptung einer gewissen 
corporativen Autonomie war doch wohl berechtigt. 

15 Ranke I, 134. 
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kam nicht aus der Stelle, im Gej^entlieil verständigle man sich immer 
weniger 1^. 

Kein Zweifel, dass hier das eindringende röm. Recht die Gegen- 
sätze vollends im versöhnbar machte. Die Entstehung des Begriffs 
des « gemeinen Rechts ^ schuf ein neues, alle Glieder des Reichs 
zusammenfassendes rechtliches Band. Den Privilegien ward damit 
der Krieg erkläi-t; aber nur die Privilegien der minder Starken wui'den 
bewältigt, nicht die der Fürsten. In allen zweifelhaften und als 
zweifelhaft angesehenen Fällen trat das gemeine Recht an die Stelle 
des Standesrechts. Auch dem Adel ward das gemeine Recht aufge- 
nöthigt. Es war nicht nur die Lust des Nivellirens, welche die 
Romanisten hier vorgehen hiess ; auch Missgunst gegen den bevor- 
rechteten Stand kam hinzu. Machte dieser für sein altes Recht das 
Herkommen geltend, so spottete der Romanist über das so <spre- 
scriliiert Recht.» Den Rittern erschien der Weg des Austrags als 
der einzig richtige. 

Diesem austräglichen Recht, das er aus eigener Praxis wohl 
kannte, war auch Sickingen aufs entschiedenste zugethan. Wo dies 
Mittel, einen Streit zu schlichten, versagte, da fehlte es meist an einer 
Hülfe, da griff er zu den W^affen, mehr für Andere als für sich selbst. 

Sickingen hat nicht nur in der Geschichte der Reformation, 
sondern auch in der der deutschen Rechtspflege eine Stelle zu bean- 
spruchen, allerdings in anderer Weise, wie sein Standes- und Zeit- 
genosse Schwarzenberg. Beide, der rheinische und der fränkische 
Ritter, waren mit den Besten ihrer Zeitgenossen einig in der Ueber- 
zeugung von der Noth wendigkeit einer Justizreform ; beide waren 
auch thätig bei der Anbahnung dieser Reform, unser Sickingen 
durch seine praktische Kritik der Urtheilssprüche der deutschen 
Gerichte, welche seinem Schutz empfohlene Personen gegen die 
«Gerechtigkeit» verletzten. 

Auch Sickingens Biograph fasst , wie das nicht anders sein 
kann, die Tendenz der von dem Ritter unternommenen Fehden in's 
Auge. Er findet sie in dem Wunsch, die Mittel zu gewinnen, um 
eine seinem Ehrgeiz zusagende Rolle spielen zu können, nicht, 
wenigstens in erster Linie nicht, in der gerechten Theilnahme für 
die Vergewaltigten ; ja, er statuirt in dieser Hinsicht einen geraden 
Gegensatz zu Ulrich von Hütten: wenn es nach Hütten gegangen 
wäre, hätte sein mächtiger Freund wohl noch öfter, gleichsam im 
Dienst einer höhern Gerechtigkeit, mit dem Schwert dreinschlagen 
müssen. Aber diese Auffassung entspricht nicht ganz den Zeugnissen 
der Geschichte und wird Sickingens Charakter nicht gerecht. 

16 ülmann S. 240 f. 
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Wenn Hüllen mil der Rechtswissenschafl seiner Zeit auf 
schlechtem Fusse stand, dagegen Sickingen sich hier, so viel wir wissen, 
jedes Urtheils enthielt, so war das nur sachgemäss, da er im 
Gegensalz zu seinem Freunde kein Gelehrter war. Um so entschie- 
dener stand er dafür im Kampf gegen die damalige Rechtspflege 
und die dem Volksgeist entfremdeten Richter; nicht als ob er etwa gegen 
die Wohlthaten einer geordneten Rechtspflege ungerecht gewesen 
wäre , wie Ulmann seltsamer Weise von Hütten sagt , sondern 
weil die sog. geordnete Rechtspflege selbst die organisirte Unordnung 
und Willkür war. Anderseits aber war Sickingen nicht der phantasti- 
sche Don Quixote, der blos aus Begeisterung für sein Ideal der 
Gerechtigkeit drein geschlagen hätte ; vielmehr trat er immer nur 
für Männer auf, die sonst kein Recht zu linden vermochten und 
durch ihn zu Recht zu kommen hofften. 

Was Sickingen zu Fehden veranlasste, war in der That in erster 
Linie «gerechte TheilnahiiH3 für die Vergewaltigten*. Ulmann selbst 
constatirt gelegentlich, dass es keine vereinzelte Thatsache in dem 
Leben Sickingens war, wenn er unschuldig Verfolgten seine uneigen- 
nützige Theilnahme zuwandte (S. 121). Doch auch dieser Gesichtspunkt 
der blossen Theilnahme ist nicht der richtige ; vielmehr haben wir 
es hier mit der Uebung einer wirklichen Pflicht zu thun, die der 
Ritter sich auferlegt sah und der sich zu entziehen er für ehrlos 
erachtete. Die älteste Fehde, von der wir erfahren, ist im Interesse 
eines seiner Diener unternommen, der eine Forderung von 33 Gulden 
gegen den Grafen Reinhard von Zweibrücken hatte, aber nicht zu 
seinem Rechte kam". Die Metzer Fehde erfolgte zur Züchtigung der 
Stadt, weil sie einen Meuchelmord an seinem Vetter Philipp 
Schluchterer angestiftet haltet». Die Fehde gegen die Domi- 
nikaner, welche zu Reuchlins Nachtheil, erlangtem Recht zum Trotz, 
den Prozess in die Länge zogen, erfolgte, weil Reuchlin seinen Eltern 
ottmals gefallige Dienste erzeigt und ihn selbst in seiner Jugend zu 
sittlicher Tugend unterwiesen hatte i». Die Fehde gegen die Stadt 
Frankfurt unternahm er mit Rücksicht auf seinen daselbst wohnenden 
Tochtermann, vor dessen Haus man einen Sauslall errichtet hatte**. 
In der Fehde gegen Worms endlich war es Sickingens direkte 

•7 Clmann S. 20. 

J8 ülmann S. 94 f 

19 ülmann S. 9 und 169. 

^0 ülmann S. 125. Worin die «Komik» liegt, dass ein Artikel des 
Friedensvertrags die sofortige Niederreissung des Stalles vorschrieb, ist 
mir nicht fasslich. Wie ülmann sonst selbst hervorhebt, ist hier niclit der 
Masstab der Poesie, sondern der der praktischen Interessen zu Grnnde zu 
legen. Vgl. für diesen Fall den Code civil Art. 674. 
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Vasallenpflicht, welche ihn für den Biechof und seine Beamten ein- 
treten Hess, wie wir des Nähern darlegen werden. 

Schon diese Beispiele genuj^en, um auch bei der Beurtheilung der 
Fehde gegen Trier vorsichtiger zu machen. Hier handelte es sich um die 
Züchtigung eines Fürsten, der zunächst bei der Kaiserw^ahl eine vom 
deutschen Standpunkte aus beuchst verächtliche Rolle gespielt hatte, der 
ferner Luther verfolgte, den endlich Sickingen der Justizverweigerung be- 
schuldigte. Wegen selbst erfahrener Kränkungen hat Sickingen am we- 
nigsten Fehde geführt; ein Fall wie bei seinem Vater, der die Stadt Köhi 
in Brand zu stecken beabsichtigte, weil ihm der Dolch, den er statuten- 
widrig im Gürtel getragen, confiscirt worden, ist bei Franz unerhört. 

Kein Wunder, dass bei dem bald begründetem Ruf und den 
glücklichen Erfolgen des tapfern Ritters sich auch Fremde um seinen 
Beistand bewarben. Als z. B. der Erfurter Hans von Gotha angeblich 
ohne gerichtliches Verfahren aus der Stadt und einem Umkreis von 
drei Meilen verbannt worden war und auf seine Klage auch bei den 
sächsischen Herzögen keine Hilfe fand, da wandte er sich demüthig 
an Sickingen, der denn auch für ihn eintrat. Ein Anderer, der mit 
den Städten Danzig und Elbing in Prozess stand, richtete gleichfalls 
an Sickingen ein dringendes Hilfsgesuch. Selbst ein Graf von Lei- 
ningen, der sich für vergewaltigt hielt, wandte sich an unsern Ritter. 

Dass Sickingen, je mehr sein Fürwort an Bedeutung gewann, 
um so weniger ängstlich bei den ihn umdrängenden Klienten die 
Güte ihrer Forderungen geprüft habe, wie Ulmann sagt, finde icli 
nicht. In manchen Fällen, wo Sickingen für Andere auftrat, Hess 
er sich wohl die Ansprüche derselben cedieren. Gewiss war diese 
Abtretung der Rechtobjecte in der Regel nur eine scheinbare; aber 
daraus folgt nichts gegen die ritterliche Art der Schutzgewährung: die 
Gession war die rechtlich erforderliche oder doch die zweck- 
mässigste Art, um eine Vertretungsbefugniss zu erlangen. Die- 
selbe Bedeutung hat es ohne Zweifel, wenn Sickingen den zu 
Schützenden in seine Dienste nahm und dann für den Diener auftrat. 
So hielt er es z. B. in der Wormser Fehde. 

Ward nun seinem Ansprüche nicht genügt, so waixl der Rath 
der Stadt, welcher der Schuldner angehörte, zur Erzwingung der 
schuldigen Leistung angehalten. So geschah es z. B., als ein Depositar 
Sickingens aus Kreuznach einige hinterlegte Sachen heimlich an zwei 
Frankfurter Juden versetzt hatte. Hier verlangte Sickingen vom Rath, 
dass derselbe die Herausgabe der Güter an ihn vermittle**. Eben so 
verfuhr er in der Trierer Fehde und sonst. Wenn auch die Stadt 

^1 Von «erbeuteten» Kaufmannsgütern darf man eigentHch nicht reden; 
es handelt sich vielmehr um eine Art Pfändung aus einer vermeintHchen 
solidarischen Haft. 
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keine Hilfe schaflle, so A^andte Sickin^^en sich an die Landesfürsten, 
so z. B. in der Sache des Erfurter Bürgers; eben so in der Trierer 
Fehde, die sich schliessUch gegen den Kurfürsten wandte. 

Die Fehde war für Sickingen nur das ausserste Mittel, falls 
gütliche Vorstellungen und Vergleichsanerbietungen versagten. Auch 
das bestätigen eine Reihe von Fällen. Einer mag hier genügen. 
Als der Erfurter Bürger in Sickingens Klientel aufgenommen war, 
ersuchte der Ritter den Fürsten, jenem zu Verhör und zu Billigkeit 
zu verhelfen, und die Verhandlung kam in der That in Gang. Noch 
mehrmals freilich sah Sickingen sich veranlasst, sein Fürwort ein- 
zulegen. 

Der Schutz, den er Schwächern der Justiz gegenüber zu Theil 
werden liess, war nicht allein der der aggressiven Fehde, sondern auch 
der der blossen Defensive. So nahm er nach den Unruhen in Worms 
eine Reihe von Flüchtigen, die zu dem Bischof, seinem Lehnsherrn, 
in naher Beziehung standen, auf seiner festen Ebernburg auf; so 
bot er Luther im Laufe des Winters 1520 wiederholt eine Zuflucht 
auf derselben Burg an, und erklärte dem kaiserlichen Beichtvater, 
wo Luther gute Sachen spräche, wolle er ihn vertheidigen gegen 
alle Welt, und Rock, Kinder und Leben daran setzen; so nahm er 
den Caspar Aquila, den sein Eifer für Luther in's Gefangniss 
gebracht hatte, nach seiner Flucht aus der bischöflichen Haft mit 
Weib und Kind bei sich auf. 

Seine ganze Vergangenheit wies Sickingen auf ruhige und sach- 
gemässe Behandlung der Rechtshändel. War er doch selbst Amt- 
mann ; für seine streitschlichtende amtliche Thätigkeit in Kreuznach 
haben wir noch die Belege in mehreren, durch ihn mit einem Kollegen, 
Meinhart von Koppenstein , vorgenommenen Theidungen aus den 
Jahren 1505- 1510 22^ die in grellem Contrast stehen zu der straf- 
rechtlichen Thätigkeit, die Hütten einige Jahre später im Dienste 
des Erzbischofs von Mainz in Erfurt und Halle übte'^ 

Auch ausseramtlich erscheint Sickingen als Theidungsmann ; so 
gab z. B- Johann Herr von Reifferscheid an W^ilhelm Graf von Renne- 
berg und unserm Sickingen die Vollmacht, den Zwist zwischen ihm 
und dem Erzbischof von Trier gütlich l>eizulegen **. Noch in einer 1521 
Dienstag nach dem heil.-drei-König Tag von Melchior von Rüdesheim 
ausgestellten Urkunde ist von der erfolgreichen gütlichen Unter- 
handlung des ehrenfesten, sondern, lieben Hauptmannes und Freundes 
Franz von Sickingen die Rede*^. 

22 Münch. Franz von Sickingen, II, S. 10 ff. 
«8 StrausB, Ulrich von Hatten S. 73 f. 
2* Münch a. a. 0. III, S. 4. 
«Münch III, 17. 
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Auch wo er i^ellKst Partei war, sehen wir Sickingen Theidungen 
vornehmen. So hahen wir z. B. noch einen Vertrag zwischen 
Herrn Hans HolTwart von Kirchheim, Ritter, un<l Franziskus von 
Sickingen, des Schlosses Holienhurg halber, durch Herrn StefTan 
von Venninjjen, Ritter, und andere betheidingt d. d. Jacobi 152^2. 

Fassen wir das Resultat zusammen, so finden wir, dass Sickingen 
die Fehde nicht Bedurfniss ist ; dass, wo er sich zur Fehde ent- 
schliesst, sie in erkennbarer Weise nicht wegen eines « Triebes nach 
Machlerweiterung)), sondern vielmehr in dem Gefühl unternommen 
wird, dass eine Ritterpflicht zu erfüllen sei. In erkennbarer Weise 
sind es zunächst nicht eigennützige Interessen, welche er verficht, 
vielmehr ist es ein Dienst, den er Genossen, den er dem Schutzhern, 
den er Dienern und Klienten erweist. Dass er diesen Dienst nicht 
mit materieller Einbusse verrichtete, sondern sich, den Anwalt der 
Partei, schliesslich gleichfalls schadlos hielt, ist richtig, aber durchaus 
menschlich und natürlich. 

Prüfen wir diese Charakteristik an der ersten grösseren Fehde, 
die auch für die Beurtheilung der Trierer von Interesse ist. 



I. Die Wormser Fehde. 



In Worms, der «Mutler der Reichstage» und dem wenigsten» 
zeitweiligen Sitz des Kammergerichls, traten all die Gegensätze, 
welche das Reich zerklüfteten, in engem Raum um so heftiger auf. 
Nadidem die Stadt seit dem 14. Jahrhundert ihre Selbständigkeit 
nicht hatte behaupten können, war sie fjisl ganz dem Bischof preis- 
gegeben, der selbst nicht viel mehr war als ein Vasall des Pfalz- 
grafen. Seit 1483 hatte die Stadt sich denn auch in den Schutz des 
Pfalzgrafen begeben. Zwar erklärte Friedrich III. sie im Jahre 1488 
für eine Reichsstadt und cassirte alle Verträge, welche sie dem 
Reich zuwider mit dem Bischof abgeschlossen hatte. Wirklich nahm die 
Stadt die Besetzung der Aemter mehrmals alleiii vor, so dass der 
Klerus mit Protest auszog. Aber schon 1501 kam der Bischof mit 
dem Pfalzgrafen wieder in die Stadt und vollzog die Besetzung nach 
altem Herkommen. Im folgenden Jahr brach der Streit von 
Neuem aus. 

Als dann nach dem Tode des Bischofs, 1503, Reichard von 
Rippur, der zur Partei des Pfalzgrafen gehörte, gewählt worden, fiel 
derselbe in dem pfalzbaierischen Krieg gleichfalls in die kaiserliche 
Acht, und die Stadt erhielt alle Hoheitsrechte, welche der Bischof 
bisher besessen hatte. Demnach wurde die Verfassung der Stadt 
mannigfach geändert und das Stadtgericht mit einem gelehrten 
Juristen, Dr. Balthasar Meyel, besetzt ; dieser ward auf Lebens- 
zeit als Schultheiss angestellt. Vergebens suchte der Bischof wieder 
in den Besitz der alten Rechte zu gelangen. Erst 1509 kam ein Com- 
promiss zu Stande, zufolge dessen man auf die Rachtung von 1386 
zurückging. 
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Der Bischof selbst war mit. dem Abkommen nicht zufrieden, ja 
nahm eine schon von seinem Vorgänger erhobene Besilzstörungsklage 
auf; aber der Kaiser inhibirte das Verfahren. Das dann ad perpe- 
luam rei memoriam beim Kammergericht erwirkte Zeugenverhör ward 
durch die Sladt verhindert. So wandte der Bischof sich endhch im 
Jahre 1510 an die Reicbsstände, ihm zu seinem Rechte zu verhelfen. 
« Ich werde », schloss er seine Darstellung der Vorgänge von 1494 — 
1510, «ich werde in alle Wege unbillig wider Recht von offen- 
barlicher Gerechtigkeit verdrungen, umgelrieben, zu unleidigen Kosten 
und Verderben bracht, und mag kein gebührlich Gerechtigkeit 
erlangen, das doch billig alle fürstliche Herzen erbarmen und zu 
Mitleiden bewegen sollte. » 

Wirklich bewogen die Fürsten den Kaiser zu einem Mandat an 
das Kammergericht (29. April 1510), dem Bischof wegen einiger Punkte 
gegen die « Widerpartei » unverzüglich Recht ergehen zu lassen. 
Allein vier Tage darauf (3. Mai) erliess der Kaiser ein anderes 
Mandat, worin er den kais. Kammerprocurator für die W^iderpartei 
erklärte und jedes Vorgehen gegen die Stadt untersagte. «Wir 
haben», so hei.sst es in diesem Mandat, «in Kraft unser und des 
Reichs Acht und Oberacht, darin derselbe Bischof in dem vergan- 
genen baierischen Krieg um sein Ungehorsam und Verachtung 
gefallen ist, dieselben Wag, Zoll und ander Gerechtigkeit als confis- 
cirt dem ehrsamen... Bürgermeister und R.ath der Stadt Worms 
gnädiglich zugestellt, ihnen auch ernstlich geboten, sich derhalb in 
keine Antwort noch Rechtfertigung zu begeben. Demnach empfehlen 
wir Euch ernstlich und wollen, dass Ihr auf des Bischofs zu Worms 
Klag in Rechten wider die genannten Bürgermeister und Rath zu 
Worms nicht procedirt, urtheilt noch handelt und ihm allein um die 
berührten sein Spruch und Forderung gegen unsern Fiskal als die 
Widerpartei Recht ergehen lasst, wie sich gebührt. » Es sollte also 
nur untersucht werden, ob der Kaiser das Recht gehabt habe, 
während der Acht dem Bischof jene Einkünfte zu nehmen. Auf dem 
Reichstag zu Köln (1512) kam die Sache wieder zur Sprache; dem 
Kammergericht ward abermals aufgegeben, dem Bischof «förderlichst 
und unverzüglichst zu Recht zu verhelfen und sich durch kein 
Mandat, Befehl oder sonst ichts irren zu lassen. s> Es blieb indess 
bei dem blossen Befehl, und das Kammergericht, überzeugt, dass 
dem Kaiser nicht mit einer schnellen Justiz gedient sei, Hess die 
Sache liegen *. 

Sickingens Stellung zu diesem Streit zwischen Stadt und Bischof 
war durch die Geschichte seines Geschlechts und seine eigene 

' Arnold, Verfassnngsgeschichte der deutschen Freistlitte IT, S. 4ß5 ff. 
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Vergangenheit bestimmt. Die Burg Sickingen war kurpfalzisches 
Lehen. Wie der Vater unseres Franz, Seh wicker, pfalzischer Amt- 
mann in Ebernburg und Kreuznach gewesen, so war auch Franz 
Amtmann in Kreuznach und Beckein. Bald trat sein ältester, nach 
dem Grossvater benannter Sohn gleichfalls in pfälzische Dienste. 

Auch zu dem bischöflichen Stift in Worms bestanden directe 
Beziehungen. War doch ein Reinhard von Sickingen 1445 — 1482 
selbst Bischof von Worms gewesen«. Und als im Jahre 1482 — 1483 
die Stadt Worms mit dem Nachfolger dieses Bischofs, Johann III., 
dem früheren kur pfalzischen Kanzler, über die Form der Huldigung 
im Streite lag, wählte der Bischof neben einem Geistlichen Herrn 
Eitel von Sickingen als Schiedsrichter, während die Stadt den Alt- 
ammeister Peter Schott von Strassburg und den Altbürgermeister 
Arnold Holzhausen von Frankfurt erkor 3. Unser Ritter aber war 
ein Lehnsmann des Bischofs Reinhard, der so bitterUch über Ver- 
gewaltigung klagte. 

Da der Bischof selbst aus der Stadt ausgeschlossen war, so fun- 
girte der Offizial als sein Vertreter *. Dieser aber hatte mit der Stadt 
über die Rechtspflege die heftigsten Kämpfe auszufechten. W^as 
besonders streitig war, können wir entnehmen aus der spätem 
Pfalzgrafenrachtung von 1519, welche in 67 Artikeln die Raths- und 
Gerichtsverfassung neu bestimmte. Hiernach gehörten alle geistlichen 
Sachen, wie Zehnt- und Ehestreitigkeiten, vor die geistlichen 
Gerichte. Güter der Bürger, auf denen geistlicher Zins ruhte, hatten 
ihr Forum vor dem weltlichen Gericht. Unter einander durften die 
Geistlichen liegende Güter vor geistlichem oder vor weltlichem Gericht 
verkaufen und auflassen. Der Geistlichen ungeweihtes Gesinde war 
in persönlichen Civilklagen der geistlichen, in allen dinglichen und 
peinlichen Klagen der welllichen Gerichtsbarkeit unterworfen. Die 
Juden endlich hatten in peinlichen Sachen ihren Gerichtsstand vor 
dem Rath, in bürgerlichen vor dem Stadtgericht, aus Zinswucher vor 
dem geistlichen Gericht. 

Mit Ausnahme von Injurien- und Erbzinssachen durfte in bür- 
gerlichen Streitigkeilen nur appellirt werden, wenn das Streitobjecl 
den Werth von 50 Gulden erreichte. Appellalionssachen mussten, 
wenn der Appellant nicht die Verweisung an das Kammergericht 
forderte, vor das bischöfliche Gericht gebracht werden &. 

Auch das Kammergericht griff in die Geschicke der Stadt 
wesentlich mit ein. 

2 Arnold a a. 0. S. 450. 

3 Arnold S. 4ß0 f. 

4 Vgl. Arnold S. 458. 

5 Arnold S. 49:) ff. 
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Auf dem Reiclistag zu Costnitz 1507 einigte man sich, das ganz 
in der Luft schwebende Kammergericht nach den Wormser Be- 
schh'issen auf sechs Jahre herzustellen und seine Besetzung fester zu 
regeln. Zu Regensburg ward dann auf Grundlage der kanonisch- 
römischen Doctrin eine neue Kammergerichtsordnung aufgerichtet. 
Der Reichsabschied zu Costnitz hatte in §. 24 bestimmt, dass das 
Kammorgoricht das erste Jahr zu Regensburg gehalten, das folgende 
Jahr aber ohne alle Verzögerung und Säumniss gegen Worms vor- 
rücken und allda die bestimmte übrige Zeit aushalten solle, «sofern 
der Bischof, Pfafflieit und die Stadt daselbst mit einander vertragen 
und vereinigt werden». Aber die Vereinigung kam noch immer nicht 
zu Stande. 

Der Reichsabschied zu Köln, gegeben am 8. October 1512, 
bestimmte in § 21, dass der Irrung und Span halber, die zwischen 
dem Bischof von Worms und der Stadt bestehen, « wir jetzt etliche 
Kommissarien , so unparteiisch seind, verordnen, hiezwischen und 
des nächsten unsers Reichstags gütlich zu handeln, ob sie die Par- 
teien vertragen möchten». Als dann 1513 der Reichstag und zugleich 
das Kammergericht zu Worms gehalten werden sollte, brach zu Anfang 
des Jahres in der Stadt ein wilder Aufstand aus, der ohne Zweifel 
vorbereitet war und von bischöflichen Rechtsgelehrten geleitet ward. 
Dass der Bischof selbst dahinter steckte, kann um so weniger einem 
Zweifel unterliegen, als er aus seinem Vorhaben schon in dem 
Schreiben von 1510 kein Hehl gemacht hatte. «Wo abermals», so 
heisst es zum Schluss, « diese E. G. gnädig Fürbitt und Forderung 
bei kais. Majestät nit Statt und Vortrag erlangen, so geh ich E. G. 
in der Wahrheit zu erkennen, dass mir und meinem Stift solches 
länger zu erleiden nit möglich, sondern Pflicht und Nothdurft 
mich zwingen werden, Recht und Gerechtigkeit an 
Orten und Enden zu suchen, da ich traue und hoffe, 
dieselbe zu bekommen.» 

Eine ganz geringfügige Veranlassung zu einer Missstimmung bil- 
dete den Ausgang der systematisch betriebenen Agitation, bei der Halb- 
gelehrte, insbesondere ein Fürsprech, dann aber auch Advokaten und 
Räthe, desgleichen ein Notar des bischöflichen Hofs als die leitenden 
Personen hervortraten. Es waren namentlich Dr. Ludwig Sachs, 
Johann Diefenbach, Licentiat beider Rechte und Magister Balthasar 
Schlör, der Notar. Ohne Zweifel durch diese Männer bestimmt, ver- 
langte das Volk, dass man der Stadt Advokaten, Doctoren, Gerichts- 
schreiber und andere Gelehrte Urlauben, dass ferner keine gelehrte 
Rathsperson mehr im Rath sein oder vor Ralh oder Gericht im Recht 
etw-as reden solle. Abgesehen war es wohl vor allem auf den rechts- 
gelehrten Schultheiss und den Stadt seh reiber Glantz. 
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Trotzdem der Kammerrichter und die Beisitzer des Kammerge- 
richts die Aufruhrer zur Vernunft zu bringen suchten, ging die 
Bewegung voran. Der fiscalische Kammerprocurator ward durch 
Drohungen zum Schweigen gebracht, ja zur Flucht genothigt. Die 
siegreiche Partei entsetzte Bürgermeister, Schulthoiss, Schöffen und 
Gericht. 

Als dann der Landvogt mit Dr. Ludwig Sachs eine Unterredung 
pflog, meinte dieser, der Landgraf solle nur gemach vorgehen ; es 
wäre schon ein Bundschuh vorhanden und wurde vielleicht noch ein 
grösserer kommen denn er wähnte. Sobald der alte Rath wieder 
eingesetzt worden war, brach im folgenden Jahre 1514, den 12. Fe- 
bruar, ein neuer Aufstand aus, in dem der Kammerrichter Valentin 
von Sundhausen , Doctor der Rechte , vom Pöbel angegriffen , 
geschlagen und gestochen ward, so «dass er mit grosser Eil und 
Noth davon entwichen und in ein Haus entronnen». 

Im Mära ward von dem Landvogl strenges Gericht gehalten. Wäh- 
rend einige der Rädelsführer am 1. April am Leben oder Leib 
gestraft wurden, ward eine Anzahl anderer, die entflohen waren, 
in die Acht erklärt. Unter den Geächteten befanden sich namentlich 
Ludwig Sachs, Johann Dieflenbach und Balthasar Schlör. Der Kaiser, 
der die Strafen bestätigt hatte, überwies in einer Urkunde vom 
10. Juni das confiscirte Vermögen der Geächteten dem Bürgermeister 
und Rath zu Worms « zu Ergötzlichkeit merkliches Schadens, so sie 
in Rechtfertigung und Straf des Uebels, auch davor in der Irrung und 
Empörung gelitten ». 

Es ergingen demnach « acht Confiscations- und Zustellungs- 
briefe y> «. 

Mehrere der aus W^orms Geflohenen und dann Geächteten fanden 
bei Sickingen auf der Ebernburg eine Zuflucht ; einzelne nahm der 
Ritter formlich in seinen Dienst, vor allen den bischöflichen Notar 
Schlör. Mit dessen Flucht aber hatte es eine eigenthömliche Be- 
wandtniss. Allerdings war der Notar zur Zeit der Unruhen in Worms 
gewesen, hatte dann aber Ende Februar im Auftrag seines bischöf- 
lichen Herrn eine Reise an den kaiserliclien Hof gemacht, und zwar 
auf Rath einiger Lehnsmannen des Bischofs, namentlich auch Sickin- 
gens. Am 6. April kehrte er von dieser Sendung zurück, um nun 
seine inzwischen erfolgte Aechtung und die Gonßscation seines Ver- 
mögens zu erfahren. Da seine mehrfachen Versuche, diese Massregeln 
rückgängig zu machen, erfolglos blieben, so suchte er Hülfe bei 
Sickingen, dem tapferen Vasallen seines Herrn. Sickingen hatte die 

ö Vgl. das Schreiben der Stadt vom 27. December 1518 bei Munch 
a a. II, 86. 
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Ueberzeugung, das Achtdekret sei hinter dem Rucken des Kaisers 
und durch Ueherrumpelung desselben erwirkt. Der Wormser Stadt- 
schreiber Glantz hatte intime Beziehungen zu der kaiserlichen 
Kanzlei. 

Wohl in Voraussicht der kommenden Ereignisse hatte Sickingen 
sich von Schlör gewisse Forderungen desselben gegen "Wormser 
Burger übertragen lassen. Die Zeit der Uebertragung war später 
.streitig; während die Stadt behauptete, die Cession sei erst nach 
der Achtserklärung erfolgt , behauptete Sickingen das Gegentheil. 
Diese letztere Angabe ist gewiss die richtige. In der Umgebung des 
Rischofs, in der man den Aufstand aufmerksam verfolgte, — und 
zu ihr gehörte Sickingen, — konnten die Folgen desselben nicht 
übersehen werden. Insbesondere mussten die rechtsgelehrten Räthe 
die Aechtung der Anstifter ins Auge fassen. Rieth doch spater, wo 
Sickingen seinen Anschlag auf Trier plante, derselbe Schlör auch 
wegen der aus der Rechtordnung sich ergebenden pecuniären Folgen 
von dem Voihaben ab. 

Sickingen forderte nun im Interesse seines neuen Dieners, der 
sich .seines ganzen Vermögens beraubt sah, einige der Wormser 
Schuldner zur Zahlung auf. Der hauptsächlichste derselben war Ni- 
colaus Knobloch, der von Schlör früher ein Kapital von 150 Gulden 
erhalten hatte, wofür er eine jährliche Gülte von 7 Gulden ent- 
richten musste. Knobloch stellte das Darlehen nicht in Abrede, 
lehnte aber die Rückzahlung ab, ohne Zweifel wegen der Aechtung 
des Gläubigers, in Folge deren die Forderungen an die Stadt 
übergegangen waren. So wandte sich nun Sickingen zunächst an 
Schultheiss und Schöffen ', und als dieser Schritt keinen Erfolg 
hatte, Allerheiligen 4514 an Bürgermeister und Rath mit dem «gütlich 
Erfordern, Ritt und Begehr», den Knobloch, dem sein Diener Schlör 
vor längerer Zeit « auf sonder Vertrauen und Glauben zu seinem 
merklichen Nutzen anderthalb liundert Gulden geliehen, zu wei.sen, 
zu vermögen und zu halten», diese unläugbare Schuld sonder längern 
Aufenthalt zu bezahlen, oder aber ihn in der Stadt länger nit zu 
dulden, damit, wie es wörtlich hei.sst, «rieh .solch Bezahlung von ihm 
bekommen mag und deshalb Weiterung vermieden bleibe, wie ich 
mich Solches der Billigkeit nach zu Euch versehe ». 

Das Gesuch setzte die Stadt um so mehr in Verlegenheit, als 
sie über die eingezogenen Güter bereits verfügt hatte, insbesondere 
auch zu Gunsten des Leonhard von Dürckheim, Rom. Kais. Majestät 
Amtmann zu Hochfelden. Dass die Sache einigermassen das Licht 

7 So geht ans dem folgenden Schreiben an den Bürgermeister und 
Rath hervor. Münch a. a. 0. III, 3. 
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scheute, zeigt die Drohung, welche Dürckheim später, als er wegen 
der ihm überwiesenen Güter ins Gedränge gerielh, der Stadt gegen- 
über aussprach : « wo Ihr diesen Handel uf mich trecken wollten, 
würde ich verursacht, mich meiner Nothdurfl halben auch zu ent- 
schuldigen und zu eröffnen, was Ihr deshalb mit mir gehandelt, dess 
ich doch viel lieber entbresten und Euer darin verschonen wollte»». 

Sickingen gegenüber suchte die Stadt dadurch einzulenken, 
dass sie ihn auf den Rechtsweg verwies, ja «damit gemeine Stadt 
deshalb ohne Forderung blieb und weder Sickingen noch Dürckheim 
sich nit zu beklagen hätten», war Knobloch bereit und Willens, 
«die sieben Gulden erschienen Gülten hinter kais. M. Kammergericht 
zu legen, jeden seiner Gerechtigkeit seinethalb unverhindert zu 
gewarten» 9. 

Da aber die Stadt Gewaltschritte fürchtete, so ersuchte sie das 
Reichskammergericht um Schutz und Hülfe, und dieses erliess in 
Erwägung, «dass es unbillig und des Reichs gemeinen Constitutionen, 
sowie dem Landfrieden ganz zuwider wäre, dass Jemand mit eigener 
Gewalt, ohne Recht, thätliche Gewalt üben solle», ein Inhibitorial- 
mandat bei Pön der Acht, das dem Ritter auf Ebernburg insinuirt 
wurde. Der Kammerbote bescheinigte : «das hat er gutwilliglich ange- 
nommen als sich geziemt.» Ohne sich an dieses Mandat zu kehren, 
forderte Sickingen von der Stadt in einem weitern Schreiben Genug- 
thuung, widrigenfalls würde er gedrungen, seiner Herren Freunde 
und Gesellen Rath zu heben, wie er von Stadt und den Dürgern 
Bezahlung bekommen möchte lo. Und abermals wandte sich die 
Stadt an das Kammergericht, das am 27. Februar ein zweites Mandat 
erliess, worin es dem Ritter drei Rechtstage setzte und ihm aufgab, 
der Stadt Worms mit Gütern oder Bürgschaft Sicherheit zu gewähren, 
dass er sie nicht, dem Landfrieden zuwider, angreifen und beschä- 
digen werde". 

Nun ward ein Schiedsgericht in Vorschlag gebracht, womit 
Sickingen sich principiell einverstanden erklärte. Da aber über die 
Wahl der Schiedsrichter eine Einigung nicht erzielt werden konnte, 
so bestand Sickingen darauf, « die Stadt solle ihre Bürger zur 
Zahlung nöthen und zwingen. » Die Stadt jedoch, deren Darstellung 
wir hier folgen, liess sich durch die Bitten der bedrängten Bürger 
bestimmen, sie vielmehr zu schirmen : «denn ohn das müssten sie 

8 Manch ü, 78. 

9 Münch II, 16. 

10 Munch a. a. 0. 

" Wigand : Wetzlar'sche Beitiäge I, 243. Nach den Akten des Reichs- 
kammergerichts. 



lx*^or^'eri \iri(\ .-tüml»' \»»r Au^»n, «ia^-? «^-ie ua« h Gti^talt der Sachen 
zu zwciUifUtT fW^iliIuii^' ;^^'«irurl^'^?n %\er'i»^n n.'Vhten. das sie doch 
mit P.e< lil zu thuii riit ^..hul.li^ wjren. • Zu^rlei« h trin^ren Bürger 
und Stadt heim Kainin»'rv'*n« ^it \«»i\ Ziiul« h^t ^teilte Knobloch 
die Difnjiiiatiori— Kla;:e an. Am !28. Febiu.ir 1515 12 erlies< das Kain- 
inerjrerirht an Si -kin^^^n die Aufl'-rderuii^', s^-in Reiht und seine 
Forrleiiin;: d;irznt!iuii oder AuferUvun;: ewi^-^n St i lisch weijrens zu 
j:e\värti;:en. Sickin^'en lii»lt si- h ni« ht für \»*r|»tliLhtel, dieser Auf- 
forderung: zu ent^|»^e< heil, und s«» l»li»^h die Sache liefen. 

Brjr;zerniei>t»*r und Ratli der SlatU daire^ren einwirkten ein 
Mandat, w^xlunh auf ihr demütlii^lirli Ansuchen uui weiter nothdürAi«; 
Hilf und Mandate widt*r denselben Sifkin^'en \>ei schweren Penen 
und des Reichs Arlit ern^tiiili gehott^n ward, <r>ich aller gewaltsam 
Ihätlichen Handlun;:en und Vornehmens jre^en die Stadt und der 
BüFj^^er Leih, Hab und Güter zu enthalten, noch durch Andere in 
kein Weise zu heschädi^'«»n, sondern, wo er, Franziskus, Spruch 
oder Forderung: zu dem Bürj^ermeister und Rath, den Burgern oder 
gemeiner Stadt zu haljen gedachte, dieselben, wie sich ordenllichs 
Rechten gebühre, vorzunehmen und ledlich Ureach dagegen vor- 
zubringen, warum das nit sein sollt ^^.i^ 

Nun versuchte Sickingen durch an die Zünfte gerichtete Schreiben 
diese zu bestimmen, in seinem Sinne auf den Rath einzuwirken. 
Die Briefe at)er Helen dem Rath in die Hände, und dieser sali sie 
als einen Versuch an, Sedition und Aufruhr zu machen i*. Abermals 
wandte sich Bürgermeister imd Rath an das Kammergericht cum 
Hilf des Rechten 3 mit Citation und Mandaten. Es erging denn auch 
ein schärferes Mandat, worin wegen des an die Zünfte gerichteten 
Schreibens kaiserlicher Majestät und des Reichs Acht und sonst alle 
andere Pen der angezogenen Constitution und kaiserlichen Satzungen 
angedroht wurden und der Ritter vorgeladen ward, <rauf nämlich 
Zeit und Tag zu erscheinen », also auf den schon in dem ersten 
Mandat bestinmiten Termin , den t25. März. Ausserdem ward 
Sickingen bei einer Strafe von 25 Mark löthigs Gold befohlen, inner- 
halb Tagen nach Verkündigung des Mandats bei dem Kammer- 
gericht «genugsam Caution und Versicherung mit Gütern oder Bürg- 
schaften zu thun}i>, dass er nichts gegen die Stadt oder deren Bürger unter- 
nehme und auch keinen Andern anstifte oder unterstütze i^. Am 5. Män^ 
foiderte Sickingen seinerseits die regierenden Herren der Stadt noch- 

12 Wigand I, 243. 
18 Münch a. a. 0. II, 17. 

1^ Die Darstellung Sickingens bei Münch II, 27 f., die der Stadt daselbst 
S 17. 

1* Nach dem Auschreiben vom 24. April bei Münch II, S. 17 f. 
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mals auf, seinen Diener Schlör, der sich vor Kaiser und Reichs- 
ständen zu Recht erbiete, zu seinem Vermögen gelangen zu lassen, 
widrigenfalls er demselben seine Hülfe nicht verweigern könne i«. 

Die Verschiedenheit der .Anschauungen liegt zu Tage. Sickingen 
hatle zu dem «itzt in Worms» sitzenden Kammergericht kein 
Vertrauen. Das verhehlte er denn auch dem Gericht selbst keines- 
wegs, vielmehr erklärte er dem Kammerrichter, dass das Gericht, 
so lange es in Worms seinen Sitz habe, ihm nicht gefalle. Ja er 
soll geradezu begehrt haben, «solch Kammergericht an ein ander 
Stadt, so der Ehrbarkeit geneigter, zu verrücken », ein Begehren, 
worin die Stadt ihrerseits die Absicht erblickte, den bösen Anschlag 
zu Aufruhr und Zwietracht um so besser zu erreichen. Wenn sich 
hingegen Sickingen auf den Kaiser und die Reichsstände berief, so 
ward ihm dieser Weg, wie es scheint, vorzüglich durch die Be- 
mühungen des Stadtschreibers verlegt. So sollte die Stadt denn auch 
büssen. 

Am 22. März nahm Sickingen, unterstützt von den aus Worms 
Geflüchteten, auf einem Wormser Schiff den Rhein hinab befor- 
derte W^aaren in Beschlag und die auf dem Schiff befindlichen 
Bürger gefangen, um sie auf die Ebemburg abführen zu lassen. 
Während dieser Vorgang am Morgen stattfand, übersandte Schlör den 
Nachmittag in eignem Namen einen Fehdebrief". Am 25. März, 
einem Sonntag, erklärte dann auch Sickingen von der Ebernburg 
die Fehde durch ein Schreiben ^«^ das am folgenden Tage in Worms 
anlangte. Es war derselbe Tag, an dem Sickingen, wie er selbst in 
diesem Fehdebrief hervorhob, vom Kammergericht in die Acht 
erklärt werden sollte. 

Schlör's Fehdebrief machte geltend, dass Bürgermeister und Rath 
ihn bei kais. Majestät und Sr. Majestät verordneten Commissarien 
verschiener Zeit mit unbegründtem, un wahrhaftigem Vorbringen, als 
ob er Erkundigung der Ufrührer, durch bemelte kais. Commissarien 
hievor zu Worms beschehen, geflohen und derohalben sich der Stadt 
Worms geverlich entäussert hätte, wiewol solchs die Unwahrheit, 
und vo Not, öffentlich zu Tagen das Widerspiel mit treffenlichen zu 
beweisen, rücklich verklagt, und dann durch ihr und der Ihren 
ungestimes Anhalten ein vermeinte Acht, sein unverhört oder 
-citirt, wider ihn erlangt, ferner in Schein derselben sein Hab 
und Güter durch die Ihren verschlissen lassen, die Seinen us 

16 ülmann S. 38 Anm. 2. 
" Wigand I, 246 f. 

1» Wigand I, 245 f., auch in dem Ausschreiben der Stadt Worms bei 
Münch II, 20. 
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seiner Hauswohnung j,^etriel)en, nachlolj^end solch sein Hab und Gut 
genommen, zeirissen, zerstreut und anderen zu thun in ihrer Stadt 
gestattet, auch sonst in andere Wege ihn merkhcli verletzt und 
beschwert, dieselben Güter auf sein überflüssig Rechtserbieten nit 
wiedergostellt, noch vermeinte Acht, der sie Usbringer und Ursächer 
seien, abgeschaflt hätten, und solchs alles wider Recht, Erber- und 
Rilligkeit, auch des heil. Reichs ufgerichte Ordnung von ihnen und 
den Ihren fürgenommen und geschehen sei. 

Sickingens Fehdebrief aber erklärte : « Nachdem ich vielfaltig 
schriftlich das mvn verbrieft und bekanntlich Schuld an Euch, mir 
die verschaffen von Euern Rürgern, als der Ihr zur Billigkeit mächtig, 
zu bezahlen erfordert hab und mir aber über solichs und alles myn 
überflüssig erbar und recht Erbieten von Euch und den Euern das 
nit hat mögen widerfahren, sondern bis anher mutwilliglich verhalten, 
darzu meinen Boten, so ich deshalb mit erbars Inhalts offen on ho- 
lenden Briefen meiner Nothdurft nach an alle Eure Zunft geschickt, 
aber solche Schiiftcn ihm durch die Eueren gewaltiglich entnommen, 
Ihr auch unverursacht durch Euer onbegründt Anbringen bei kais. 
Majestät Kammergericht erlangt, mich nächstkommenden Montags in 
Acht zu erkennen, dero und anderer Euerer vielfältigen unerbaren 
Händel halben will ich Euer, Bürgermeister und Raths, abgesagter 
P^eind sein, dazu ganzer Gemeinde, alldieweil die Euch, solich unge- 
recht, unehrbar Regierer, ihrer und der alten ehrbaren Stadt Worms 
zu Gebern dulden und leiden. » 

W^ährend Sickingen sein «eigen angeboren Insiegeb aufdrückte^ 
bediente Schlör sich des Sickingenschen Siegels, weil er eigens In- 
siegels dieser Zeit Mangel hatte. 

An den von Sickingen gepfändeten Gütern war auch ein Strass- 
burger betheiligt, und da deshalb der Rath von Strassburg bei 
Sickingen Klage erhob, erfolgte am 11. Mai nicht nur eine höfliche 
Entschuldigung, sondern auch Leistung von Schadenei'satz durch 
Zahlung von 25 Gulden i». 

Inzwischen war am 16. April vom Kaiser die Acht gegen 
Sickingen und seine Anhänger ausgesprochen worden. Derselben 
folgte am 24. April ein Ausschreiben der Stadt Worms an die Kur- 
fürsten und Fürsten. In diesem von echt mittelalterlichen Rechts- 
gedanken beherrschtem Ausschreiben wird Balthasar Schlör, des 
bischöflichen Hofs zu Worms geschworner Notarius, «der aus ver- 
dammter Vermischung geboren», als unter den Aufrührern «der 
vordersten Einer» bezeichnet, «nach allerhand Erkundung unter 
den Uebelthätern und der geschwinden, gelährlichen Sedition und 

19 Politische Korrespondenz der Stadt Strassburg, I, S. 3. 
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Faction durch kaiserlicher Majestät Landvogt und andern Kommis- 
sarien, und der dazu crimen laese maiestatis, Verletzung kaiserlicher 
Majestät Hoheit, begangen und demnach der Verwaltung seiner 
Habe und Güter Verwirkt erfunden, öffentlich ausgerufen und ange- 
zeigt, auch flüchtig worden, und darum von kaiserlicher Majestät in 
des heiligen Reichs Acht und Aberacht erkannt und erklärt. » 

Diesen Menschen nun, so hören wir, hat Franz von Sickjngen 
eaus eigenem vorgesetzten, unverursachten Unwillen», damit er 
einen Schein einer Forderung oder Ansprach an uns, seinen fürge- 
nomen ai'glistigen Anschlag der Aufrühre erlangen möcht,» als seinen 
Diener angenommen, und <3C kaiserlicher Majestät und der ausgangen 
Acht zuwider unterstanden zu verlheidingen. » Zu den Helfershelfern 
Sickingens gehörten «viel derjenigen, die vormals der bösen Conspi- 
ration, Sedition, Empörung und Auflauf halben, durch sie in unser 
Stadt begangen, von kais. Majestät Befehl eines Theils gestraft, 
eines Theils der Stadt V^'^orms verwiesen, eines Theils meineidig und 
ehrlos entlaufen und darum von Kaiser!. Majestät in des Reichs Acht 
erkannt und erklärt seien, die Franziskus noch ccin seinem Haus 
zu Ebernburg enthält und fürschubt.» 

Das Alles gereiche «zu merklicher Schmach, Verachtung und 
Ueberfühiiing Rom. Kais. Majestät und des heiligen Reichs ufgerichten 
Ordnungen, Landfrieden, guldin Bull, Reformation und des heiligen 
Reichs Gericht und gemein Recht, und auch zu sonderlicher Ver- 
achtung unser gnädigsten Herren, der vier Kurfürsten, Freiheiten und 
sonderlich unsers gnädigsten Herrn Pfaltzgrafen Ludwig Kurfürsten, 
durch dess Fürstenthum, Landschaft und Gebiet er die Gefangenen 
bei hellem lichten Tag geführt, dess Lehnsmann, Diener und Pflicht- 
verwandter er doch ist. » 

Nun folgt die Schilderung der dem Kammergericht zugefügten 
Schmach. Sickingen habe das Begehren gestellt, das Kammergericht 
an eine andere Stadt zu verrücken ; « wo das nit beschäh und 
dann ihnen, des Kammergerichts Verwandten, darüber Etwas von 
seinen Helfern, der er nit aller mächtig und einstheils auch nit kennet. 
Etwas widerführe, wollt er sich dess entschuldigt und freigestellt 
haben «>}^. Sickingen selbst behauptete, er habe dem Kammergericht «nit 
ungeschickts » geschrieben und berief sich auf sein eigenes Schreiben 
und auf die Antwort, welche er von kais. Majestät Kammergericht 
empfangen <i. Billig, so fahrt das Ausschreiben fort, hätte Sickingen 
vor Augen haben sollen «die schwere Straf der Recht von denen, 
so kaiserl. Majestät Hoheit verletzen und Aufruhr im Volk und 

80 Münch a. a. O. II, S. 20 f. 
si Manch U, S. 30. 
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Städten zu inarlien iinterritehon, » und sich deshalb mit nichfen 
unlerslaiiden haben, ¥S4tlich erschnVkenlich, ^n^usani, ^ftige Zwie- 
tracht, Sedition und Empruunjr zwisclien uns und unser Gemeinde 
zu erwecken, verursaclien und zu machen». Schon an einer früheren 
Stelle ist neben der k;iiserL Maje?ftät und des Reichs Acht auf alle 
<fdie andern Pön der (in den Mandaten) angezogenen Con- 
stitution und kaiserl. Satzun^^en hingewiesen. Gemeint 
ist ohne Zweifel die l>erüchti^'^te lex Arcadia, auf die in dem letzten 
Achtsdekret deutlich hingewiesen ist und die wir auch in unserm 
Gutachten eingehend besprochen finden. 

«Darum», so schliessl das Ausschreil>en, «ist an Euer kurfürstliche 
und ffirslliche Gnaden u. s. w. unser unterthänig dienstlich freund- 
lich ßitt, den vorgenannten Franziskum mit seinen Helfern und 
Helfershelfern als Verbrechern (gegen?) kaiserl. Majestät und des 
heiligen Reichs Landfrieden, auch gemeiner Rechten und der 
Ehrbarkeit Verschmäher, nindert in Euer kurfürstüchen und 
fürstlichen Gnaden u. s. w. Landschaften und Gebieten zu enthalten 
noch fürzu sc hüben , sonder, wo die bekommen werden möchten, 
die anzunehmen, zu strafen und dermassen gegen ihnen zu fahren, 
damit Andern, dergleichen zu unterstehen, abschuwig gemacht und 
man dergleichen fürder im heiligen Reich überhoben bleiben möge.» 

Am 4. Mai erging ein Urtheil des Kammergerichts in Sachen 
des Bürgermeisters und Raths der Stadt Worms einer- und Sickingens 
anderseits. Die Stadt hatte nicht nur den von Sickingen bewiesenen 
Ungehorsam gegen die Mandate des Kammergerichts angeklagt, 
sondern zugleich angezeigt, dass Sickingen sowie Balthasar Schlör, 
den jener als einen öfTenllichen und verkündeten Aechter und Verfolger 
der Stadt bei sich gehalten und otlenbar dazu angereizt habe, ihnen 
in offenen Briefen Fehde zugeschrieben und Wormser Bürger und 
Bürgerinnen, die in einem pfalzgräfisch vergeleiteten Schill auf 
dem Rheinstrom gefahren, eigengewaltiglich überfallen. Einen er- 
schossen, etliche verwundet, beraubt und in grosser Anzahl gen 
Eberburg geführt, auch um das Ihrige geschätzt, wie das nunmehr 
durch das ganze römische Reich deutscher Nation bekannt gewoixien 
sei. Hierdurch sei er als Brecher des Landfriedens in des Reiches 
Acht und die angedrohte Geldstrafe verfallen. Der Kammerprocurator- 
Fiscal trat dem Antrage der Stadt bei und am 4. Mai erkannte das 
Kammergericht auf die Acht. Das Urtheil, das als ein sehr schleuniges 
gelten konnte, lautet m : c Nachdem von Sickingen wider kaiserlich 
Gebot, an ihn ausgangen, darin ihm bei kaiserl. Majestät und des 

^ Wigand I, 247 f. ohne Datum. Es ist ohne Zweifel identisch mit 
dem von Ulmann S. 40 Anm. 4 angeführten Achtdekret vom 4. Mai. 
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Reichs Acht, gejjen den j^emelten Bi'irjj^ermeister, Ralh und ge- 
meiner Siadl Worms mit thatlich und gewaltiger Handlung nichts 
fürzunehmen, geboten worden, mit Schriften an die Zünfte ge- 
melter Stadt, dadurch er dieselben einem Rath abfallig oder unge- 
horsam zu machen unterstanden, freventlich gethan, deshalben er 
nachmals mit kaiserl. Ladung an diesem kaiserl. Kammergericht, 
um zu sehen und zu hören, sich darum in gemelte Acht gefallen zu 
sein erklären, fürgeheischen, aber als ungehorsam ausblieben und nit 
erschienen, sunder danach gedachtem Bürgermeister, Rath und Ge- 
meinde ein offen Vehde zugeschrieben, und davor mit gewaltigem 
Angriff, Beraubung, Hinwegschleifung und Schätzung etwo viel ihrer 
Bürger und in ander thatlich Wege gegen ihne gehandelt, wie dann 
solches Alles kundlich und offenbar, so ist auf bemelt ungehorsam 
Ausbleiben, beschehnem Rufen und alle Handlung zu Recht erkannt, 
dass der gemelte Franziscus von Sickingen um obbemelt sein Ueber- 
fahrung und freventlich gewaltige und thatliche Handlungen in kaiserl. 
Majestät und des Reiches Acht gefallen, erklärt und erkennt werden 
soll, den wir auch hiemit dieser Urtheil darein erklären, sprechen und 
denunciren, auch darauf den gedachten Bürgermeister und Rath nolh- 
dürftig Executor. und Process in gewonlirh Form erkennen.» 

«Nachdem Franciscus von Sickingen auf und um sein Ungehorsam 
und ^Verachtung eines kaiserlichen ausgegangen Mandats seine muth- 
willige Vehde, Bürgermeistern, Rath und Gemein dieser Stadt Worms 
zugeschrieben, und ander sein kundlich und offenbar gewaltig Angriff, 
Beschädigung und Handlung auf Erklagen und Erfolgen gemelter 
Bürgermeister und Rath durch das kaiserl. Kammergericht in 
kaiserl. Majestät und des Reichs Acht mit Urlheil und Recht erklärt 
und gesprochen ist, darum anstatt kaiserl. Majestät so denunciren 
und verkünden wir denselben Franciscus von Sickingen in solch 
kaiserl. Majestät und des Reichs Acht, setzen ihn aus dem 
Frieden in den Unfrieden, und erlauben sein Leib, Hab 
und Gut den gemelten von Worms und allermäniglichen.» 

Die Stadt machte wirklich Anstalten, dieses Urtheil zu ihren 
Gunsten zur Ausführung zu bringen. Vor dem Licentiaten Hinzhover 
erschienen nämlich Bürgermeister und etliche des Raths und nahmen, 
wie das darüber aufgenommene Protokoll *3 besagt, «in Kraft des Ur- 
theils und des Reichs Constitutionen an alles und jedes, was der von 
Sickingen im heiligen Reich hett, es sei liegends oder fahrends, 
was das Namen hat, nichts ausgenommen, in was Händen das sei 
und sonderlich, was bemelter Franciscus hat in Kraft einiger Ver- 
schreibung und Pfand oder in ander Weg, auf der Pfalz und sunst, 

23 Wigand I, 249 f. 
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wo er das hat oder haben maj^. Item, seine Hof, die er hat zu 
Heppenheim an der Berjjstrass, in der Stadt Allze, auf dem Gaue 
in Kreutzennach , zu Lambstadt, zu Sobern, zu Mensheim. Item 
nehmen die von Worms auch an alle und jede Verschrei bung, 
Bürgschaften und ObHgationen, darzu der von Sickingen ihre Bürger, 
nächst gefangen, gedrungen hat, mit allen und jeden Rechten und 
Nutzungen und derselben Bürgschaft, Gaution und Vergewissung, 
wie ihm die obligirt seien. Item alle und jedliche Dörfer, Gemein- 
schaft oder Theilung. Item alle seine Schlösser und Burg. Item 
Eberburg, die Burg mit Steinen, Burgtall oder Tall und das alles 
und jedes mit ihren Zu- und Ingehörungen, und wollten die be- 
rührten von Worms ihr Gemüt in selben hiemit declarirt haben, 
mit Bitt darum, sie darin in Kraft jetzt ergangener Urteil und aller 
ander Constitutionen des Reichs immittiren, ihne Immission und 
Arileitbrief, auch sunst all ander notdürftig und gebürlich Mandat 
ihne mitzuteilen, auch alle und jede Verpfändung, Alienation und 
Zustellung, die ihr Widertheil, Franciscus von Sickingen, vor und 
in seiner Acht gethan het, wem das geschehn war, und in wess 
Hand das kommen war, als fürgenommen in fraudem zu reformiren, 
cassiren und annulliren, und ob es Not war, gegen den Inhabern 
Ladung, um zu sehen und zu hören, dieselben alienationes und ven- 
ditiones zu cassiren, und sunst auch gebürlich Mandat, um die ein- 
zunehmen, in der besten Form erkennen und den dickgeraelten von 
Worms gedeihen zu lassen. d 

Das Protokoll ward mit dem Vermerk versehen : D. Judex deli- 
berabit. Ob noch etwas in der gefahrlichen Sache geschehen, ist 
unbekannt; die Akten enthalten keine weitere Vertagung. 

Das am 24. April ergangene Ausschreiben der Stadt hatte die 
gewünschte Wirkung: am 15. Mai erging in der kaiserl. und des 
heil. Reichs Stadt Augsburg gegen Sickingen ein zweites kaiserliches 
Achtsmandat, und zwar in ungewöhnlich scharfer Form**. Dasselbe 
ging ganz auf die Gedanken des Wormser Ausschreibens ein, und 
motivirte die verschärften Strafen mit dem Hinweis darauf, dass 
Sickingen «Uns in unser kaiserl. Hoheit angegriffen, indem dass 
er unserm kaiserl. Kammerrichter und Beisitzern ein vermessene 
drohliche Schrift, absageweise, dafür die wohl zu achten ist, zuge- 
schickt, darin unter anderm angezeigt, als ob sie unser kaiserl. 
Kammergericht, das doch vormals durch Uns und des Reichs Kur- 
fürsten, Fürsten und Stände aus sondern beweglichen Ursachen gegen 
Worms gelegt und geordnet ist, an andere Ende verrücken und 
also ausserhalb unser und gedachter Stände Befehl oder Willen, 

2* Münch II, 32— 3ö. 
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seines Gefallens, damit handeln sollte ». Gleichzeitig stellte das 
Achtsmandat fest, dass «die Parteien, Boten oder ander Personen, 
so ihrer Nothdurft Sachen und Geschäft halben, dasselb Kammerge- 
richt besuchen müssen, keinen freien Zu- oder Abgang darzu haben 
oder gebrauchen mögen, sondern darunter beraubt, ihnen Brief, Geld 
und anderes genommen, wie dann kurz verschiener Zeit beschehen 
ist ». Demnach war eingetroffen, was Sickingen vorhergesagt : dass 
dem Kammergericht in Worms «von sein Helfern, der er nit aller 
mächtig und einstheils auch nit kennet, etwas widerführe». 

Weil also Sickingen, so heisst es weiter, «unser selbs kaiserlich 
Person beleidigt und verletzt und dadurch die Pene und Straf des 
Lasters, zu Latein crimen lese majestatis genannt, verwirkt und nit 
allein sich selber, sondern auch nach Sag weiland unser Vorfahren 
am Reich, Römischer Kaiser und Könige löblicher Gedächlniss Con- 
stitution und Ordnungen seine Erben und derselben Erbenserben 
in absteigender Linien derselben Penen und Strafen theilhaftig 
gemacht hat», werden er und diese Erben «hinfür in ewig Zeit aller 
und jeglicher Ehren, Adels u. s. w., dazu auch aller und jeder Hab und 
Güter.., so er, Franciscus, in seiner Gewaltsam hat und besitzt oder 
künftiger Zeit durch Erbfall oder in ander Weise überkommen oder 
erlangen würde, oder... so er vor dieser seiner ungebürlichen Vehde 
und Handlung den Lehnherren ausgeschrieben gehabt oder verkauft 
oder sonst in anderer Gestalt zu seinem Vorlheil hingeben, verändert 
oder veräussert hätte, davon oder daran nichts ausgenommen, die 
dann alle samentlich und sonderlich Wir als unser und des heil. 
Reichs confiscirt und heimgefallen Güter uns ewiglich zugeeignet, auch 
von unsern wegen zu unsern Händen und Gewalt anzunehmen und 
einzuziehen befohlen». 

Wie Sickingen, so wurden auch seine Erben von aller Gesell- 
schaft und Gemeinschaft des Adels ausgesondert, er selbst in die 
Schaar der unvernünftigen Thier und ehrlosen Menschen gezält, und 
seine Söhne, «ob er die viel oder wenig hätte», in Kraft obberührter 
kaiserl. Constitution und Rechte aller väterlicher, mütterlicher, anherr- 
licher, anfraulicher und anderer zufallender Erbschaft, auch was 
ihnen aus Testamenten oder anderen letzten Willen oder sonst zu- 
stehen möchte, ganz entäu.ssert und unfähig gemacht, also dass sie 
in ewiger Armuth und Dürftigkeit verstrickt und behaft, ihr Leben 
beschwerlich und der Tod kurzweilig und ergötzlich sein soll. 

So ward also das berüchtigtste Gesetz der byzantinischen Kaiser- 
zeit, die Lex Quisquis der Kaiser Arcadius und Honorius vom Jahr 
397 in zum Theil wörtlicher Uebertragung auf unsern Ritter und 
seine Familie angewandt. Eine Ausfertigung dieses Mandats wurde 
dem kaiserl. Statthalter, Regent und Rath im obern Elsass zugesandt 
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und befohlen, dasselbe allenthalben in der Landvo*,dei anschlagen und 
verkünden zu lassen. Die mit der Ausführung Säumigen waren in 
dem Achtdekret selbst mit der kaiserl. und des Reichs schwerer 
IJngnad und Straf bedroht und dazu einer Pen von tausend Mark 
löthiges Goldes, die ein Jeder, so oft er freventlich hiewider thäte, 
an die kaiserl. Kammer unablässlich zu bezahlen verfallen sein sollte. 

Von einer Ausführung des Achtdekrets, das übrigens Sickingen 
als nichtig angrilT, war trotzdem im Ernste keine Rede. Landvogt und 
Rath von Unterelsass thalen nur alles Mögliche, um aus Schlettstadt, 
Colmar und andern Orten den Wormsern rasche Hülfe zuzuführen. 

Sickingen seinerseits erliess am 19. Mai einen wahrhaftigen 
Bericht auf das ungegründt Ausschreiben derer von Worms, gerichtet 
an die Kurfürsten, Fürsten, Prälaten, Grafen, freien Herrn, Ritter, 
Rittermässigen, Amtleute, Bürgermeister, Schultheisse, Richter, Räthe, 
Bürger und Gemeinden, seine gnädigsten, gnädigen Herren und gute 
Freunde ^. In diesem Bericht constatirt unser Ritter, dass der Bischof 
zu Worms, sein gnädiger Herr von wegen seiner fürstlichen Gnaden 
und ihres Stifts auf Begehr röm. kaiserl. Majestät in tretlenlichem Rath 
vieler seiner Gnaden, Prälaten, Ritter, Knechte und Lehenmann, unter 
denen er damals auch einer gewesen, beschlossen habe, eine Botschaft 
zu ihrer kaiserl. Majestät zu schicken, und da nun seine fürstliche 
Gnad in solchen Sachen vor Andern Meister Balthasar Schlör gebraucht 
habe, so sei dieser abgefertigt. Nachdem er auf St. Matthis Tag 
(24. Februar) zu Worms angeritten, habe er den Kaiser nach dem 
Sonntag Oculi zu Weiss im Land an der Ens angetroffen, seine 
Werbung gethan und Abschied empfangen und sei dann Donnerstags 
vor dem Palmtag (29. März) zu seinem gnädigen Herrn wieder kommen 
und habe Relation gethan. 

Da ihm, Schlör, nun bericht worden, dass ihm die Zeit seines 
Ausseins alle seine Habe, so er zu Worms in seiner Hauswohnung 
gehabt, aufgezeichnet, verscliossen und wo er zugegen gewesst, viel- 
leicht als andere auch entleibt wäre, alles von Ursachen wegen, als ob 
er der Wormsischen Aufruhr mit Ursacher, theilhaft und derenhalb 
von der Handlung kaiserl. Majestät Landvogts zu Hagenau, so er in 
der Fasten anno 1514 zu Worms gehabt, flüchtig worden sein solt, 
habe er in Ansehen dieser Handlung und des Widerwillens, so die 
von Worms gegen ihn, seiner getreuen, dem Stift gethanen Dienst 
halber getragen, und weil er befunden, dass er in solchen Verdacht 
durch die von Worms gesetzt, doch seinethalben unverschult, kaiserl. 
Majestät alsbald ohn einig Verziehen schriftlich ersucht, seine Un- 
schuld darzuthun, um Verhör gebeten. Darauf habe der Kaiser an 

«5 Münch II, 22—31. 
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den Landvog^t in Unterelsass geschrieben ; was Inhalts, sei gedachtem 
Balthasar verborgen, und auch den Landvogt vielfaltiglich, .schriftlich 
und mündlich, durch viele der Prälaten und Ritterschaft ersucht 
um Verhör und Verantwortung, welches doch alles Balthasarn durch 
seine Missgunder ufgehalten imd verschoben sei. 

Darüber habe nun Balthasar sich gegen ihn, Sickingen, hochlich 
beklagt und gebeten, ihm gegen und wider die von Worms als den 
rechten reizenden Ursacher zu Verhör und Verantwortung zu ver- 
helfen mit dem Erbieten, aus allen seinen Händeln, bürgerlich oder 
peinUch, vor röm. kaiserl. Majestät, ihrer Majestät Hofrath, Kammer- 
gericht, Kurfürsten, Fürsten und Ständen des Reichs jedem zu Recht 
zu stehn, und zwar so, dass man den Nachrichter, Züchtiger oder 
Henker, wie der dann bei jedem genannt werde, ihm an die Seite 
stellen möge, und wo sich erflnde, dass er anders als einem 
Biedermann gebührt, gehandelt, ohne alle Gnade darum Recht em- 
pfange. 

Auf dieses Erbieten und weil er, Sickingen, seine Treue und 
Ehrbarkeit erkannt, da er vielen seiner Herren und Freunde getreu- 
lich, willig und unverdrossen gedient, auch Schlörs Unschuld, der 
beziegenen Flucht, gewusst, habe er sich desselben angenommen und 
ihm zugesagt, so weit sich sein Vermögen Leibs und Guts erstrecke, 
ihm zu Verhör und Antwort zu verhelfen wider die von Worms. 
«Darauf mir dann», so fährt Sickingens Bericht fort, «Balthasar etlich 
seiner Nahrung übergeben und zugestellt, ohne alle Vorwort und 
Verding, nit in Schein des Argen, wie die von Worms mit Unwahr- 
heit anzeigen, welche übergebene Nahrung, Schulden und Gülte ich 
auch alsbald an solch Schuldleute zu W^orms und anderswo, geistlich 
und weltlich, gefordert, mir die hinfür zu entrichten. Das alles längs 
vor Usbringung einer von den von Worms berümten Acht beschehen.^ 

Die von Worms hätten nun aber allerlei erdichtete Dinge, «mit 
Zulegung anderer mehr unwahrhaftiger, ungehörler, verächtlicher 
Schmähworte, die ich kaiserl. Majestät zuwider geredt haben soll, 
ohn Scham an kaiserl. Hof geschrieben und dann ihren Stadt- 
schreiber ebendahin abgefertigt, der dann, oncitirt oder -berufen, 
onverhört, onbekannt Balthasars und meins Erachts uf ungestüm An- 
halten, zurück kaiserl. Majestät, on Wissen, oder ufs wenigst uf on- 
wahrlich Bericht, ein vermeinte Acht wider Balthasar ausgebracht, wie 
solches in Ansehung des Achtbriefs oder Handlung klärlich erscheint, 
dann in solcher Acht wird gemeldt, dass gedachter 
Balthasar Slör, mein Diener, von des kaiserl. Land- 
vogts gehabter Handlung flüchtig worden sei, und dann 
haben die von Worms ihm das Sein gewaltiglich genommen und 
Anderen zu nehmen gestattet >». 
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Nachdem alle Bemühungen, Schlör zu Recht zu verhelfen, 
umsonst gewesen, habe dieser itm scldiesslich um einen Reuterdienst 
angesucht und gebeten, dass Sickingen ihm, als er ein Feind worden, 
zu Willen sei. «Also hat uns Gott, der Gerechtigkeit zu Steuer, ein 
glücklichen Angriff verluhen uf dem Rhein». Mit Unwahrheit, aus 
Neid und Hass, schrielx»n die von Worms ohn allen Grund, «dass 
ich unverwahrt meiner Ehren oder etwas anders, dann einem frommen 
von der Ritterschaft gebührt, gehandelt hab». 

«Auch dass ich dem Kammergericht etwas ohnschicklichs ge- 
schrieben haben soll, legen sie mir abermals als erdichtlich zu, wie 
sich das aus meinen Schriften und mit Antwort von kaiserl. Kammer- 
gericht klärlich darthun mag. 

c< Aus dem allem erscheint offenbar und klärlich, dass mein Gemüt 
nit zu einiger Aufruhr oder Handhabung unehrbarer Handlung, noch 
röm. Kaiser, unsern allergnädigslen Herrn oder sonst Jemands einigs 
Stands des heil. Reichs zuwider Aufruhr und Empörung, Einführung 
einigen Uebels zu erwecken, noch die Stadt Worms von Kais. Majestät 
oder dem heil. Reich zu wenden steht, wie das doch die von Worms 
in ihrem Ausschreiben und andere meine Missgonder mir zu Nachtheil 
einzubilden unterstehen, sondern alleinig den armen verdrückten zu 
feuvver (?)». 

Sickingen l)egnügte sich jedoch nicht mit einer Zurückweisung der 
gegen ihn und seinen Klienten erhobenen Anschuldigungen, sondern 
ging selbst zum Angriff gegen die Vertreter der Stadt über. Ihre 
ganze Darlegung, so hob der Ritter gleich in Beginn seines Berichts 
hervor, solle nur dazu dienen, « ihre lang vielfaltig, onehrbare, ge- 
waltsame, argthätige Händel mit solchen ihren beblümten Schriften 
zu beschönen jf) . An einer spätem Stelle sagt er bestimmter, dass sie 
«weder Gottes, seiner heiligen Kirchen noch Klöster, geistlicher und 
weltlicher, mit onehrbarem durchdringendem Fürnehmen und Verklei- 
nung göttlicher Dienst viel Zeit her nit verschont haben, dazu 
vielen von der Ritterschaft, fast meinen nächst gesippten 
Verwandten und besten Freunden ihre Gerechtigkeiten, Frei- 
heiten, Nutzungen, Herkommen und Gebräuche, auch gewaltiglich, 
unersucht, unerfordert oder -erlangt einichs Rechtens , entsetzen , 
ihnen heimschen und nehmen, welches selten beständigen Frieden 
Heden mag, wie wohl sie doch des Friedens sich in ihrem Aus- 
schreiben zu suchen und geneigt sein berühmen». 

So schwebe denn auch eine Anzahl Prozesse: «wie sie dann 
vielen Geistlichen und Weltlichen, in der sechst, acht, zehend, funf- 
zehend, zwanzigst, zwei und zwanzigst und mehr Jahr mit Ent- 
setzung und Verhaltung dos ihren durch scheinlich bezwenglich Pro- 
zess noch uf halten». 
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So nun dem also, so schliesst Sickingens wahrhaftiger Bericht, 
«und der mehrertheil Euer kurfürstlichen, fürstlichen Gnaden, Gnaden, 
Würden und Gunst der Wahrheit ungezweifelt wissen, steht meine 
unterthänig, hochdienstlich, fleissig und gütUch Bitt, denen von 
Worms keinen Glauhen zu geben, noch sich wider mich zu einigen 
Ungnaden, Widerwillen und Ungunst bewegen lassen, sondern 
meine Handlung und Benehmen gegen die von Worms 
für nothdringlich, von ihnen geursacht gnadiglich und 
günstlich erkennen und ermessen, mir desshalb gnädigste, gnä- 
dige, günstige Herren, gut Freunde und Gönner sein und bleiben. Das 
will ich unterthäniglich, dienstlich, freundlich und, wie ich soll, ungespart 
Leibs und Vermögens, allzeit zu verdienen willig erfunden werden». — 

Im Sommer 1515 war die Stadt Worms lediglich auf sich selbst 
angewiesen. Während Sickingens zahlreiche Freunde die Sache in 
eine gütliche Bahn zu lenken suchten, rieth der Wormser Stadt- 
schreiber eifrig ab, Sickingen zu gütlichem Verhör kommen zu 
lassen. Sickingen selbst, der dem Frankfurter Rath schon am 
8. Juni erklärt hatte, dass er in dieser Sache nichts anderes suche 
denn die ccbillich Ehrbarkeit» und kein Freund der Empörung sei, 
schrieb den 25. November demselben Rath, dass einer der Wormser 
Verlriebenen, Hans Hettelberger, von den Richtern päpstlicher Heilig- 
keit in Rom ein Urtheil erlangt habe, welches anerkenne, dass ihm 
Unrecht und Gewalt geschehen sei ; das müsse auch für die andern 
Vertriebenen gelten. Ulmann sieht darin ein recht hübsches Bei- 
spiel der Mittel, welche angewandt worden seien, um Worms ins 
Unrecht zu setzen. War denn nicht der Papst für die Mehrheit des 
deutschen Volks die höchste Autorität, namentlich wo es sich um 
eine Abgrenzung der kirchlichen und staatlichen Gerechtsame handelte? 
Und war es ein verwerfliches Mittel, diese Autorität anzurufen und 
nun gar für Sickingen, der als Anwalt der bischöfl. Partei da stand ? 

Nachdem im Frühling des folgenden Jahres sowohl Worms als 
die Worms untersfützenden Städte durch Wegnahme von Kauf- 
mannswaaren empfindlich gezüchtigt worden, behaupteten die von 
Rechtsgelehrten berathenen Städte, dass die pfalzgräfliche Obrig- 
keit wegen Unterlassung der exaclissima diligentia den Rechten 
nach zum Ersatz verpflichtet sei, um so mehr, da schon levissima 
culpa die Erstattungspflicht begründe und man obendrein für das 
Geleit Geld nehme *«. Ungefähr um dieselbe Zeit sah sich der grösste 
deutsche Rechtsgelehrte dieser Zeit, Ulrich Zasius, veranlasst die Lehre 
von der culpa einer Revision zu unterwerfen 27. 

26 ülmann S. 68 Anm. 4. 
»7 Stintzing : Zasius S 137 ff. 

3 



— XXXIV — 

Der Sommer des Jahres 1516 brachte Worms einige Erleichte- 
rung, da Sickingens Aufmerksamkeit durch den Krieg, welchen er 
in Gemeinschaft mit dem Herrn von Gerolzeck gegen den Herzog 
von Lothringen führte, abgelenkt wurde. Am Ende des Jahres schien 
die Sache wieder eine günstige Wendung zu nehmen. Freunde 
Sickingens hatten darauf hingearbeitet, den Zwist zwischen Worms 
und Schlör durch kaiserliche Kommissare entscheiden zu lassen. 
Sickingen selbst schrieb den 11. November an den kaiserlichen Rath 
Renner ,*^der im Gegensatz zu Nicolaus Ziegler dem Adel günstig war, er 
wünsche nochmalige Untersuchung und Ernennung von Kommissarien ; 
er bestand also einfach auf seiner früheren Forderung. Aber seine 
Gegner erwirkten am 6. Dezember ein neues Mandat gegen ihn, in 
Folge dessen die Verhandlungen sich zerschlugen. 

Am 3. Februar 1517 theilte der Kaiser dem Rath der Stadt 
Stadt Strassburg mit, dass er die Ebernburg belagern wolle. Sickingen 
seinerseits erliess Dienstag nach Pauli Bekehrung ein Ausschreiben 
an alle Reichsslände, worin er die Gerechtigkeit seiner Sache vertrat. 
Trotz aller Friedensliebe könne er seine Fehde nicht einfach beilegen 
und Balthasar unrestituirt zu Recht stellen. Seine Ritterehre erlaube 
nicht, denselben so auf die Fleischbank zu liefern. 

Inzwischen hatte der Kaiser am 23. April an Strassburg ge- 
schrieben, dass, da die auf den 12. März anbefohlene Hülfeleistung 
für Worms nicht zur Ausführung gekommen sei, der Rath nun sein 
Truppencontingent am 15. Juni in Worms haben oder aber das 
Geld dafür erlegen solle. Von Frankfurt aus war bereits eine In- 
struction ergangen, welche die Kurfürsten von Pfalz, Mainz und 
Brandenburg anwies, Sickingen das kais. Geleit zuzuschreiben und 
denselben, seinem mehrfachen Begehren gemäss, seiner Handlung 
halber zu verhören. Am 26. Juni erschien Sickingen vor den Kur- 
fürsten. Nachdem sein Verlangen nach Oeffentlichkeit der Ver- 
handlung abgeschlagen worden, überreichte er in dem zwei Tage 
später stattfindenden Verhör eine Denkschrift, in welcher er die 
Wormser Streitigkeiten nacli ihren Ursachen und Folgen darlegte 
und vor allem den Vorwurf zurückwies, als ob sein Thun zur 
Schmach und Verachtung des Kaisers gewesen. Auch habe er 
während der beiden ersten Jahre seiner Fehde nur den Wornisern 
Schaden zugefügt, erst später auch denen, welche den Wormsern 
Hülfe geleistet, wofern sie kein Geleit gehabt. « Dem Trutz und 
Poch» der wider ihn angehenden Städte gegenüber habe er sich 
zur Wehr setzen müssen. Er wünsche wieder einen gnädigen Kaiser 
zu erlangen, aber auch, dass Kaiser und Stände sich dieser Sache 
entschlügen ; dann hofle er von den Wormsern schon die Billigkeit zu 
erlangen . 
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Man einigte sich, dass die Waffen ruhen sollten, während die 
Kurfürsten an den Kaiser Bericht erstatteten. Der Kaiser zeigte sich 
befriedigt. Schon den 17. Juli enthob er von Augsburg aus Sickingen 
nebst seinen Helfern, Anhängern und Verwandten der Acht, Ober- 
acht und aller anderen Pönen, die für ungültig und unwirksam 
erklärt wurden bei einer Strafe von 50 Mark Goldes. Am folgenden 
Tage stellte er eine Instruction zu weiterer Verhandlung aus. Zwischen 
Sickingen und Worms sei einstweiliger Bestand zu errichten, übri- 
gens die Absolution sehr geheim zu halten. Der Strassburger 
Böcklin von Böcklinsau berichtete den 47. August von Worms 
an den Rath seiner Stadt, der Wormser Stadtschreiber befände 
sich am kaiserlichen Hofe. Was derselbe schreibe , werde ihm 
mitgetheilt. Die Wormser hätten ihm die Forderungen Sickingens 
schriftlich übergeben, die er hiermit übersende. In einem einge- 
legten Zettel wird hinzugefügt : « Nach dem Schreiben dieser Mis-. 
siven hat mein Herr Kammerrichter nach mir geschickt und mir 
gesagt, dass ein Anstand sig zwischen röm. kais. Majestät und 
Franciscus». Nach einem weitern Bericht vom 31. August hatte der 
Kammerrichter in der Nacht wieder nach ihm geschickt und ihm 
gesagt, dass die Stände des Reichs auf den 24. August sich auf 
Rotenburg zu erheben würden. 

Worms war unterlegen, Sickingen Sieger. Im Frühjahr 1518 
langte ein Schreiben aus dem kais. Hoflager an, worin der Ritter 
aufgefordert ward, persönlich zu erscheinen. Nach dem Ostertag 
ritt er an den Hof. Der kaiserliche Rath Ziegler, den Sickingen 
nicht ohne Grund für das Haupt seiner Gegner hielt, sandte ihm 
zum Willkomm ein Fässchen Wein, und erbot sich mehr zu senden, 
falls der Trank munde. 

Am andern Morgen fand die Audienz statt, der nur noch der 
geheime Rath von Renner beiwohnte. Sickingen trug seine Ent- 
schuldigung vor und der Kaiser erklärte Alles für ein blosses Sliss- 
versländniss ; er wolle dem Ritter wieder ein gnädiger Kaiser sein. 
Renner habe Befehl, über das Weitere zu verhandeln. 

Schlör, der die Wendung der Dinge in der Nähe seines 
Herrn beobachten konnte, hatte sich schon am 27. Juli 1517 an 
Dietrich Spät gewandt, um durch denselben zur Restitution und 
zum Austrag zu gelangen. Dieselben wolle er, wie auch sein Junker 
thun werde, geheim halten. Im Januar 1518 wandten sich dann die 
geächteten Wormser als des frommen Junkers von Sickingen Diener, 
Anhänger und Verwandte an die Stadt Worms mit dem Begehr, 
«dass Ihr unaufzüglich bei kaiserl. Majestät darob syt, wie 
Ihr uns zu Nachlheil die Acht wider Form und Rechten ausbracht 
habt, verschafft, dass wir der Sachen gegen Euch zu Verhör kommen 
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und jedem, was billig, widerfahre». Sickingen vornämlich aber trat 
für seine Klienten aufs entschiedenste ein. Den 11. August schrieb 
er an Peter Scher, der auf dem Reichstag zu Augsburg den zahl- 
reichen Wormser Gesandten entgegen zu wirken suchte und ertheilte 
ihm die Weisung, die Restitution der Vertriebenen vor dem recht- 
lichen Austrag zu erwirken. 

Am 23. September kam ein Friede zwischen Sickingen und 
seinen Feinden zu Stande, aber die Wormser Angelegenheit war 
damit noch keineswegs erledigt. 

Schlör konnte Sonntags nach Galli (16. Oktober) dem kaiserl. 
Landvogt mittheilen, dass röm. kaiserl. Majestät ihn auf seine Ent- 
schuldigung gnädiglich von der Acht absolviert und in seine Hab 
und Güter wieder restituirt habe. Bürgermeister und Rath der 
Stadt Worms erklärten freilich dem Landvogt noch den 25. Oktober, 
und wahrscheinlich nicht mit Unrecht, dass sie von Schlörs Absolu- 
tion und Restitution gar nichts wüssten, ihnen dieselbe auch nit ver- 
künt sei. 

Sonntag nach Elisabeth (19. November) schrieb Sickingen an den 
kaiserl. Rath Ziegler : «Nachdem Ihr mir jüngst geschrieben und 
begehrt haben, dass ich getreulichen Eleiss fürwenden und fordern 
wolle, damit die Mittel, durch röm. kaiserl. Majestät verordnete 
Kommissarien zwischen dem hochwürdigen Fürsten, meinen gnädigen 
Herrn, dem Bischof, seinem Kapitel und der Stadt W^orms in zwischen 
ihnen schwebenden Irrungen vorgeschlagen, durch gemelten meinen 
gnädigen Herrn und seiner Gnaden Kapitel, angenommen würden, 
das hab ich mit getreuem Fleiss kaiserl. Majestät zu nnterthänigem 
Gefallen und Euch zu freundlichem Willen gethan, und wiewohl 
unter denselben Mitteln etlich dem Stift abbrüchlich, altem Herkom- 
men und Gerechtigkeiten entgegen, so hat doch mein gnädiger Herr 
der Sachen zu gut dero viel umgangen und fallen lassen». An 
demselben Tag schrieb auch der Bischof an Ziegler, um ihm 
freundlichen Dank zu sagen für seinen ((treuen Fleiss in unserm 
und unsers Stifts Sachen bei kaiserl. Majestät und sunst.» 

Mit dem Tode des Kaisers Maximilian ward die Sachlage für 
Worms noch ungünstiger; indem der Pfalzgraf als Reichsverwesser 
an des Kaisers Stelle trat, verlor die Stadt und gewann der Bischof 
einen Schutzherrn. Am 17. Juni 1519 ward die Pfalzgrafenrachtung 
vollzogen, welche die Raths- und Gerichtsverfassung in Worms neu 
ordnete und bestimmte, dass neben 12 Patriciern und 18 Handwerkern 
wieder 6 Ritter gewählt werden sollten. Am 28. Juni 1520 ward end- 
lich der neue König gewählt, nachdem die in Augsburg versammelten 
Räthe Maximilians die Unterhandlungen in Deutschland gepflogen. In 
Mainz hatten um dieselbe Zeit kaiserl. Kommissare ein Abkommen 
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wegen Schlörs getroffen, nämlich dahin, dass ihm für alle Forderung 
und Anspruch, so er seiner Habe und Guter halber, die ihm in 
Worms vermöge der Acht genommen worden, zwölfliundert Gulden 
aus Gnaden und um Friedlebcns willen gegeben und gezahlt werden 
sollten. Die Zahlung erfolgte durch dieselben Kommissare, denen 
Schlör Quittung ertheilte. 

Als dann Karl V am 22. Oktober zur Krönung in Aachen einzog, 
war auch Sickingen beschieden. In Köln, wohin er den Kaiser be- 
gleitete, streckte der Ritter dem Herrn zweier Welten 20000 rhein. 
Gulden ohne Zinsen und Unterpfand vor. Am 23. 0kl ober ward zu 
Brüssel seine Bestallung als königlicher Rath,Kämmerling und Haupt- 
mann ausgefertigt. Schon nach seiner Aussöhnung mit dem Kaiser 
Maximilian hatte er eine Denkmünze schlagen lassen mit der Um- 
schrift : <iallein Gott die Ehr, lieb den gemeinen Nutzen, beschirm 
die Gerechtigkeit » ; in seiner neuen Eigenschaft liess er Münzen mit 
derselben Umschrift prägen. 

Welchen Respekt konnten Sickingen die Ordnungen des Reichs, 
die Mandate des Kammergerichts, die kaiserl. Acht einflössen? 
Behaupteten die Kurfürsten, dass sie in Kraft ihrer Freiheiten 
dem Kammergericht nicht unterworfen seien, so handelte Sickingen, 
ohne von dem Kammergericht Notiz zu nehmen, ganz wie er es für 
recht hielt. 



U. Die Fehde gegen Trier. 



2feig^te uns die Wormser Fehde Sickingen als eifrigen Anwalt 
eines Bischofs, in dem er seinen Lehnsherrn verehrte, den er in 
seinen altherkömmHchen Gerechtsamen heeinl rächt igt sah, so finden 
lÄir ihn später als einen ebenso heftigen Gegner eines Bischofs, und 
zwar des mächtigen kurfürstlichen Erzbischofs von Trier. Inzwischen 
ist mit dem Ritter eine grosse Wandlung vorgegangen : der gläubige 
Sohn der alten Kirche ward ein eifriger Anhänger der neuen, auf das 
Woii Gottes gegründeten Lehre. Hütten war es, der ihm die Verhält- 
nisse des Reichs in anderm Lichte erscheinen Hess. Durch Hütten ward 
er auch veranlasst, für Reuchlin gegen die Dominikaner einzutreten, und 
so bildete diese Fehde das Vorspiel zu der gewaltigen Unternehmung 
gegen Trier. Da der Konflikt Reuchlins mit den Dominikanern als 
ein typisches Beispiel der geistlichen Rechtspflege dieser Jahi'c be- 
trachtet werden kann und Sickingen hier Gelegenheit hatte, «das 
antichristliche Gesetz der Pfaflen» zu studieren, so darf an die letzten 
Stadien des Prozesses erinnert werden. Ich folge dabei der vortrefl'- 
lichen Darstellung von Strauss, dem in Böcking ein genauer Kenner 
des Rechts zur Seite stand i. 

Nachdem die Kölner einen kaiserlichen Befehl an alle Reichs- 
angehörigen erwirkt hatten, wonach der Augenspiegel Reuchlins, 
wo man ihn finde, confiscirt werden sollte, sah sich auch Reuchlin 
jeder Rücksicht entbunden und erklärte : «wer schreibt oder sagt, 
dass ich in meinem Rathschlag, die Judenbücher betrefTend, aus 
Befehl kaiserlicher Majestät gemacht , habe gehandelt anders 

1 Strauss : Ulrich von Hatten 'gesammelte Schriften VII) S. 147 ff. 
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denn ein christenlicher , frommer, ehrbar Biedermann, derselb 
lügt als ein unglaubhaftiger, leichtfertiger, ehrloser Bösewicht ; des 
erbeut ich mich zu Ehren und Recht fürzukommen.» Im Juni 
1513 fand er Gelegenheit, seine Vertheidigung dem Kaiser zu über- 
reichen und ein Mandat auszuwirken, das beiden Theilen Schweigen 
auferlegte. Aber schon einen Monat später hatten seine Feinde den- 
selben Kaiser dahin gebracht, dass er einen Befehl an die rheinischen 
Erzbischöfe wie auch an den Ketzermeister erliess, die Reuchlinsche 
Schutzschrift, wo sie sich fände, wegzunehmen und zu unterdrücken. 

Am 9. September 1513 forderte der Ketzermeister Hochstraten 
Reuchlin auf, am 15., also schon am sechsten Tage nach der Vor- 
ladung, in Mainz vor seinem Richterstuhl zu erscheinen. Auf den Protest 
des von ReuchUn geschickten Procurators wurde der Termin erstreckt, 
und so erschien den 9. Oktober Reuchlin in Begleitung eines 
Doctor theologiae und juris und eines adeligen Obervogts, die Herzog 
Ulrich zu seinem Beistande verordnet hatte. Als am 13. Oktober auf 
dem Richtplatz, wo schon der Scheiterhaufen aufgerichtet war, das 
Urtheil verlesen werden sollte, welches den Augenspiegel zum Feuer 
verdammte, da kam ein Bote aus Aschaflenbuig mit dem erzbischöf- 
lichen Befehl, kraft dessen das Inquisitionsgericht aufgehoben und 
Reuchlins Appellation an den Papst genehmigt wurde. 

Der Papst übertrug die Sache dem Bischof von Speier, der 
seinerseits zwei seiner Domherren mit der Entscheidung beauf- 
tragte, die Reuchlins Augenspiegel schützten, Hochstraten Still- 
schweigen und Kostenersatz von 111 rheinischen Gulden auferlegten 
und bei Strafe des Bannes geboten, sich binnen dreissig Tagen mit 
Reuchlin zu vergleichen. Da nun Hochstraten seinerseits an den Papst 
appellirte, fand sich auch Reuchlin veranlasst, die Akten nach Rom zu 
senden. Jetzt übertrug der Papst die Sache dem Kardinal Grimani und 
dann einer Commission von 18 Prälaten, vor der sich die Ver- 
handlungen unter immer neuen Winkelzügen der Mönchspartei Jahre 
lang hinzogen. Endlich am 2. Juni 1516 fand die öfFentHche Schluss- 
sitzung statt, in welcher das Urtheil gefallt werden sollte. Der Vor- 
sitzende und die Beisitzer stimmten alle für den Augenspiegel, bis 
auf den magister sacri palatii, den Dominikaner Prierias. Der Papst, 
der den mächtigen Predigerorden fürchtete, erliess ein mandatum de 
supersedendo, d. h. die Sache wurde nicht entschieden, sondern nieder- 
geschlagen. 

Hütten war während seines zweiten Aufenthaltes in Italien dem 
Gange des Prozesses mit lebhafter Theilnahme gefolgt. Unter dem 
letzten Juli 1516 schrieb er aus Bologna an Nicolaus Gerbel, die 
Rettung sei nahe; Hochstraten habe mit den Ungeheuern Summen, 
die er verschwendet, nichts ausgerichtet. Einen Monat später gaben 
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ihm seine Freunde aus Rom immer noch gute Hoffnung ; aber er 
fürchtete aufs Neue den Einfluss des Sophislengoldes, da er die 
Geldgier und BestechUchkeit der römischen Höflinge kannte. 

1519 im August war Hütten in Stuttgart bei Reuchlin und 
erschien dem guten Alten, der mehr moi'alischen als physischen Muth 
halte, in dem bevorstehenden Kriege als Helfer. Als das feindliche 
Heer sich der Stadt näherte, setzte Hütten es mit Sickingens Vermitt- 
lung bei den Anführern durch, dass im Fall einer gewaltsamen Er- 
oberung der Stadt Reuchlins Haus durch ülTentlichen Ausruf im 
Heer sicher gestellt werde. Später ging Sickingen selbst mit Hüllen 
zu Reuchlin, bezeugte ihm seine Ehrfurchl und versprach ihm in 
Bezug auf seinen alten Sireithandel alle Hülfe. Die aufgelaufenen 
Prozesskosten schlug Reuchlin schon 1515 auf mehr als 400 Gold- 
gulden an. 

Am Freitag nach St. Jakobslag erliess Sickingen eine Erforderun^ 
und Verkündigung an Provinzial, Prioren und Convente des Prediger- 
ordens deutscher Nation, und sonderlich an den Bruder Jakob Hoch- 
slralen, von wegen des hochgelehrten und weltberühmten Herrn Johann 
Reuchlin, beider Rechte Doctors. Da er, Franz, als Liebhaber von 
Rechl und Billigkeit, in Betracht ferner, dass Reuchlin seinen Ellern 
oflmals gefällige Dienste erzeigt, auch, so viel an ihm gewesen, sich 
befleissigl habe, ihn, Franz, in seiner Jugend zu silllicher Tugend 
zu unierweisen, ob solchem ihrem Fürnehmen nicht unbillig Miss- 
fallen Irage, so stehe an Bruder Hochslraten und dessen Ordens- 
obere sein Begehr, gemeldeten Doctor Reuchlin fortan ruhig zu 
lassen, auf den Grund des speierschen Urlheils ihm Genugthuung zu 
geben und insbesondere die ihnen auferlegten Prozesskosten im Be- 
irage von 111 Gulden an ihn zu entrichten, und zwar binnen Mo- 
natsfrist nach Ueberantwortung dieses Briefes. 

Bald nachdem der in seinen Mitteln ganz erschöpfte Reuchlin 
von Pirkheimer ein Darlehen von 30 Goldgulden erhallen halle^ 
fing der Fehdebrief an zu wirken. Um Weihnachten kam der Do- 
mini kanerprovincial zu dem Ritter nach Landstuhl und auf sein 
Bedeuten machten sich bald darauf zwei Abgesandte des Ordens zu 
Reuchlin auf den Weg. Dieser war klug genug, sie an Sickingen als 
seinen Beschützer zurückzuweisen. Erst versuchten sie allerhand 
Winkelzüge und verlangten Fristen, aber Sickingen zeigte ihnen vollen 
Ernst. Um die Unterhandlung mit diesem zu erleichtern, veran- 
lassten sie nun Hochslraten, seine Aemter als Prior und Inquisitor 
nieder zu legen, und Ende Mai 1520 hatte Reuchlin die ihnen 
in Speier auferlegteu Prozesskosten in gutem Gold in Händen. 
Ueberdies erliessen die Dominikaner ein Schreiben an den Papst, 
in welchem unter ehrenvoller Erwähnung Reuchlins um gänzliche 
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Hinlegung des Handels auf ewige Zeilen gebeten war. Aber als ächte 
Pfaffen hatten sie das mit dem stillen Vorbehalt gethan, es unmit- 
telbar darauf als erzwungen zu widerrufen. In diesem Sinne 
schickten sie dem ersten Schreiben eilig andere nach. Am 23. Juni 
4520 erfolgte ein päpstliches Breve, das die speiersche Sentenz 
förmlich kassirte, Beuchlins Buch verdammte und den Verfasser in die 
gesammten Prozesskosten verurtheilte. Hochstraten, in seine nur zum 
Schein verlorenen Stellen alsbald wieder eingesetzt, und seine wür- 
Brüder schlugen das Breve in Köln mit Jubel an. 

Sickingen musste sich noch einmal in den Handel legen. Er Hess 
sich durch Hütten ein Schreiben an den Kaiser aufsetzen, auch die 
Kurfürsten von Mainz und Sachsen um ihre Verwendung in der Sache 
bitten. Beuchlin selbst lud er auf die Ebernburg ein. Aber der 
schwach gewordene Gelelifte hatte schon zu Anfang desselben Jahres 
einen Lehrstuhl des Griechischen und Hebräischen an der Universität 
Ingolstadt angenommen, um im Frühling 1521 sein altes Hauswesen 
in Stuttgart wieder aufzusuchen und im folgenden Winter nach 
Tübingen überzusiedeln. Am 30. Juni 1522 starb der hochverdiente, 
vielgeärgerte alte Mann an der Gelbsucht. Wie es mit der Beitreibung 
der Kosten des langjährigen Prozesses, die ihm schliesslich auferlegt 
worden, gehalten ward, erfahren wir nicht. 



Im Januar 1520 war Hütten bei Sickingen auf Landstuhl und suchte 
ihn ebenso für Luther, wie kurz vorher für Beuchlin zu stimmen. 
Sickingen hatte es damals besondersauf Ferdinand abgesehen. Ihm wid- 
mete Hütten die Schrift aus den Zeiten Heinrichs IV, zu dessen Gunsten 
und wider Gregor VII. verfasst, die er das Jahr vorher in der Bibliothek 
zu Fulda gefunden hatte. Sie Karl selbst zu widmen, davon hielt der 
Umstand ab, dass dieser noch in Spanien war; aber auch an ihn 
wandte sich Hütten in der Zueignung. <i:Einen grössern Dienst könne 
beiden jungen Fürsten Niemand erweisen, als wer sie nicht länger 
Knechte sein lasse. Knechte der römischen Bischöfe aber seien alle 
diejenigen deutschen Kaiser gewesen, welche sich die Demüthigung 
bei der Krönung, die Eingriffe in die Begierung, die Plünderung 
Deutschlands, wie sie seit langem herkömmlich geworden, habe ge- 
fallen lassen. Die beiden erlauchten Brüder sollten dem Erpressungs- 
und Bevortheilungssystem, welches die Päpste in Deutschland in An- 
wendung bringen, ein Ende machen, ihr Begiment damit eröffnen, 
dass sie den Deutschen die Freiheit wiedergäben und jenen ihr Bauben, 
Plündern und Trügen legen.» 

Im Lauf des Juni, als man in Bom die Verdammungsbulle gegen 
Luther zu Stande brachte, schrieb dieser sein Buch: an den christ- 
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liehen Adel deutscher Nation. Anfangs August erschien die welthisto- 
rische Schrift, in welcher dargelegt ward, dass die Geistlichen das 
Wort Gottes und das Sakrament sollten handeln, — das sei ihr Werk 
und Amt, — und dass sie der Obrigkeit unterworfen sein müssten. Der 
Papst solle bestehen, naturlich nicht als Oberherr des Kaiserthums, 
noch als Inhaber aller geistlichen Gewalt. Zunächst in Deutschland 
solle man einen Primas haben mit seinem eigenen Gericht und seinen 
Kanzleien der Gnade und Gerechtigkeit, vor welchen die Appellationen 
von den deutschen Bischöfen zu bringen seien. 

Vom September an finden wir Hütten auf der Ebernburg. Eben 
schickte Sickingen sich an, zur Begrüssung des aus Spanien ange- 
kommenen Königs Karl abzureisen, «Tag und Nacht», rief Hütten 
dem den Rhein hinaufziehenden Kaiser zu, «Tag und Nacht will ich 
Dir dienen ohne Lohn; manchen stolzen Helden will ich Dir auf- 
wecken ; Du sollst der Hauptmann sein, Anfänger und Vollender ; 
es fehlt allein an Deinem Gebot.i» 

Am 28. Januar 1521 hatte Karl den Reichstag zu Worms 
eröffnet. Auf Andrängen der Stände des Reichs war Luther unter 
Zusicherung freien Geleits berufen. Im April trat er die Reise an. 
Inzwischen war auf der Ebernburg ein seltsamer Gast eingetroffen, 
der Franziskaner Glapion, des Kaisers Beichtiger, der Sickingen anlag, 
er möge Luther veranlassen, unterwegs bei ihm einzukehren. In der 
That sandte Sickingen seinen Gast Mai-tin Bucer mit etlichen Reitern 
nach Oppenheim, um dem durchreisenden Luther die Einladung 
auszurichten. Aber dieser antwortete, wenn der kaiserliche Beich- 
tiger etwas mit ihm zu thun habe, so könne das in Worms ge- 
schehen. 

Am 16. April schrieb der päpstliche Nuntius aus Worms: 
« Eben erfuhr ich durch verschiedene Boten und den Lärm des 
laufenden Volkes, dass der grosse Häresiarch seinen Einzug hielt. 
Ich schickte einen meiner Diener, der mir berichtete, dass er bis 
zum Thor der Stadt von vielleicht hundert Reitern, ich glaube 
Sickingenschen, begleitel wurde. » Derselbe Aleander meinte, dass 
Sickingen jetzt allein in Deutschland König sei. « Die Prälaten zittern 
und lassen sich verschlingen wie die Kaninchen.]» 

Am 17. konnte der Nuntius die Instruction feststellen für die 
Leitung des Verhörs. Der Kaiser befahl ganz nach seinem Wunsche. 
Aleander bestimmte die Fragen, welche der Offizial von Trier in 
des Kaisers Namen an Luther richten sollte. Der Offizial, der in 
demselben Hause mit Aleander wohnte, Wand an Wand, hatte Luther 
angekündigt, dass, wenn er jeden Widerruf ablehne, das Reich schon 
wissen werde, wie es mit einem Ketzer zu verfahren habe. Am 1. Mai 
schrieb Hütten, das Vorgeben, als sei Luther berufen woixlen, um 
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sich zu verantworten, sei eine Löge gewe^sen; man habe ihm ja 
keine Verantwortung gestallet. Und nun behaupteten einige Juristen, 
der Kaiser sei nicht verpflichtet, ihm das freie Geleit zu halten, ja 
er sei verpflichtet, es nicht zu halten. Die gottlosen Bischöfe möchten 
das Beispiel ihrer Vorgänger auf dem Constanzer Concil nachahmen. 
Aber, so fügte er wohlgemuth hinzu, «wir haben Franz auf unserer 
Seite, nicht allein günstig, sondern voll von Eifer. Er hat Luther, so 
zu sagen, ganz in sich gesogen. » 

Rom siegte. Am 25. Mai ward von Aleander ein kais. Edict 
erlangt, das Luther in der Form verdammte, wie es die Kurie immer 
gefordert hatte. Das ganz römische Edict. das «rmit einhelligem 
Rath der Kurfürsten und Stände » und zwar schon am 8. Mai erlassen 
zu sein behauptete, war nicht den versammelten Ständen, sondern 
den zufällig beim Kaiser anwesenden Kurfürsten und Fürsten nicht 
vorgelegt, sondern lediglich vorgelesen worden. Der Kaiser hatte 
dem Papst den grössten Dienst geleistet ; er hatte demselben, so viel 
an ihm war, das in seiner Tiefe erregte deutsche Volk unterworfen ». 

Am 31. Mai hatte der Kaiser Worms verlassen. Am 2. Juni 
erhielt er in Mainz die Nachricht, dass der Graf von Nassau einen 
festen Platz Roberts von der Mark genommen habe und der von 
den Franzosen Anfangs mit so glänzenden Erfolgen geführte Krieg in 
Navarra sich bereits gegen sie gewendet habe. Mit Sickingen hatte 
er dann eine mehrstündige Besprechung über Aufstellung eines 
grossen Heers. 

Der Ritter sass im Wildbad, als ihn am 4. Juli eine kaiserliche 
Botschaft zu den Waffen rief ; auf eigenen Kredit sollte er als Befehls- 
haber ein kleines Heer sammeln. Sickingen, der das Anerbieten annahm, 
schickte behufs Klarstellung seiner rechtlichen Ansprüche einen ver- 
trauten Diener nach Brüssel, dem der Kaiser bei seinem fürstlichen 
Wort die Erstattung der aufgewandten Kosten zusicherte. Unter der 
für Sickingen ausgefertigten Bestallung schrieb er eigenhändig : 
«Franziskus, thut darin Euer Bestes. Wir werden Euch gute Treue 
halten und es anerkennen, i^ 

Anfangs August fand im Luxemburgischen die Vereinigung der 
Truppentheile statt. Ende August musste sich Sedan ergeben. 
Sickingen, der an dem Erfolg rühmlichen Antheil hatte, wollte den 
Krieg mit gesammter Macht auf französischem Boden ausfechten. 
Aber der Graf von Nassau widersprach. Die Luge Sickingens, der aus 
der kaiserlichen Kasse keine Zahlungen erhielt, auch ohne genügende 
eigene Mittel war, erschien um so bedenklicher, als Seuchen und 
Krankheiten ausbrachen und die Truppen den anbefohlenen Sturm 

3 Bauragarten : Geschichte Karlts V. Erster Band S. 4ö4 ff. ii. 493 ff. 
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auf Mezieres verweigerten. Hatten .sie doch nicht einmal ihren 
vollständigen Sold erhalten. Im Octoher war wieder der Sold für 
den Septemher rückständig. Dazu wusste man Misstrauen zwischen 
die beiden kaiserlichen Feldherren zu säen. Am französischen Hofe 
erzählte man sich hohnlachend, dass sie sogar die Schwerter auf 
einander gezückt hätten. 

Der Kaiser berief das Heer ab und beschied Sickingen zu sich 
mit dem Befehl, sein Volk zu beurlauben. Aber die Entlassung hatte 
ihre Schwierigkeiten : Sickingen konnte nur einen Theil ablöhnen, 
die Andern mussten sich mit einem Zahlungsversprechen begnügen». 
In Brüssel angelangt, musste der Ritter sich lange Zeit gedulden, 
während über ihn und seine unfähige, ja verrätherische Kriegs- 
führung die boshaftesten Erzählungen die Runde machten. Am 45. 
November schrieb er an den Rath von Strassburg ; « Mir ist es nit 
ein kleine Beschwerde, dass ich Uch uf die onverdiente erzeugte 
Freundschaft in Lihung der zehentusend Gulden, wie ich ver- 
schrieben, nit hab us Verhinderung onvorsehener Zufäll Be- 
zahlung thun mögen,... liege itzund allhie zu Brüssel, gnädiger 
fürdeilicher Bezahlung von kais. Majestät wartend und hoffend, bitt 
deshalben Verzugs der Bezahlung kein Missfallens zu dragen*». Im 
kais. Kabinet ward berechnet, dass man Franz mehr als 100,000 
Gulden schuldig sei. Nach langem Harren musste Sickingen sich mit 
einem Abschied begnügen, der ihm Zahlung seiner geprüften For- 
derung im Betrag von 76,500 Goldgulden in verschiedenen Raten 
zusagte, dazu 150 Zentner Kupfer für Geschütze, die im Dienst des 
Kaisers verbraucht worden. Am 1. und 5. December wurden diese 
Abmachungen zu Papier gebracht. Am 17. entschuldigte sich 
Sickingen wieder bei dem Rath von Strassburg, dass er die geliehenen 
10,000 Gulden noch nicht zurückgezahlt habe, der Kaiser habe 
ihn noch nicht befriedigt. Er sei mit ihm jetzt über Ansetzung von 
neuen Zielen übereingekommen. Doch glaube er, dass die Zahlung 
der ersten Rate, die auf purificatio (2. Februar) angesetzt sei, sich 
bis in die Fasten verziehen werde. 

Werfen wir jetzt wieder einen Blick auf das Reich. 

Auf dem Reichstag war das vollständig in Verfall gerathene 
Kammergericht wieder erneuert worden. Da man bei 3000 alte 
unerledigte Prozesse zählte, so dachte man Anfangs daran, so viel 
Assessoren zu ernennen, dass man sie in zwei Senate abtheilen 
könne, von denen der eine sich nur mit den alten Sachen zu be- 
schäftigen habe. Man hatte ferner den Plan, den Prozessgang nach 

8 Waltz : Die Flersheimer Chronik, S. 70. 
* Politische Korrespondenz Nr. 90. 
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dem Muster der Rota Romana oder des französischen Parlaments zu 
verbessern. Allein es zeigte sich bald, wie wenig sich thun lassen 
werde. «Ich habe noch keinen Doctor gesehen », schrieb der Frank- 
furter Gesandte nach Haus, « der eine gute Art der Verbesserung 
angegeben hätte. Man sagt nur: Personen und Audienzen sollen 
vermehrt, die Ferien verringert, Gavillationen abgeschnitten werden; 
das hätte auch ein Bauer rathen können. 9 «Man sitzt täglich», sagt 
er ein ander Mal, «über der Reformati(»n des Kammergerichts ; aber 
das ist wie ein wildes Thier : Jedermann kennt seine Stärke ; Nie- 
mand weiss, wie man es angreifen soll; der Eine räth dahin, der 
Andere dorthin.» 

Am Ende kamen die Stände, von denen auch hier die Vorschläge 
ausgingen, zu der Ueberzeugung, dass sich nichts Tauglicheres auf- 
finden lasse als die alte Ordnung des Jahres 1405, mit den Ver- 
besserungen, die sie später erfahren, und einigen neuen Zusätzen. 
Die Hauptveränderung war, dass man dem Kaiser, wie bei dem Regi- 
ment, so auch bei dem Gericht, zwei neue Beisitzer vergönnte. Uebri- 
gens fand die Besetzung auf die zuletzt in Costnitz beliebte Weise 
statt : man hielt auch hier die sechs Kreise fest. Die drei geistlichen 
Kurfürsten und die drei ersten Kreise sollten gelehrte, die drei 
weltlichen Kurfürsten und die drei letzten Kreise rittermässige Bei- 
sitzes senden. Karl V versprach als Kaiser zwei gelehrte, von Seiten 
seiner Erblande zwei rittermässige Assessoren. Mit den Ständen zugleich 
hatte er dann die Ernennung des Kammerrichters und der zwei 
Beisitzer aus den Grafen und Herren zu vollziehen. Die Kosten des 
Gerichts, das an demselben Ort wie das ständische Regiment ge- 
halten und der Aufsicht desselben unterworfen sein sollte, wurden 
auf 13,410 Gulden angeschlagen ». 

Als Statthalter war des Kaisers Bruder dem Regiment vor- 
gesetzt. 

Der Landfriede Karls V ward nicht besser gehalten als die 
früheren. Ein paar kaiserliche Räthe, die von dem Reichstage zu 
Worms, wo sie ihn hatten beschliessen helfen, nach Augsburg 
reisten, Gregor Lamparter und der Schatzmeister Johann Lucas, 
wurden überfallen und gefangen genommen. Der Sitz der Regierung 
und des Gerichts , in gewissem Sinn in diesem Augenblick 
die Hauptstadt des Reichs, Nürnberg, war auf allen Seiten von 
wilder Fehde umgeben«. 

Ln Herbst schritt man zur Errichtung der ständischen Regie- 
rungsform. Die alten Akten des Reichskammergerichts, viele Zentner 

5 Ranke I, 318 f. 

6 Ranke IT, 71. 
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schwer, gegen vierthalbtausend ältere, noch nicht erledigte Pi^ozesse 
und eine grosse Anzahl neuer Klagen, auf die noch keine Ladung 
erkannt war, wurden nach Nürnberg geschafft. Im Laufe des No- 
vember kam man so weit, dass zueilt das Reichsregimen t^ dann 
auch das Kammergericht eröffnet werden konnte 7. 

Aber noch konnte man bei keinem Urtheil, keinem Beschluss 
auf seine Ausführung zählen. So ward jetzt besonders auf eine Exe- 
cutionsordnung gedacht zur Fürsehung und Erklärung des Landfriedens 
nach den im Jahr 1512 gemachten Vorschlägen. Der Entwurf ^ng 
zur Bestätigung an den Kaiser, der durch seine vorläufige Einwilligung 
schon gebunden war. 

Auch die Befestigung des Gerichts, das wegen der Art der Be- 
soldung seiner Mitglieder nur ein prekäres Dasein halte, ward in's 
Auge gefasst und zwar durch eine Reform des Steuerwesens. Die 
Städte erklärten sich dagegen lieber bereit, zwei Beisitzer des Kam- 
mergerichts zu besolden. Im Dezember schrieb der Rath von 
Strassburg an seinen Gesandten, er habe abermals ein Mandat er- 
halten, worin er zur Bezahlung des Strassburger Antheils an der 
Unterhaltung des Regiments und Kammergerichts aufgefordert werde. 
Aber das Geld dafür habe er schon in der Herbst- und Fasten- 
messe anno 21 und 22 zu Frankfurt und Nürnberg erlegt, und die 
jßtzt geforderten Beiträge seien erst in der kommenden Herbst- und 
Fastenmesse fallig. 

Das Regiment seinerseits hatte unter den Einwirkungen der 
kaiserlichen Hofräthe zu leiden, die noch immer keins ihrer lukrativen 
Rechte fallen lassen wollten und nach wie vor der Bestechlichkeit 
angeklagt wurden. Es kamen sehr sonderbare Dinge vor. Unter 
anderem hatte der Bischof von Würzburg einen mit kaiserlichem 
Geleit versehenen Mann niederwerfen lassen und hielt ihn gefangen. 
Billiger Weise nahm sich das Regiment des Ueber wältigten an. Wie 
sehr erstaunte man aber, als ein Erlass des Kaisers einlief, worin 
er erklärte, er habe jenes Geleit unbedachtsam gegeben; mithin 
könne der Bischof ein wahres kaiserliches Geleit nicht gebrochen 
haben. In Gemeinschaft mit dem Regiment verwandten sich die 
Stände für den Bischof von Hildesheim, der sich über die Acht be- 
klagte, die gegen ihn und seine Freunde ergangen war, ohne dass 
sie cilirt und verhört worden. Aber der Kaiser wollte nicht leiden, 
dass man ihm ain seine Geschäfte» greife und wies die Verwendung 
kurz ab. Am 14. Mai gedenkt Planitz eines Mannes, der nach langer 
Gefangenschaft eine kaiserliche Absolution ausbringt, «eist ver- 
muthlich, weil das Regiment die Sach zu sich fordert und die 

7 Ranke IT, 27. 
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Sach den Hofräthen nicht gestatten wollte, hierin zu handeln, dass 
sie die Absolution gefördert, damit das Regiment auch nichts daran 
haben sollt. 9 

Wir wissen, wie sehr grade die Ritterschaft über den damaligen 
öffentlichen Zustand missvergnügt war, vor Allem über das Kammer- 
gericht, das nur den Schwachen zu finden wisse, aber den Mächtigen 
in Ruhe lasse. 

Im Frühling vereinigle sich nun der oberrheinische Adel zu 
Landau darüber, seine Lehnssachen nur vor Lehnrichter und 
Mannen, wie vor Alters hergebracht, seine Streitigkeiten mit andern 
Standen nur vor unparteiischen, mit riltermässigen Leuten besetzten 
Gerichten entscheiden zu lassen und einem Jeden, dem dies versagt 
werde, zu Hülfe zu kommen. Zu ihrem Hauptmann wählte die 
freie Reichsrilterschaft, die dieses brüderliche Verein- und Verständniss 
zu Beobachtung guter Polizei und Handhabung des Landfriedens 
unter sich aufrichtete, den edlen, ehrenfesten Franciscus von Sickingen, 
der neben andern vom R^iment für die Stelle eines obersten 
Hauptmannes gegen die Türken in Aussicht genommen worden. 

Eine Schrift Huttens an die Reichsstädte, ungefähr vom Mai, 
ist ein Manifest der Gesinnungen, die man in der Umgebung 
Sickingens hegte. Nie sind die Fürsten heftiger der Gewaltthätig- 
keit und Unrechtlichkeit angeklagt worden. 

Auf der El>ernburg war es, wo um dieselbe Zeit zuerst der 
evangelische Gottesdienst eingeführt ward. Von April bis November 
lebte hier Oecolampadius, der den Burggottesdienst reformirte. 
Evangelium oder Epistel in der Messe wurden deutsch verlesen und 
Sickingens Pfarrer verheiratheten sich. 

Im Sommer traf die Reihe , bei dem Regiment persönlich an- 
wesend zu sein, den Kurfürsten Friedrich. Die Stellung des Regi- 
ments zu der religiösen Bewegung änderte sich nun, wo es zu voller 
Selbstständigkeit gelangte wesentlich ! Die Behörde, welche die kaiser- 
liche Gewalt repräsentirte, nahm den vom Kaiser geächteten Luther 
in Schutz und näherte sich seinen Tendenzen. 

So lagen die Verhältnisse, als Sickingen im Herbst die neue 
Fehde ankündigte. Was ihn zuletzt zu diesem Vorgehen trieb, war 
sein Unmuth über die finanziellen und militärischen Zustände des 
Reichs. «Ich fürchte den Kaiser nicht2>, so erklärte Franz I im Par- 
lement zu Paris, «denn seine Kassen sind leer. Ich dagegen habe 
Geld im Ueberfluss, kann auch die Kirchengüter nach meinen Ab- 
sichten verwenden.» 

Wie es mit den kaiserlichen Finanzen und den kaiserlichen 
Truppen stand, wusste Niemand besser als Sickingen. Durch 
die Unternehmung gegen den erzbischöflichen Kurfürsten gedachte 
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er Geld und Truppen für den Kaiser zu gewinnen. Mit grrösster 
Offenheit erklärte er das später dem Boten des Reichsreg^iments : 
«Wolle man ihm folgen, so wolle er helfen machen, wann die K- M. 
in diese Lande komme, dass K. M. mehr Leut und Gelds 
f i n d e 8. » 

Voll patriotischen Zorns sah er die vom Klerus zusammen- 
gebrachten und in undeutschem Interesse verwandten Reicht humer. 
Nicht umsonst halte er die Enthüllungen Huttens über das Treiben 
des römischen Hofs vernommen. 

Es scheint kaum einem Zweifel zu unterliegen, dass Franz dem 
Ruhme eines Ziska nachstrebte, der die Güter der Pfaffen theils den 
Erben derer, die sie gestiftet, theils dem allgemeinen Besten zurückle- 
gest eilt. Schon ging denn auch das Gerücht, Sickingen hahe sich 
vorgenommen, die Pfaffen und Bischöfe zur Ordnung zu bring-en. 

Ueber das Verhältniss zum Kaiser war Sickingen schon längst 
mit sich im Klaren. Deutschland brauche jetzt einen scharfen, kriege- * 
rischen, nicht einen trägen Pfaffenkaiser. Es gäbe Fälle, wo Unge- 
horsam gegen den Kaiser der beste Gehorsam sei. 

Am wenigsten konnte das päpstliche Recht im Wege stehen. 
Hatte doch schon Luther die päpstlichen Gesetzbücher verbrannt. Und 
wenn Hütten erklärte, dass das ganze päpstliche Recht als eine 
Sammlung von herrsch- und habsüchtigen Menschensatzungen von 
allen christlichen Fürsten imd Völkern verbrannt und abgeschafft 
werden sollte, so hatte Franz nichts dagegen, ja er war damit ein- 
verstanden, dass alle lateinischen Rechtsbücher an einem Tage ver- 
brannt würden. 

Bald erschien eb ihm als Pflicht, die Unterthanen des Reichs, 
so viel er vermöchte, von dem antichristlichen Gesetz der Pfaffen zu 
befreien. Es liege kein Grund vor, auch wider Papst und Bischof 
zu kriegen, da sie ja selbst das Schwert gebrauchten. Kein deutscher i 

Bischof sei jetzt ein Prediger, dagegen viele treffliche Jäger und l 

Krieger, vor denen Niemandes Erbgüter sicher seien. Wenn die 
Priesterschafl auch ferner auf Ermahnungen nichts geben werde, so 
müsse man Gewalt gegen sie gebrauchen. 

Es trafen mannigfache Gründe zusammen, um grade gegen den 
Bischof von Trier vorzugehen, der noch immer den Titel eines Erz- 
kanzlers von Arelate führte. War dieser Kurfürst es doch vorzüglich 
gewesen, der im Interesse Franz I sich lange gegen die Wahl des 
Kaisers Karl erklärt hatte, der von dem französischen Könige cKroneu 
unbillig empfangen und wider die königl. Majestät eingenummen)», 

8 Notizenblatt. Beilage zum Archiv für Knnde österreichischer Ge- 
schichtsqnellen. Zweiter Jahrgang (1852) S. 41. 
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dessen Offizial die Verbrennung der Bücher Luthers in Trier so 
gründlich besorgt hatte, dass nicht eines übrig geblieben war, und 
Luther selbst in Worms ganz nach den Befehlen des päpstlichen 
Nuntius inquirirt und behandelt hatte. Die Handhabe aber für 
seinen Angriff gewährten gewisse privatrechtliche Ansprüche, die er 
gegen Trier erworben. 

Nicht Zufall ist es, dass Sickingen den Kurfürsten vor allem auf 
dem Gebiet seiner französischen Beziehungen zu fassen suchte. 

Der Mainzer Peter Schelfer hatte gewisse Ansprüche gegen 
französische Unterthanen erworben, für die er bei Ludwig XII keinen 
Schutz hatte finden können. Scheffers Söhne wandten sich nach des 
Vaters Tod an den König Franz, aber wieder umsonst. Da erliess 
Kaiser Maximilian am 2. Februar 4516 zu Gunsten der Scheffer 
einen Repressalienbrief, worin er den Kurfürsten, Fürsten und 
Unterthanen des Reichs bei einer Strafe von zwanzig Mark löthigen 
Goldes befahl, auf Anrufen der Schefferschen Anwälte alle Unter- 
thanen Franz I und deren auf Reichsboden betroffene Habe in Besitz 
zu nehmen und, falls innerhalb sechs Wochen ein Abkommen nicht 
zu Stande komme, die Güter an die Kläger auszuant Worten. 

Sickingen und sein Freund Hilchen von Lorch, einer der Stein- 
K^lenfels'schen Ganerben und späterer kaiserl. Hauptmann, ohne 
Zweifel um einen Ritterdienst ersucht, Hessen sich die Forderung 
der Scheffer übertragen, und als nun Kaufleute aus Mailand, das 
Frankreich in Besitz genommen hatte, Trier'sches Gebiet durch- 
zogen, wurden ihnen auf Grund des kaiserl. Repressalienbriefes 
Waren in bedeutendem Werthe abgenommen ». Aber der Erzbischof 
von Trier verhinderte die Fortschaffung der Waren, indem er, wie es 
scheint, die entsprechenden Befehle an die Stadt Trier ergehen Hess. 
Nach dem kaiserl. Mandat hatte sowohl der Erzbischof als die Stadt 
die angedrohte Pön verwirkt, die nun Sickingen und Lorch für sich 
in Anspruch nahmen. Sickingen, durch anderes genügend beschäf- 
tigt, überliess die Verfolgung dieser Angelegenheit zunächst seinem 
Kameraden. Wie wir aus dem späteren Fehdebrief entnehmen, ver- 
langte dieser von dem Magistrat der Stadt Trier zunächst Kosten- 
und Schadensersatz «wegen Verzug und Weigerung mit Zustellung 
der französisch Güter in Kraft kaiserl. Majestät, hochhöblichst Gedächt- 
niss, Repressalien von wegen der Schöffer Gebrüder zu Mainz, 
desgleichen die verwirkte Pen in bemelt Repressalien bestimmt». 
Als sein Gesuch hier abgeschlagen ward, wandte er sich an den 
Kurfürsten, natürlich gleichfalls vergeblich. 

9 Die beiden bei ülmann S. 90 und S. 281 f. besprochenen Vorgänge 
sind ohne Zweifel so, wie oben dargestellt, zu combiniren. 
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p]s kam eine zweite Sache hinzu. Ein Ritter, Gerliard Börner, 
war mit einem Amtmann des Kurfürsten feindheh zusammenge- 
stossen und verband sich nun mit Johann Hilchen von Lorch und 
Heinrich von Thann. Dieselben nahmen im März 1521 zwei wohl- 
habende Trierer Unterthanen gefanj^^en, von denen der eine Schultheiss 
von Sennlieim (bei Bernkastei), der andere Vater des Weihbischofs von 
Trier war, und führlen sie auf die Burg Thann ab, wo sie, wie unser 
Gutachten erzählt lo, in Fesseln gelegt wurden. Als Schätzung ward 
eine Summe von 5000 Gulden verlangt, und da die Haft sich Monate 
lang hinzog, noch 150 Gulden für Atzung. In ihrer Noth wandten 
sich die Gefangenen an Sickingen, der jedoch nach dem Gutachten " 
keine Lust hatte, sich mit der Sache zu befassen. Ende Juli aber war 
Sickingen in Thann und versprach den Gefangenen, sich für sie bei dem 
Weihbischof von Trier zu verwenden, ein Versprechen, an das jene 
ihn am 3. August durch seinen Sohn Schweickart erinnern Hessen. 
In diesem ilirem Schreiben erklärten sie zugleich, dass, wenn Franz 
selbst sich für sie verbürgen wolle, sie mit all ihrem Vermögen, 
das ihnen nicht für 12000 Gulden feil sei, und zugleich mit ihrer 
Person gerichtlich verhaftet sein und ihm für allen Schaden auf- 
kommen wollten. Ihren wiederholten dringenden Bitten, für sie 
einzutreten, gab Sickingen endlich nach. Die bisherigen Gefangerifen 
wurden nach Hohenburg geleitet, wo Sickingens ältester Sohn lebte, 
und hier ward ein doppelter Vertrag geschlossen. Während Sickingen 
für die mit den Trierern vereinbarte Loskaufssumme als Selbst- 
schuldner eintrat, verpflichteten die Trierer sich eidlich, diese 
Summe in Monatsfrist auf der Ebernburg zu erlegen oder sich 
bei Sickingen wieder zur Haft zu stellen. In einer darüber am 
8. August ausgestellten Urkunde entsagten sie jeder Einrede und 
erklärten, sich selbst durch einen von der Obrigkeit aus eigenem 
Antrieb gegebenen Befehl nicht ihrer Verbindlichkeiten enthoben zu 
betrachten. Aber nach Hause zurückgekehrt hatten sie nichts ei- 
ligeres zu thun, als sich von dem Erzbischof ihres Eides ent- 
binden zu lassen und die Sache an das Reichsregiment in Nürnberg 
zu bringen. Sickingen ward vorgeladen, um die Gründe zu ver- 
nehmen, wesshalb die Kläger sich an ihr Versprechen nicht gebunden 
erachteten. Wie wir hören, stellten sie das Versprechen als ein er- 
zwungenes dar. 

Dass die Trierer die Sache wenigstens zunächst vor das Reichs- 
regiment und nicht vor das Kammergericht brachten, das kann einem 
Zweifel nicht unterliegen. Diese Thatsache wird festgestellt sowohl 

10 p. 4: hi duo ferri onere et carceris molestia gvaviter pressi. 

Ji 1. c. : F. Sicinium diu renitentem mnltis tandem precibus exorarant. 
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durch Schlörs Bedenken 12, als durch ein Schreiben des Erzbischofs 
von Trier an Sickingen vom 11. Juni 1522 1^^ als endlich durch 
Gantiunculas Gutachten 1*. 

Die Trierer stützten sich ohne Zweifel auf die Ordnung des 
Regiments, wie sie auf dem Reichstag zu Worms im Jahre 1521 auf- 
gerichtet worden war. Nachdei*selben(§l) sollte «unser Regiment. ;. volle 
Gewalt, Macht und Befehl haben, des heil. Reichs Sachen, Recht, 
Fried, und ihrer beiden Vollziehung und Handhabung und was an 
dem Frieden, Rechten, ihrer Handhabung... hanget oder dazu dienst- 
lich oder erschiesslich sein mag, antreffend und die von des Reichs 
Unterthanen an sie langen oder entstehen werden» 1». 

Aber sehr fraglich erschien, ob diese höchst unbestimmte An- 
weisung dem Regiment eine richterliche Competenz in Privatsachen 
verleihe. Als zu Anfang des Jahres 1524 dasselbe Regiment befahl, 
die dem Frowin von Hütten entrissenen Besitzungen zurückzugeben^«, 
da Hessen die darob entrüsteten Fürsten, der Erzbischof von Trier 
voran, durch den Doctor Venningen erklären, das Regiment habe 
eigenmächtig und mit Umgehung des Kammergerichts das Ur- 
theil gefallt. Nirgends finde man in der Reichsordnung, «dass am 
Regiment sollten rechtlich Händel geübt und Urtheil gesprochen 
werden, sondern dasselbe gehöre an das Kammergericht» ". 

Sickingen Hess denn auch seinen Rechtsbeistand, den frühern 
bischöfl. Notar Schlör, sich gutachtlich äussern i8^ und dass dies Gut- 
achten gleichfalls dahin ging, das eingeschlagene Verfahren sei unstatt- 
haft, dürfen wir annehmen. Jedenfalls hielt sich Sickingen nicht für 
verpflichtet, der Ladung Folge zu leisten, sondern hielt es für 
genügend, dem Regiment den Sachverhalt, so wie er ihn auffasste, 

12 «als Ihr durch seine (Borners) Gefangene an das kaiserl. Regiment 
zu Nürnberg citirt' worden.« Günther^ Codex diplom. Rheno-Mosell. V, 203. 

13 «und geben Dir . . zu vernehmen, dass wir bericht worden sein 
wie gemelte Schultheissen soHchen Sachen und Forderung halb, davon 
Du schreibst, von (? vor) der röm. K. M., unsers allergnädigsten Herrn, 
Regiment zu Nürnberg mit Dir in Rechtfertigung stehen.» Münch III, S. 21. 

1* p. 4. sed et ipsum Sicinium coram conjilio Nurenbergensi in ins 
vocari curarunt. 

15 Neue Sammlung II, 173. 

18 ülmanns Annahme S. 396 , Regiment und Kamme rgericht 
hätten die Sache gemeinsam in der Hand gehabt, ist unnöthig. Das Reichs- 
regiment hatte eine selbständige, mit der Handhabung des Friedens zusam- 
menhängende Jurisdiction. Vgl. die Regimentsordnnng § 31^. 

17 Janssen, Geschichte des deutschen Volkes, II 6, S. 318 f. 

18 Günther a. a. 0. «Was ich Euch der beiden halber und zu ihrer 
Ablehnung . . angezeigt han.» 
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mitzulheileni^. Seitdem vernahm er, wie unser Gutachten ausdrücklich 
feststellt, in dieser Sache von Seiten des Regiments überhaupt nichts 
mehr. 

WahrscheinHch wurden die Trierer später veranlasst, sich an das 
Kammergericht zu wenden; wenigstens erklärte einerseits der Erz- 
bischof von Trier noch am 2, November 1522, seine beiden Schult- 
heissen würden zu Nürnberg voraussichtlich Recht behalten«), so dass 
also die Sache noch anhängig sein musste, und anderseits versicherten 
die Bevollmächtigten der drei Kriegsfürsten bei den Verhandlungen 
mit den Abgesandten des Erzherzogs Ferdinand in Heidelberg, dass 
sich die Geschätzten an's Kammergericht gewendet hätten**. 

Donnerstags nach Exaudi (17. Mai) schrieb Sickingen an den Kur- 
fürsten von Trier wegen seiner Ansprüche an die durch ihn frei ge- 
wordenen Trierer um Abschriften der betreffenden Schriftstücke ein- 
zusenden und den Sachverhalt darzulegen. Die beiden Trierer 
hätten, wie der Kurfürst wohl wisse, ihn, Sickingen, undankbar 
und unwahrhaftig, wider ihren gegebenen Brief, Gelöbniss und 
Eid bei vielen der Ehrbarkeit verunglimpft. Sein Begehren gehe 
nun dahin, dass, dieweil die Schuldner des Kurfürsten Verwandle 
und Hintersassen, der Kurfürst auch zu aller Billigkeit mächtig sei, 
mit ihnen zu verfügen, er sie dahin weise, unterrichte und anhalte, 
ihn, Sickingen, ohn einiges länger Aufhalten zu bezahlen, zufrieden zu 
stellen und schadlos zu halten. 

Am Mittwoch nach Pfingsten, den 11. Juni, antwortete der 
Kurfürst von Pfalzel aus in folgendem Schreiben *«: «Lieber besonder. 
Wir haben ein Schrift von Dir an uns ausgangen, deren Datum 
steht Donnerstag nach Exaudi, empfangen.., ist uns samt etlichen 
zugeschickten Copien alles Inhalts verlesen, und geben Dir daruf zu 
vernehmen, dass wir bericht worden sein, wie gemellen Schultheissen 
solicher Sachen und Forderung halb, davon du schreibest, von der 
Römischen Kaiserl. Majestät, unsers allergnädigsten Herrn, Regiment 
zu Nürnburg mit Dir in Rechtfertigung stehen, da dann uns noch 
Jemand Anders nit gebühren will, inhangend Rechten ichts zu 
attemptiren oder anzuhalten und zu weisen laut deiner Begehre, 
darus Du selbst abzunehmen und zu ermessen hast, dass wir der- 
selbigen deiner Begehre in all solchem nit willfahren können. Wann 
aber derselben Recht ergangen ist, was uns alsdann darin zu Ihun 

19 Vgl. das Gutachten p. 4 : ratas non est sese obnoxiam, at hnic . . 
vocationi andiens esset, non venit quidem, sed concilio Nurenbergensi rem 
gestam, nt erat) per schedam significavit. 

20 ülmann S. 316. 

21 ülmann S. 283 Anm. 2. 

22 Münch III, 21 f. im Text in der Schreibweise etwas modernisirt. 
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gebühren würde, wollen wir uns der Gebühr und dermassen halten, 
dass wir dess von niemands Erbars Verweise oder Unglimpf hören. 
Das wollten wir Dir uf dein Schreiben nicht verhalten. )& 

Sickingen liess sich nicht abschrecken, dem Kurfürsten wiederholte 
Vorstellungen zu machen, aber ohne Erfolg. Demnach sagte er dem- 
selben den 25. August (auf Mitwoch nach Bartholomäus Tag) den 
Krieg an, während Hilchen von Lorch den 29. August dem Magistrat 
von Trier gleichfalls Fehde ankündigte, und zwar wegen Vor- 
enthaltung seines Antheils an den französischen Gütern, in Kraft 
der vom Kaiser, hochlöblichst Gedächtniss, gestatteten Repressalien und 
wegen Nichtbezahlung der von der Stadt wegen Eingriffs in das 
RepressaUenrecht verwirkten Pön. «Deshalb und us ander beweg- 
lich Ursachen», so heisst es in dem Fehdebrief, «will ich Euer, 
Bürgermeister, Rath, Euer ganzer Gemeind, Hintersassen und Ver- 
wandten abgesagter Feind sein 23. » 

Sickingens Fehdebrief aber that dem hochwürdigst Fürsten und 
Herrn, Herrn Richarden Erzbischof zu Trier, des heiligen römisch 
Reichs in Gallien und durch das Königreich Arelate Erzkanzler und 
Kurfürst u. s. w. zu wissen, da.ss er mit Rücksicht auf die beid 
treulosen und meineidigen Hintersassen und Verwandten desselben 
sich gegen die Hochwürden, alle ihre Diener und Zugewandte seiner 
Ehr halb sich verwahre in Kraft dieses Briefs für sich, seine Diener, 
Helfer, Helfershelfer und all diejenigen, so er auf dero kurfürstliche 
Hochwürden Unterlhanen und Verwandten Schaden bringe, wie sich 
das fügen, schicken und begeben möcht. 

Derselbe Fehdebrief constatirte Sickingens vielfältiges unterthä- 
niges Erfordern, auch genugsam Rechtserbieten, ohne dass wir den 
letzten Punkt näher darlegen können. 

Der Rath der Stadt Strassburg, der die Anwerbung von Truppen 
in seiner Nähe nicht hatte ignoriren können und sich um Auf- 
klärung an Sickingen wandte, erhielt von demselben am 31. August 
folgende Antwort : « Das Schreiben, darin Ihr die Bewerbung zu 
Ross und zu Fuss umb Euch anzeigen, hab ich empfangen und 
gelesen ; thu Euch darauf zu vernemen, dass mir solche Bewerbung, 
welch weder Euch noch gemeiner Statt oder den Euern zuwider, 
wohl bewisst; dann sie mir zugehn wurd ... ich schreib Euch auch 
bi Glauben zu, dass dies Gewerb nicht wider kaiserl. M. noch dero 
Erbland gebraucht wurd, sondern denen dienstlich, und so der All- 
mächtig, als ich ihme gänzlich vertrau, mir in dem Gnad und Sieg 
verleiht, soll es sonder Zweifel Euch und gemeiner Statt zu gutem 
reichen, darin Ihr mich dann alles meines Vermögens zu euern Besten 

23 Münch U, 196 und 197. 
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willig und J)ereit haben solt, mit gar dienstlicher freundlicher Bitt, 
des Kriogsvolks Versammlung und Ueberzug nit zu hindern, son- 
dern so viel möglich zu fürdern und Euch dem entgegen von niemants 
bewegen lassen, als ich mich gänzlich des zu Euch vertröst » 24. 



An dieser Stelle erscheint es zweckmässig, einen Blick auf die 
Reichsordnungen zu werfen, gegen welche Sickingen so keck vorging. 

Zwar bestimmte die Kammergerichtsordnung in Art. XXVIII, cdass 
Niemand hinfuhro in die Acht erkannt, erklärt, noch für ein Aechter 
gehalten werde, er sei denn zuvor dazu rechtlich citirt» ^, aber bezüg- 
lich der Friedbrecher bestimmte die Landfriedensordnung vom 26. Mai 
1521 in Art. II: «die sollen mit der That zusammt andern Pönen 
in unser und des heil. Reichs Acht gefallen sein.» Bezüglich ge- 
wisser vermögensrechtlicher Folgen aber wurden weitere Bedingungen 
aufgestellt, nämlich eine «vorgehende Citation oder Fürheisch ung», 
ferner eine Declaration und Erklärung hinsichtlich des nun männiglich 
gestatteten Occupationsrechts. Diese Citation und Erklärung aber 
stand sowohl dem Kammergericht als dem Reichsregiment zu. Der 
schlecht redigirte Artikel II des Landfriedens fahrt nämlich nach den 
oben angeführten Worten « Acht gefallen sein» fort : «auch aller- 
männiglich und einem jeden gegen denselben Thätern und Fried- 
brechern, sobald sie an unserm kaiserl. Kammergericht oder durch 
unsern Statthalter und Regiment mit vorgehender Citation oder Fur- 
heischung, also in die gemeldete Acht gefallen zu sein, declarirt und 
erklärt werden, ihr Leib und Gut erlaubt sein und niemands daran 
freveln oder verhandeln soll oder mag, darzu alle Verschreibung, 
Pflicht oder Bündniss, ihnen zustehend und darauf sie Forderung 
oder Zuspruch haben mochten, gegen denjenigen, die ihn verhaft 
wären, ab und todt, auch die Lehen, so viel der Ueberfahrer der 
gebraucht, dem Lehenherrn verfallen sein...» 

Das unklare Verhältniss zwischen dem Regiment und Gericht bezüg- 
lich der Landfriedenssachen kehrt dann im Artikel X nochmals wieder. 
Derselbe handelt in zwei Paragraphen «von des Regiments Macht wider 
die Friedbrecher.» «§ 1. Item. Als wir auch in dem gedachten unserm 
Landfrieden unserm Kammerrichter Macht gegeben haben, von unsert- 
wegen, wo der Friedbrecher Sachen mit Ueberzug oder sonst dermassen 
gestalt sein würd, dass der jährlichen Versammlung, so dermals ver- 
ordnet gewesen ist, aus Nothdurft nicht zu erwarten wäre, uns und 
die Kurfürsten, Fürsten und Stände des Reichs forderlich an ein 

2^ Polit. Korrespondenz Nr. 95. 
25 N. Sammlung 11, 189. 
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gelegen Malstatt zu beschreiben und aber durch das verordnet Regi- 
menty allhier aufgericht, die jährliche Versammlung abgestellt ist, 
setzen, ordnen und wollen wir, dass solches hinfüro an unsern 
Statthalter und Regiment bracht und gelangt werden soll, in aller 
Massen, wie vor an die Versammlung geschehen sein solt. Die werden 
alsdann sich nach Gestalt der Sachen, wie sich nach Ausweisung und 
Ordnung, allhie aufgericht, gebührt, darin nothdurftig wohl wissen 
zu halten. 

«§ 2. Doch mag und soll nicht desto minder unser Kammerrichter 
und Kammergericht allzeit auf Anrufen der Beschädigten oder Be- 
kriegten oder auch von Amiswegen wider die üeberfahrer und Fried- 
brecher, wie Recht, procediren.» 

Nachdem dann Art. XIX noch bestimmt: «und sollen diese 
Gebot, den Landfrieden und desselben Pön betrelfend, gemeinen 
unsern und des Reichs Rechten... nicht abbrechen,» redet der letzte 
Artikel von «Handhabung Friedens, Rechts und dieser Ordnung^. In 
demselben wird festgestellt, dass der Kaiser sich mit Kurfürsten, 
Fürsten und Ständen des Reichs vereinigt und verpflicht habe, den 
Landfrieden mit Ernst zu handhaben, und das Versprechen geleistet, 
gegen jeden Friedensbrecher, Niemand ausgenommen, einander ge- 
treuliche Hülf, Rath und Beistand zu thun und einander nicht zu 
verlassen 2ö. 

Die am 10. Februar 1522 zu Nürnberg ad mandatum domini 
ImpeTatoris in consilio Imperiali aufgestelllte Erklärung des Land- 
friedens «7, welche behufs Handhabung desselben die Kreiseintheilung 
benutzte, und zwar so, dass die vier Kurfürsten am Rhein einen 
Kreis bildeten, traf überaus scharfe und dabei sehr dehnbare Be- 
stimmungen, die später aufs rücksichtsloseste gegen Sickingen aus- 
genützt wurden. 

Art. VIII bestimmt für den Fall, «so Jemand wider Recht, den 
Landfrieden und andere Reichsordnungen an Leib oder Gütern ver- 
gewaltiget oder beschädiget würde», das Recht und die Pflicht der 
Nacheile, um dem Beschädigten und Vergewaltigten Leib, Hab 
und Güter retten zu helfen. Nach Art. XIII soll eine jede Obrigkeit 
des Beschädigers Leib und Gut einnehmen und verwahren, und dem 
Regiment oder Kammergericht davon Anzeige machen. Ja nach 
Art. XV können auch die Beschädigten selbst der Aechter Hab und 
Güter einnehmen und dieselben nutzen und gebrauchen, bis Abso- 
lution von der Acht erlangt ist. So die Sachen endlich so gross und 
lästig wären, dass einer oder mehr Kreise die Execution zu thun 

w N. Sammlung II, 195 ff. 

«7 Nene Sammlung II, S. 229—241. 
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nicht vermöchten, alsdann soll Art. XXIII, «solchs an die sechs 
Kurfürsten, dazu die zwölf geistliche und weltliche Fürsten oder, wo 
ferner Noth, an ein gemeine Ileichsversamralung langen und berath- 
schlagt werden, was in dem allem ferner gehandelt und fürgenommen 
werden soll.» 

Sickingon wusste genau, was er aufs Spiel setzte. A.ls er Schlör 
in seine Absichten einweihte, eröffnete derselbe ihm «etlich be- 
weglich Ursachen», derenhalb er den Zug «beschwerHch und sorglich» 
achtete, ohne damit Sickingen wankend zu machen. So sah sich 
Schlör veranlasst, seine Bedenken nochmals schriftlich zusammen- 
zufassen. «Wiewohl Ihr als der verständig selbst zu bewegen wisst, 
was in dem zu thun oder zu lassen sei, jedoch mag ich nit under- 
lassen, mein Guetbedünken noch einest und ferner anzuzeigen, dienst- 
lichs Fleiss bittend, solichs von mir Euerm Diener treuer Meinung zu 
vernehmen, denn sollt Euch desfalls ichts unfalFgs zustehn, wäre es 
mir getreuHch leid.» 

Schlör hebt nun hervor, dass die Kais. Majestät, dero Bath^ 
Kämmerer und Hauptmann Sickingen sei, jüngst zu Worms den Land- 
frieden erneuet, Kurfürsten, Fürsten und andern Ständen den zu 
handhaben befohlen, darum denselben zu verbrechen, beschwerlich 
und fahrlich, sonder dieser Zeit, «denn k. Majestät sich in wenig 
Tagen gen Spanien erhebt», dass ferner «auch der Stift Trier an 
ihm selbst mächtig und mit andern Fürsten als Köln, Pfalz und 
Hessen, der Sickingen insonderheit ungewogen, in Vereinigung sein 
soll.» 

Was uns besonders interessirt, ist der auf die drohende Acht 
und Vermögensconfiscation bezügliche Passus. «Wo Ihr aber endlichs 
Willens, Trier zu überziehen, wolt ichs doch dieser Zeit aus nach- 
folgenden Ursachen anstehen lassen. Rom. Kais. M. ist Euch in 
LX"^ Gulden geliehenes Gelds und ausständiger Besoldung... schuldig. 
So habt Ihr die Neuburg vor ein Pfandschilling und wird der Zug 
vollführt, der gerade doch wie er wuUe, werdent Ihr in die Acht 
erklärt und stehn alsdann oberzahlten Schulden und Pfandschillings 
Confiscatz und Innemung in Sorgen.» 

«Wollent Heber Junker», so schliesst das Schreiben, «bitt ich, 
dies mein einfältig, doch treumeinend Schreiben aus gutem Gemüt 
beschehen von mir Eurem Diener verstehen und ufnehmen und die 
Sache Eures Fürhabens nach ihrer Schwerigkeit und auch des Gegen- 
theils Gestalt, wohl ermessen, denn ich achts von hohen Nöthen 
sein*».» 

Sickingen hatte den Würfel schon geworfen. 

28 Günther V, S. 202—208. 
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Die Eri'c«3^un^ über den unerhörten Vorgang war ungeheuer. 
Nach allen Seiten flogen Mandate umher. Auf Richards Anrufen 
erliess das Reichsregiment zu Nürnberg den 1. September drei Man- 
date : eins an Sickingen, ein zweites an die Stände, dem Erzbischof 
von Trier zuzuziehen, das dritte an den Kurfürsten von Trier. Das 
erste»» lautet : 

«Wir Karl u. s. w. entbieten unserm und des Reichs lieben 
Franzen von Sickingen unser Gnad und alles Gut. Lieber Getreuer. 
Unser kaiserlich Regiment im heiligen Reich hat glaublich angelangt, 
wie Du ein merklich Gewerbe zu Ross und zu Fuss ufbracht und damit 
in Willen haben sollest, den ehrwüi*digen Reichart, Erzbischof zu Trier, 
unsern lieben Nefi*en und Kurfürsten und seiner Lieb Stift zu überziehen 
und zu beschädigen, welches dann, wo dem also, gestracks wider 
unsern und heiligen Reichs Landfrieden wäre, und uns also in unserm 
Abwesen Empörung und Krieg zu erwecken, von der (?) billig (?) zu 
verdriesslichen und ungnädigen Missfallen reichte. Wiewohl (? Dieweil) 
aber nach vermöge gemeiner Recht, guldener Bulle, auch aller unser 
und des Reichs Ordnungen und Landfrieden Niemands gegen den 
Andern unerfolgts Rechten mit eigen gewaltiger That ichts vornehmen, 
handeln noch beschädigen, sondern ein jeder, der gegen den Andern 
Anspruch und Forderung zu haben gedächte, dieselben laut unser und 
des Reichs Ordnung fürnehmen und sich gebührlichs und ordentlichs 
Rechten begnügen lassen, so gebieten wir Dir von R. K. Macht bei Pen 
obgemelter Recht, Bull und des Landfrieden, und besonder auch 
bei unser und des Reichs Acht und darzu bei einer Pen zwei- 
tausend Mark lotigs Golds unablässlich zu bezahlen, hiemit ernstlich 
und wollen, dass Du solch dein Fürnehmen und Gewerb von Stund 
an abstellest, gegen berührten unsern Neffen von Trier, seiner Lieb Stift, 
Uuterthanen und Zugehörigen, noch Jemands andern, unserm und des 
Reichs Verwandten in Unguten und mit der That nichts übest noch 
handelst, weder selbs noch durch Andere, in gar kein Wege, als lieb 
dir sei obgemelt Pen und Acht, auch ander Straf und unser grosse 
Ungnad zu vermeiden ; dann wo Du zu obgenannten von Trier, seiner 
Lieb Stift und Verwandten oder Jemands andern im heiligen Reich 
Spruch und Forderung zu haben und die Recht zu suchen gedächtest, 
so soll Dir durch bemelt unser Regiment dasselbig und warzu Du 
Fug hast, der Gebühr unverzüglich verhelfen werden. Darnach wisse 
dich zu richten. 1» 

Das gleichzeitige Mandat an den Kurfürsten von Mainz 9o theilt 

^ Manch III, 22 zum Theil nnverständlich. 

»0 Manch II, 203. Der Entwarf : Notizenblatt II, S. 37 f. Danach der 
Mönchische Text oben verbessert. 
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den Inhalt des an Sickin^^en erlassenen Mandates mit und fahrt 
dann fort: 

« . . Damit diesem freveln Eürnehmen dester gewisser begegnet 
werde, so begehren wir an E. L. sonders ernst befehlend und wollen, 
dass Ihr E. L. Unterthanen und Verwandten, ob der zu Ross oder 
zu Fuss bei dem von Sickingcn oder solichem Gewerb wären, alsbald 
bei Pen Verlierung Leibs und Guts abfordert, auch von Stund an 
Euch und den Euern zum Stärkisten rüstet, und auf des genannten 
unsers Neffen von Trier Ersuchen und Erfordern mit der Zahl zu 
Ross und zu Fuss, so er benennen, und an das Ort er damit anzeigen 
wird, unverlengt und stracks zuziehet, als Euers besten Verm^ens 
helfet und rettet, damit der berührt von Trier und die Seinen vor 
Gewalt 'beschirmt, der Landfried gehandhabt und andere Weiterung, 
so daraus erstehn möcht, verhüt werde, wie Ihr dann das in solichen 
Fällen nach Vermög unser und des Reichs Ordnung und Landfrieden, 
Euern Zusagen und Bewilligen nach und sunst zum höchsten 
verpflicht und schuldig seid, und sunderlich in Betrachtung, dass 
E. L. und andern Ständen dergleichen Hilf künfliglich auch not werden 
möcht. Daran thuet E. L. unser ernstlich Meinung.» 

Am 3. September ritt ein Bote des Regiments aus Nürnberg 
ab, um Sickingen das Mandat zu überbringen. Von dem Kurfürsten 
in Mainz eher insgeheim unterstützt als verhindert, langte der 
Ritter, nachdem er St. Wendel genommen, am 7. September vor 
Trier an. 

Den folgenden Tag zog Sickingen unter Trommel- und Trom- 
petenschall den Marsberg herunter, und forderte den Erzbischof 
durch zwei Reiter zur Uebergabe auf. Der abweisenden Ant- 
wort des muthigen Kirchenfürsten folgte die Beschiessung der 
Stadt. Als Preis des Abzugs forderte Sickingen 200 000 Goldgulden. 
Abgesandte des Kurfürsten von Köln suchten vergeblich zu vermitteln. 
Am 9. September kam der Bote des Regiments im Lager bei Sickingen 
an und übergab ihm in Gegenwart einer Reihe von Hauptleuten, 
Grafen und Herren und anderen von der Ritterschaft und etlichen 
Kriegsleuten, auch Sickingens beiden altern Söhnen, das Mandat. 

Die Antwort, welche der Ritter dem Boten ertheilte, lautet nach 
dessen amtlichem, an demselben Tage aufgesetzten Bericht 'i, folgender 
massen : «Ich soll meinem gnädigen Herrn Herzog Friedrich Pfalzgrafen 
als Rom. Kais. Majestät Statthalter und andern meinen gnädigen 
und günstigen Herrn des hochloblichen Regamenz sagen, dass man 
gemach thue, dann er sei auch Rom. Kais. Majestät Diener als wohl, als 
mein gnädiger Herzog Friedrich und Ander des Regamenz, und er 

31 Notizenblatt R, 40 f. 
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woll wider die Kaiserliche Majestät nichs handeln , sunder der 
Bischof von Trier hab der Kronen viel empfanj^en wider die K. M. 
und hat gesagt, er hab dem Bischof von Trier die Seinen ausgebürgt, 
und selbschuld darfur worden, darfür nichs anders begehrt zu 
geben dann böse stolze Wort, darumb er mit samt seinen Helfern 
geursacht sei worden, gedachten Bischof von Trier umb das und von 
wegen der Kronen, die er empfangen hab, zu strafen, und gesagt, 
er woll ein besser Recht machen, dann das kaiserliche Regament 
bisher gethan hab». . . 

«Da hab ich zu Franz von Sickingen gesagt, er soll mir schriftlich 
Antwort geben; das woll ich meinen . . . Herrn des Regamenz mit 
allem Fleiss überantworten ; hat er gesagt : nei, ich solls mündlich 
also anzeigen, dann er rieht nichs mit Briefen da aus; man findt 
wohl Kriegsleut, aber nit viel Schreiber, und ich soll sagen, woll 
man Fried haben, so soll man ein gut Recht machen. . » 

Am 10. September erliess das Regiment ein ander Mandat m 
an etlich Fürst und Stand, sich gegen Franzens Fürnehmen zu 
rüsten und die ihren, ob sie bei solchem Gewerb wären, abzu- 
fordern. «Dwil bemelt unser Regiment sydher bericht, wie derselb 
von Sickingen mit Heeres Kraft in berührtem Stift Trier vor 
etlichen Flecken liege und zu Eroberung und Beschädigung be- 
rührts Stifts heftlich arbeiten sollte, derhalben zu vermuten, er, Franz, 
unsem Mandaten kein Gehorsam beweisen, sondern sein fürgefasste 
Meinung zu vollbringen unterstehn werde, und dann solch Für- 
nehmen und Handlung berührtem unserm Landfrieden, gemeinen 
Rechten, guldener Bull und andern Reichsordnungen stracks zuwider 
und zu besorgen ist, wo solchem Vorhaben und thatlichen Hand- 
lungen nit zeitlich und stattlich begegnet, es werde zu merklicher 
Weiterung und zuvorderst den grossen Ständen und Gewalten, auch 
gemeinem Reich zu unwiederbringlichen Schaden reichen, darum und 
damit berührt Frevel und thatlich Fürnehmen destmer gewehrt 
werde, so begehren wir, dass Du deinen Unterthan und Verwandten, 
ob der zu Ross oder zu Fuss bei dem von Sickingen oder solchem 
Gewerb wäre, alsbald bei Pen Verlierung Leibs und Guts abforderst, 
auch alsbald Dich mit den Deinen zum stärksten rüstest und berei- 
test, damit, ob sich die Sach weiter einreissen und ferner Hilf Noth 
würde, auf weiter Ermahnung mit Macht oder zum Theil, wie das 
die Gelegenheit und Nothdurft erfordert, zuzuziehen, alles besten Ver- 
mögens helfen und retten bereit und geschickt seiest und durch Dich 
in solchem nit gesäumt noch verhindert und ander Weiterung 
verhüt und berürter Landfried gehandhabt werde. . . Wir begehren 

33 Notizenblatt n, 41 f. 
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auch, Du wollest Dich fürderlich und unverzüglich her gen Norinberg 
fügen und keinswegs aussenbleiben, damit obberürter und anderer 
ehehafter Sachen halber auf fürgenommenem Reichstag berathschlagt, 
gehandelt und beschlossen werden mag. » 

Am 14. September hob Sickingen die Belageiiing auf. Noch 
am 18. Septemher erging ein Befehl des Regiments an etliche 
Reichsstande, dem Erzbischof von Stund an zum stärksten zu Hilf 
zuziehen. 

In diesen Tagen ging eine grosse Umwandlung der deutschen Ge- 
schicke vor sich. Der Kurfürst von der Pfalz, der alte Gönner Sickingens 
so gut wie der Landgraf von Hessen, sein erbitterter Gegner und der 
Kurfürst von Trier, Repräsentanten der gefährdeten fürstlichen Ge- 
walt, erlangten die Oberhand über die empörte Ritterschaft und 
ihren Anführer. Schon Ende September verbanden sie sich zu einem 
gemeinsamen energischen Angriff gegen Sickingen, um «die böse 
Wurzel auszurotten». Am 27. September sah der Rath der Stadt Strass- 
burg sich veranlasst, dem Kurfürsten von Trier auf sein Schreiben 
vom 7. Antwort zu ertheilen. Ihm thate der dem Kurfürsten und dessen 
Unterthanen zugefügte Schaden leid, «und wären ganz willig gewesen, 
E. K. G. mit deren Boten Antwort zuzuschicken, das aber us Mangel 
des merer Theils unserer Ralsfründ, so der Zit zum Theil zu Frank- 
furt und sonst in andern iren usländigen Geschäften abwesig gesin, 
nit besehen mögen ; haben aber dieselbigen uf datum ernstlich beschri- 
ben, die auch erschienen ; und geben E. K. G. undertäniglich zu 
erkennen, wu gemeine Stand des heiligen R. Reichs E. K. G. zuziehen 
werden, dass wir uns dermoss halten wollen, als die sich bizhar 
gegen dem heiligen K. Rieh aller Rillicheit und unverwislich erzeigt 
und bewisen haben und sonderlich wohl liden mochten, dass der 
Landfrid bizhar gehandhabt worden und furter gehandhabt werd.» 
Der Kurfürst möge diese Antwort und deren Verzug nicht in Ungnaden 
vermerken 33. 

Erst am 29. September übergab der Bote des Reichsregiments 
seinen am 9. aufgesetzten Bericht 3*. Am folgenden Tage übernahm 
der Erzherzog Ferdinand die kaiserliche Statthalterschaft. Am 10. Ok- 
tober verkündete derselbe zu Nürnberg unter freiem Himmel die 
Acht gegen Sickingen und streute die Stücke der am Schluss der 
Verlesung zerrissenen Urkunde in die Winde. Das gedruckte Acht- 
mandat war schon vom 8. Oktober datirt35. Sickingen war geächtet, 
ohne vorher citirt oder gehört worden zu sein. 

33 Poht. Correspondenz Nr. 101. 

34 Notizenblatt H, S. 41. 

35 Ulmann, S. 306 Anm. 4 
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Diese Unterlassung der Ladung war vielleicht gar nicht ein 
Versehen, sondern absichtlich und mit Bedacht geschehen. Wenig- 
stens Hess sich für dies Verfahren geltend machen, was bei der 
Heidelberger Konferenz die Räthe der Fürsten wirklich geltend 
machten : «dass Franzen einich Citation zuzuschicken nit von Noten 
gewest, dieweil Franz durch sein geübt mutwillig Handlung mit der 
That in die Acht gefallen;» denn «wiewol der Landfriede ver- 
ganges Reichstags mit einem Zusätze gebessert, dass, obschon die 
That offenbar war, so soll dennoch derselb erst citirt, gehört und 
erklart werden, so ist doch im selbigen der Friedbruch usgenommen. 
Solichs hätten kaiserl. M. Statthalter und die vom Regiment ohn 
Zwifel auch nit klein erwogen 5<^.» Dagegen betrachtete Sickingen 
sich durch die Achterklärung für beschwert und war der Ansicht, 
es sei gegen ihn wider den Landfrieden gehandelt. 

Die drei Fürsten verfolgten nun aber nicht Sickingen selbst, 
sondern wandten sich zunächst wider seine Verbündete. Der Kurfürst 
von Mainz, dem sie vorwarfen, einer Anzahl Sickingerscher Reiter 
den Uebergang über den Rhein nicht verwehrt zu haben, musste 
seinen Frieden mit 25000 Gulden erkaufen. Die Burg Hartmuths 
von Kronberg musste sich am 16. Oktober ergeben. Dann ging 
der Zug gegen Frowin von Hütten, «weil er sich des Aufruhrs theil- 
haflig gemacht und erklärte Aechter bei sich aufgenommen ». Seine 
Burg Salmünster ward erobert. Die Güter Hilchens von Lorch 
wrurden eingezogen. Am 19. Oktober stellte Trier dem Pfalzgrafen 
und vermuthlich auch Philipp von Hessen die formliche Vollmacht aus, 
gegen Sickingen und seine Anhänger zu handeln, wie sich nach 
dem Landfrieden gebühre. Im November verliessen Bucer und Oeco- 
lampadius die Burgen Sickingens. Während Bucer nach Winterthur 
ging, begaben sich Hütten und Oecolampadius, wie auch der ver- 
triebene Hartmuth von Kronberg, nach Basel. 

Am 19. November ward in Nürnberg der Reichstag eröffnet, der 
zweite in diesem Jahr. Als am 25. November in Schweinfurt eine 
Anzahl Edelleute in Berathung getreten waren, sah sich das Reichs- 
regiment veranlasst, mitzutheilen, dass Sickingen durch seinen Friedens- 
bruch und dadurch, dass er in Wort und Schrift habe vernehmen 
lassen, er handle mit kaiserlicher Majestät Wissen und Wollen, das 
crimen laesae maiestatis begangen und in die Reichsacht gefallen 
sei, und sie aufzufordern, Sickingen keine Hülfe zu leisten, widrigen- 
falls sie sich der Acht theilhaftig machten. Aber an demselben Tage 
schrieb auch Hans von der Planitz : jetzt würde man Sickingen nicht 

^ Münch HI, 53. Im Text sind der Kürze wegen die Sätze amge- 
ßtellt. 
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in die Acht erklfiren , « man hätte ihn denn citirt ; aber geschehen 
ist geschehen.» 

Sickingen seihst rüstete sich zur Gegenwehr. Um Knechte zu 
werben, sandte er seine Hauptleute nach Strassburg und Metz. Im 
Elsass, Sundgau und Breisgau warben für ihn die Grafen von Für- 
stenberg und Zollern. Am 20. September bat Pfalzgraf Friedrich im 
Namen seines kurfürstlichen Bruders die Reichstande um ein Mandat 
an alle Stände des Reichs, ihm zuzuziehen, wenn er von Sickingen 
angegriffen werde, nicht minder um ein anderes an die Grafen von 
Fürstenberg und Zollern, sich mit Sickingen nicht weiter einzulassen. 
Am 24. November wurden die Stände abermals angewiesen, Sickingen 
keine Unterstützung zu Theil werden zu lassen, die bei ihm beGnd- 
liehen Unterthanen abzufordern, alle Pässe und Uebergänge zu 
besetzen. Aber zwölf Ganerbenschlosser, so erfuhr man in Nürn- 
berg, hatten Sickingen ihre Thore geöffnet, um Besatzungen auf- 
zunehmen. Im December , am Donnerstag nach Conceptionis 
Mariae, richtete der Erzbischof von Trier einen Beschwerdebrief 
an die Baumeister und Gemeinen zu Kallenfels. «Wir weixien 
berichtet, so wie uf Ansuchen unser widerwärtigen Franzen von 
Sickingen, der Seinen, auch Johann Hilchens von Lorch und anderer, 
die wider R. K. M. ufgerichten Landfrieden und des heil. Reichs 
Ordnung..., auch wider alle Ehrbarkeit und Billigkeit, und dazu aber 
der R. K. M. derohalb ausgangen Mandat diesen vergangen Sommer 
uns und die unsern mit Heereskrafl überzogen, belagert und mit 
Nahm, Raub und Braijd, Zerstörung und Verwüstung Kirchen und 
Klöster grösslich beschädigt haben, Ihr uf nechst gehalten rüwen (euern?) 
gemeinen Tag denselben das Haus zum Stein- Kallenfels geöffnet 
haben sollent, uns und die unsern daraus und darin zu bekriegen 
und zu beschädigen,.... darzu in Anmerkung Euer Voraltern Brief 
und Siegel unserm Vorfahren Erzbischof Baldewyn loblicher Gedächt- 
niss gegeben, zu Euch als frommen Rittern und Knechten gar nit ver- 
sehen hatten. Damit nun Ihr eigentlich Wissens haben mögent, wess 
sich Euer Vorältern vor sich und alle ihre Erben^ Gemeiner zum Stein- 
kallenfels gegen unserm Vorfahren obgemelt, alle seine Nachkomen 
und unsern Stift Trier verschrieben, welches sie denn bei schweren 
Pönen stets und fest zu halten gelobt und geschworen, haben wir 
US gnädiger und günstiger Meinung nit underlassen wollen, Euch des- 
selben diese auscultirte Kopie zuzuschicken, gutlich begehrend, als 
wir uns des gänzlich und der Billichkeit nach auch ungeweigert zu 
Euch versehen, Ihr wollt Euch solich Euerer Vorältern gegebenen 
Briefen und Siegel gegen uns und unserem Stift hallen, und ob Ihr, 
wie obgemelt. Euer Haus gegen uns geöffnet, wie sich doch nit 
gebührt,... solichs aus Kraft jetzt gedachter Euer Vorältern Verschrei- 
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bung und des kais. Landfriedens abstellen, damit, ob liierüber anders 
von Euch gehandelt, wir mit unsern Verwandten nicht verursacht 
werden, uns mit Euer Vorältern Briefe und Siegel und sunsten des 
kais. Landfridens zu halten. Heruf Euer schriftlich Antwort bei diesem 
unserm Boten, uns darnach zu richten, begehrend». Dies Schreiben 
sollte, wie die Aufschrift sagt, Baumeister und Gemeinen zu Kallen- 
fels oder «in ihrem Abwesen den, so ihre Behausung oder Wohnung 
daselbst haben}», übergeben werden ^7. 

Während sich die Feindseligkeiten den ganzen Winter hin- 
durch fortzogen, ward es um Sickingen immer öder. Bald gerieth 
sein zweiter Sohn Hans, als er mit Hilchen von Lorch und einer 
reisigen Schar nach Landstuhl reiten wollte, nach tapferster Gegen- 
wehr in die Hunde der Pfalz. 

War früher die Autorität des Reichsregiments von Sickingen in 
Frage gestellt worden, so warfen sich nun seine Gegner in eine 
eben so trotzige, dem Regiment gefahrliche Haltung. So kam es, dass 
das Regiment bald die in Schutz nahm, die es noch eben als seine 
Feinde betrachtet hatte. Die Auslegung der Executionsordnung vom 
Jahr 1521 , welche die Fürsten handhabten , war unerträglich. 
Montags nach der unschuldigen Kindlein Tag, den 29. December, 
sandten etliche Grafen, Herren und Ritterschafl wegen alles dessen, 
was Sickingens Anhangern widerfahren, eine Beschwerung nach 
Nürnberg. 

Auch Sickingen war keineswegs gesonnen, seine, wie er es auf- 
fassen durfte, gegen die Reichsoixlnung verstossende Aechtung an- 
zuerkennen, vielmehr betrachtete er sie als wirkungslos und bat in 
einem an das Reichsregiment gerichteten Schreiben um Gehör. Dann 
gedächte er darzuthun, dass er die Acht nicht verwirkt habe, ja dass 
die feindlichen Fürsten eher die Acht verdienten und der Angriff 
auf sie jedem erlaubt sei. 

In dem Reichsregiment berieth ein Ausschuss die Frage, ob 
man nicht allen Theilen Stillstand gebieten oder ob nicht Erz- 
herzog Ferdinand — zwar nicht als Statthalter, wohl aber als 
Erbherr von Oesterreich — durch Mittelspersonen Sickingen zur 
Güte ermahnen lassen solle. Als Statthalter und Regiment am 1 . De- 
zember über diese Vorschläge sich äusserten, lag Sickingens Brief 
vor, worin er bei dem Statthalter über die ordnungswidrige Aechtung 
seiner Person Beschwerde erhob. Man verständigte sich, eine Kom- 
mission mit der Prüfung des Landfriedens und der früher wider 
Franz ausgegangenen Mandate zu betrauen, um entscheiden zu 
können, ob Sickingen billiger oder unbilliger Weise geächtet worden, 

87 Münch n, 24« f. 
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und ob er zu Verhör verstattet werden solle oder nicht. In diesem 
aus elf Männern gebildeten Ausschuss waren zwei Personen vomi 
Regiment, zwei vom Kammergericht, die übrigen von den Ständen, 
unter den letztern der Mainzische Kanzler. Als die Kommission am 
3. Dezember ihr Gutachten erstattete, ward verlangt, dass Sickingens 
Schreiben vorgelegt werde, um beurtheilen zu können, in wie fern 
der Ritter sich der Reichsordnung gemäss zu Güte und Recht 
erboten habe. Aber Statthalter und Regiment Hessen durch Dr. 
Lamparter erwidern , das Schreiben enthalte mehrere Punkte, die 
so gestellt seien, dass daraus mehr Widerwillen als Frieden hervor- 
gehen würde. Schliesslich ward vereinbart, dass am 29. Dezember 
in Heidelberg eine Resprechung mit den Fürsten stattfinden und, 
falls man hier zum Ziele gelange, einer von der Botschaft zu 
Sickingen reiten solle, um sich auch mit ihm zu verständigen. 
In Aussicht genommen war ein Waffenstillstand und Verhör vor 
Statthalter und Regiment. Ein Ausschuss zur Prüfung der Schriften 
und Instruktionen und zur Bestimmung der Botschafter ward einge- 
setzt, aber von den in Betracht gezogenen wollte keiner den Auf- 
trag annehmen. Später Hessen sich Graf Ulrich von Helfenstein und 
Freiherr Friedrich von Heydeck dazu bestimmen. An Sickingen 
sandte Erzherzog Ferdinand mit Wissen der Stände besondere Boten, 
die mit ihm nach Heidelberg kommen sollten. Wem dieser Auftrag ge- 
geben ward, erfahren wir nicht. Sickingen erklärte sich schriflUch 
zu gütlicher Handlung bereit unter der Bedingung, dass die Edel- 
leute, denen um seinetwillen ihr Gut genommen, restituirt würden. 
Auf einen Waffenstillstand einzugehen, lehnte er ab. 

Die Fürsten suchten inzwischen Sickingen aUe Hülfsquellen 
zu nehmen. Am 40. Dezember sandte der Kurfürst von der Pfalz 
einen eigenen Rechenmeister nach Frankfurt, um etliches Silber, 
das Sickingen beim Münzmeister stehen habe, als verfallenes 
Gut abzufordern »8, und den folgenden Tag verlangte der Kurfürst von 
Trier sogar die Herausgabe der 60000 Gulden, welche der Kaiser 
noch Sickingen schulde, oder wenigstens ihre Auszahlung an den 
Fiscal. So entnehmen wir aus den Antwortschreiben des Regi- 
ments an den Kurfürsten vom 9. Oktober. Trotz einiger gegen den 
Antrag des Kurfürsten erhobenen Bedenken heisst es zum Schluss : 
«Doch wollen wir dem Fiscal neben Euer Lieb und Kurfürstlichen 
Gnaden Anwalt, was sich in solchen Sachen gebührt zu handeln, 
auch befehlen und gestatten 39. >> Am 10. Oktober erfolgte dann die 
längst beschlossene Achterklärung. 

38 ülmann, S. 337 Anm. 2. 
89 Notizenblatt II, S. 52. 
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Am 11. Deceraber ertheilte der Erzbischof eine Instruction zu 
einer Verhandlung mit der Erzherzogin Margaretha, Regentin in den 
niederburgundischen Landen, in der es heisst : «Zum dritten so habe 
... unserm gnädigen Herrn von Trier glaublich angelangt, dass die 
römische kaiserl. Majestät Franzen schuldig sin sulle geluhen Geldes 
XX™ und usstehndes Soldes XI"* rheinische Gulden in Golde. Dwiele 
nu derselbig Franz uf Ansuchen unsers gnädigen Herrn von Trier ... 
als Friedbrecher in kaiserl. Majestät und des heiligen Richs Acht 
öffentlich erklärt und denunciiret, so ist derselbig Franz und das 
Syne Jedermann und sonderlich sinen K. F. G. als von 
ihm beschädigten erlaubt, darzu so syen auch alle Ver- 
schribunge, Pflicht und Bundnisse, Franzen zustehende und daruf 
er Forderung oder Anspruch haben mocht, gegen denjenen ihm ver- 
hall wären, abe und todt. Und ist allem nach des Erzbischofs von 
Trier dienstlich fründlich gütlich und flissig Bitt und Begehr, ... 
dass Franzen von Sickingen als R. K. M. Aechter und erklärten Fried- 
brecher solich geluwen und usständig Gelt, wie dann 
zu Strafe Franzen sich billig gebühret, nit geliebert, sondern 
eine solichs dem Erzbischofe als von Franzen be- 
schädigten ... gehandreicht, oder aber von ihrer 
K. M. Fiscal wegen confiscirt und behalten ... werde*«.» 

Die am 5. und 6. Januar 1523 zu Heidelberg gepflogenen Ver- 
handlungen blieben erfolglos. Auf den 5. Februar verabredeten die 
Fürsten eine persönliche Zusammenkunft in Frankfurt. 

Ehe wir die weitere Entwicklung der Dinge verfolgen, werfen 
wir einen Blick auf die Beziehungen Sickingens zu Strassburg. 
Nachdem der Rath der Stadt, wie wir gesehen, am 27. September 
dem Kurfürsten von Trier endlich Antwort ertheilt hatte, dankte 
dieser am 7. Oktober «mit Ile» für das gutwillige Erbieten. Aber 
auch Sickingen seinerseits schrieb am 27. Oktober an den Rath, 
um ihm die Befehdung von Kronbergs durch die drei Fürsten mit- 
zutheilen. (cDieweil nun solchs, als sie selbst melden, einig umb dass 
er mir anhängig gewesen sein solle, beschehen . . . und Ihr mir nun 
dickermals Lieb und Dienst bewiesen, dess ich mich gegen Euch 
bedank und höchst Fieiss verdienen will, möchten Euer und meine 
Missgünder und Widerwärtigen durch geschwind Praktik auch der- 
massen gegen Euch oder den Euern nachtheiligs gedenken und un- 
terstehen. Wiewohl Ihr nun vor Euch selbst zu solchem vor andern 
fürträchtig, bedacht, geschickt und gerüst seit, hab ich's doch Euch 
als mein lieben Herren und Fründen unangezeigt nit wollen 
lassen, des Wissens und sich (lest bass darnach zu richten haben. 

40 Günther, Codex diplom V, 214 f. 
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Dann sonder Zweifel, wo man icht zu der Gegenwehr etwas ge- 
rüst ist, hat es ihrenhalben nit jrross Sorg oder Not. So erbiet ich 
mich, wo etwas Gewalts gegen Euch oder den Euern vorgenommen 
werden wollt, mein Vermögen treulich und nachbariich zu Euch zu 
setzen. » Schon drei Tage darauf theilte der Doctor fiscalis Caspar 
Mart aus Nürnberg dem Rath mit, dass die Stadt des Einverständ- 
nisses mit Sickingen veidächtigt sei und demnach vor das Regi- 
ment citirt werde solle, «laut des Landfriedens zu purgieren.» Zur 
Ergänzung der Landfriedensordnung war ein Verfahren angeordnet, 
wonach Verdacht ige behufs Ablehnung des Verdachtes beim Kammer- 
gericht zur Leistung des Reinigungseides angehalten werden durften. 
Die meisten Fürsten, so berichtete der der Stadt wohlgesinnte Doctor, 
«geben wider Kränzen und sein Helfer solchen scharfen Bericht von 
Euch, wo Herr Bernhart (nämlich Wurmser, der Strassburger Ab- 
geordnete zum Reichstag) nit hie gewesen wäre, dass viel schärfer 
gegen Euer Strengheit und W. fürgenommen worden, dass dann von 
E. G. zu vernehmen schmählich und verächtlich gewesen wäre. Wes 
ich auch in solchem Thun von Eurer wegen in geheim gehandelt, 
werdet Ihr mit der Zeit vernehmen. » Der Erzbischof von Trier 
warf der Stadt vor, dass sie Sickingen zu seinem Zuge Geld 
und Pulver gegeben habe, mithin «unverdient und zuwider dem 
kaiserl. Landfrieden und des heiligen Richs Ordnungen», eine An- 
klage, welche der Rath in einem Schreiben vom Anfang November 
zurückwies. «Und fügen E. K. G.», so lautete die Antwort, «mit der 
Wohrheit unlertäniglich zu vernemen, dass wider K. G. wir Sickingen 
zu sim Ueberzug weder Geld noch Pulver nit fürgesetzt noch ge- 
luhen, wollten ouch ein solchs gar ungern thun, wollen aber E. K. G. 
ouch nit bergen, wir haben vcrschinen 21. Johrs bestimtem Kränzen 
von Sickingen, als er in K. M. unsers allergnädigsten Herrn Heer- 
zügen und Geschäften als ihrer M. Houptmann gesin, uf sin bitlichs 
Ansuchen ein Sorama, nämlich 10000 Gulden geluhen, die er uns 
dann wieder mit Dank gelufert und bezahlt hat. Kolgends dies 22. Johrs 
uf Zinstag nach Vincula Petri (5. August) hat Kranz uns ein Geschrift 
unter sinem Insiegel durch Schwickern, sinen Sohn, der persönlich 
in unserm Rat erschienen, überantworten und vermog derselbigen Ge- 
schrift, ouch sins mondlichen Kürtrags bitlichen ansinnen lossen, dass 
wir ihm, Kranz, zu Rettung siner Treu und sines Gloubens, domit 
er dem Kriegsvolk siner Zusag und ihrer Gelegenheit nach desto 
fürderlicher ihr usstehnde Bezahlung verschaffen mocht, ein Somma 
Gelds, nämlich achttusend Gulden, fürstrecken und Jihen wollten. 
Auf solch gütlich Ansuchen, ouch in Bedacht, dass er, Kranz, noch 
etlichem Kriegsvolk, das er, wie obstat, in K. M. Geschäft gehabt, 
ihr Besoldung schuldig gesin, haben wir ihm die begehrt Somma 
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geluhen und der Zit von keiner Bewerbung oder Rüstung gewusst 
oder gehört sagen. . . Sodann des Pulvers halb, haben wir Franzen 
weder fürgesetzt oder geluhen. Er hat uns ouch desshalb nit gebeten 
noch ersucht ; ist aber wahr, dass uns der wohlgeboren Herr Wilhelm 
Grof zu Fürstenberg nachbarlicher und frundlicher Wise an- 
zeigen lossen, er hab sin Schlösser und Stadt an Pulver entblösst, 
mit Bitt, ihm 20 Zentner zu Kouf geben. Da wir dann ihm als unseren 
lieben Herrn und guten Nachbarn den halben Theil des begehrten 
Pulvers, nämlich ein Zentner umb 12 Gulden auf ein Ziel zu bezahlen, 
verkouft und des Orts Franzen nie bedacht noch uf ihn ufgenommen 
oder verkouft worden.» 

Der Triersche Kanzler hatte inzwischen ein Mandat des Reichs- 
regiments gegen Strassburg ausgebracht, das aber auf Vermittelung 
des Pfalzgrafen nach einer Unterredung Wurmsers mit Kaspar Mart 
zurückgezogen ward. 

Der Kurfürst von der Pfalz beschwerte sich seinerseits, dass Strass- 
burg Sickingen gestattet habe, in ihrem Gebiet Werbungen vorzu- 
nehmen. Auch diesen Vorwurf wies der Rath am 1. December in 
einem an die Stände zu Nürnberg gerichteten Schreiben zurück, 
indem er zugleich die Massregeln darlegte, welche er gegen derartige 
Werbungen getroffen. Am 16. December schrieb dann der Rath von 
Trier, er werde benachrichtigt, dass um Strassburg herum Wer- 
bungen von Kriegsvolk stattfanden, wisse aber nicht, auf wen der 
Anschlag gehen solle. Er bitte daher, wenn die ihm zugekommene 
Nachricht begründet sei, in Anbetracht der frühern Belagerung Triers 
durch Sickingen, um nähere Aufschlüsse. 

Unzweifelhaft bestand die alte Verbindung der Stadt mit Sickingen 
fort. Am 14. December meldete der Stadtschreiber Peter Butz dem 
Abgeordneten in Nürnberg : « Ich hab den überschickten Brief gon 
Eberburg nit mögen bi eim vergebenen Boten abfertigen, sonder hab 
eim zwen dick Pfennig geben, der ihn dohin tragen soll. Was für 
Antwort begegnet, will ich Euch nit verhalten.» Der Gedanke liegt 
sehr nahe, dass Wurmser, der auf des Erzherzogs Ferdinand Wunsch 
länger in Nürnberg blieb, als dem Rath seiner Stadt lieb war, 
den Auftrag erhalten habe, auf Sickingen versöhnlich einzuwirken. 
Wurmser hatte von Strassburg aus den Ritter Reinbold Spender 
als Berather zugesandt erhalten , der auf nächste Weihnachten 
zum Assessor am Regiment bestimmt war. « Es ist », so fahrt Butz 
fort, « bi uns ganz still, wiewohl die Fürsten in Rüstung. Gott füg's 
zum besten. » Am 23. December erlheilte Sickingen dem Philipp 
Stumpf von Schweinberg eine Instruction für den Rath von Strass- 
burg wegen des noch rückständigen Darlehens. Er, Sickingen, so lautet 
dieselbe, könne die 8000 Gulden, welche er dem Rath schulde. 
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augenblicklich beim bestön Willen nicht bezahlen, da er von drei 
Fürsten überzogen zu werden fürchte, und der Kaiser seine Schuld 
von 90000 Gulden an ihn noch nicht entrichtet habe. Indess habe 
er für jene 8000 Gulden gute Gefangene und Anderes und hoffe 
daher, die Schuld in Kurzem mit baarem Geld abzutragen. Der Rath 
möge daher Geduld tragen. Damit derselbe aber auf jeden Fall, «wie 
es joch umb mich ergeh», eine Sicherheit in Händen habe, übersende 
er ihm zwei Schuldbriefe des Kaisers, deren jeder auf 20 000 Gulden 
laute ; der Rath möge eineh davon auswählen. Ausserdem aber er- 
biete er sich, die Rückzahlung des Geldes so sehr wie möglich zu 
beschleunigen. Wenn der Rath die Neuburg annehmen wolle, so 
hoffe er dafür die Einwilligung Erzherzog Ferdinands als des Kaisers 
Statthalter zu erlangen und sich über den Rest nach Abzug der 8000 
Gulden mit dem Rath zu verständigen *i. 

Die Fürsten hatten gewünscht, gegen den geächteten Sickingen 
mit der Hülfe des Reichs unterstützt zu werden; aber weder bei 
dem Regiment noch bei den Ständen konnten sie das erreichen, viel- 
mehr war noch zu Anfang Februar 1523 die Rede davon, Sickingen 
zu gütlichem Verhör kommen zu lassen. Am 7. Februar konnte 
Frowin von Hütten aus Nürnberg an Sickingen berichten, die mit 
grossem Fleiss bei den Ständen gegen ihn nachgesuchte Hilfe sei 
noch nicht bewilligt. 

Am 12. Januar meldete der Frankfurter Abgeordnete, der Bischof 
von Würzburg habe gebeten, von Nürnberg abreiten zu dürfen, da 
die meisten seiner Amtleute ihm aufgeschrieben, um seines Er- 
achtens Franzen zuzuziehen ; der Bischof befürchte einen Ueberfall 
Sickingens. An demselben Tage ward die Werbung der Räthe der 
drei Fürsten am Reichsregiment und Reichstag vorgetragen, aber 
ohne Erfolg, und Tags darauf das ewig denkwürdige Gutachten, 
welches die Vollziehung des gegen Luther ergangenen Edicts ablehnte, 
den Ständen übergeben. Was man von Karl V erwartet hatte, 
dass er sich an die Spitze der nationalen Bewegung stellen werde, 
das that das Regiment nun wirklich. Die am 8. Februar dem 
päpstlichen Nuntius ertheilte Antwort ging am 6. März als kaiser). 
Edict aus. 

Nun erschien es wichtig, dass Sickingen sich gegen die Angriffe 
behauptete, die sich gegen ihn vorbereiteten. An die Erhaltung des 
Ritters, der so oft den Landfrieden gebrochen, knüpfte sich jetzt, 
nachdem er geächtet war, ein Interesse der Reichsordnung. Sickingen 
selbst war unbesorgt. Er zweifelte nicht, sich in der Feste Landstuhl 

^^ Die auf Strassburg bezüglichen Aktenstücke: Polit. Correspondenz 
Nr. 102-112. 
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wenigstens ein Vierteljahr halten zu können ; seinen Verbündeten 
werde Zeit bleiben, ihn zu entsetzen. 

Der Kurfürst von der Pfalz hatte den 45. Januar den Rath 
der Stadt Strassburg aufgefordert, einen seiner Bürger, der, wie er 
höre, mit etlichen Kriegsknechten Sickingen zugezogen sei, oder 
andere etwa bei Sickingen anwesende Strassburger Unterthanen sofort 
zurückzurufen und gegen die Güter derselben so zu verfahren, dass 
man daraus des Rathes Missfallen spüren könne ; auch andern Haupt- 
leuten, deren etliche in Strassburg liegen sollten, nicht zu gestatten, 
Knechte anzuwerben. Am 15. März bat er nun, seinem Hauptmann 
Hans von Bruchsal Werbung im Gebiet der Stadt zu erlauben und 
auch sonst demselben zur Vollendung seines Befehls allen möglichen 
Vorschub zu thun. Den folgenden Tag theilte Sickingen der Stadt 
mit, er wolle den am 22. März in Speier versammelten Städtebot- 
schaften seiner «Handlung und Sachen Bericht und Anzeig thunD **. 
Im April drohte der Erzbischof von Trier den Strassburger und 
Augsburger Gesellschaften für die Niederlande, gegen sie nach den 
Bestimmungen des Landfriedens verfahren zu wollen, wenn sie sich 
mit Sickingen als einem Aechter in Geldgeschäfte einliessen*». Aber 
Strassburg besass das Privileg, den in der Reichsacht befindlichen 
Schutz zu gewähren, ein Privileg, das noch im Jahre 1521 mit den 
andern glücklich wieder bestätigt worden war^. 

« Polit. Correspondenz Nr. 113, 115 u. 116. 

« ülmann, S. 339. 

^^ Den 25, Januar theilten der Altstettmeister Hans Bock und der Alt- 
ammeiHter Conrad von Dantzenheim von Worms ans dem Rathe mit, dass 
sie die Verehrnngen nach Befehl des Raths vertheilt nnd von den Be- 
schenkten die besten Zusagen hinsichtlich ihrer Geneigtheit, für das Wohl 
der Stadt zu wirken, erhalten. Mit Nicolans Ziegler sind sie betreffs Con- 
firmation der Stadtfreiheiten dahin übereingekommen, dass «jede Frihit 
besonder mit eim sundern Brief und Siegel > ausgestellt werden soll. Ziegler 
bitte in Betreff seiner Unterthanen zu Barr um die Begünstigung, dass 
der Rath ihnen nicht gestatte, nach Strassburg zu ziehen nnd dort das 
Bürgerrecht zu erwerben, während sie ihre Güter nach wie vor zu Barr 
baueten. Am 29. Januar sind die Strassburger Abgeordneten zwar guter 
Hoffnung, die Confirmation der Freiheiten zu erlangen, bitten aber, bei 
Gelegenheit ein Fuder Wein per Schiff herabznsenden : < dann als uns be- 
danken will, so werden wir sie bedürfen.» Am 14. Februar bestätigen sie 
den Empfang von drei Fass Wein und theilen mit, dass ethche der Frei- 
heiten schon in der Kanzlei Vilhngers ansgeschrieben seien. Die welche das 
Conservatorium (die Anweisung an das Hofgericht zu Rottwil, die Stadt 
Strassburg bei ihren Privilegien zu schützen) «und auch die Aechter 
zu enthalten», betreffen, sind dem Schreiber Villingers übergeben. 
Ziegler zeigt guten Willen. Am 19. Februar heisst es : « Die nächsten ge- 
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Am 30. April begann die Beschiessung von Landstuhl. Sickingen 
hatte nur seinen jüngsten Sohn Franz Konrad bei sich, da 
Schwicker seinen Posten in Steinkallenfels behauptete und der mitt- 
lere in Gefangenschaft lag. Bald schickte er Franz Konrad in Be- 
gleitung Schlörs mit den wichtigsten Papieren fort. Am 7. Mai 

melten zwo Frihiten sind noch nit nsgeschrieben ; dann wir sind beide bi 
dem Schriber gesin, der sagt, wan sie gar nsgeschrieben, so wel er verhelfen, 
dass ganz bald nnderzeichnet und gefei-tiget werdent. ... Der Geschriften 
sind vil. wir hoffen, ob Gott will, je, wir wellent... die Frihiten in Kurzem 
usbringen und vertruwent dem Ziegler alles Guten.» Rathen letzterm, die 
von ihm bestellten Fische im Werthe von 25 Gulden zu schenken, das 
Geld werde gut angewandt sein. Am 1. März lautet die Meldung : Die Frei- 
heiten sind alle ausgeschrieben und auf Dato von Erzbischof von Mainz un- 
terzeichnet; hoffen, dass auch der Kaiser sie bald unterzeichnet und danach 
versiegelt. Am 6. März melden die Strassburger, der Grosshofmeister des 
Kaisers lasse den Rath angehen, die kaiserliche Tafel zu dem am 12. statt- 
findenden Sänket gegen Bezahlung mit Fischen zu versorgen und fügen 
hinzu : « Die Freiheiten sind von K. M. und sunst auch verzeicht ; werden, 
ob Gott will , bald versiegelt werden. » In einem Zettel melden sie die 
Ankunft von Fischen: «Haben wir gethon Herrn Niclaus Ziegler vorab 
Inhalt euers Schribens; und danoch dem Villinger 200 Selmeling und 
200 Nunogen und jedem 10 Forellen.» Dem Rath, der am 6. auf Beschleu- 
nigung in Ausfertigung der Freiheiten gedrängt hatte, konnte am 10. be- 
richtet werden, dass an den Freiheiten nur noch das < roth Wachs » fehle. 
Man habe in der Kanzlei die Vidimus der Freiheiten oder beglaubigte Ab- 
schriften davon begehrt. Am 13. März endlich sind die Confirmationen der 
Stadtfreiheiten in den Händen der Gesandten. Ziegler hat Wort gehalten. 
Fragen an, ob man ihm < mehrer Verehrung » thun wolle, da man ihm 
zum Oeftern zugesagt habe, man wolle es um ihn freundlich verdienen. 
Villingers Schreiber hat die 14 Urkunden geschrieben. Etwas müssen noch 
die « Knechte » erhalten, welche die Gesandten bei dem Ziegler und 
sonst stetig gefördert haben ; denn < man het uns etwan furgelassen , so 
gross Herren haben müssen warten, die vor uns do sint gesin.» Bitten, 
nachdem sie die Confirmation der Freiheiten ausgebracht, um Ablösung 
durch andere Gesandte. Am 16. März theilen sie mit, dass sie die noch 
im Besitz des Fischers befindlichen 1200 Selmhng an den Pfalzgrafen, den 
Bischof von Strassburg, an ... Doctor Caspar Mart, Nicolaus Ziegler und 
Jacob Spiegel verschenkt, da es ihnen unpassend erschienen ist, dass der 
Fischer dieselben in Worms verkaufe. Am 21. März bitten sie um Antwort 
auf ihre frühere Anfrage, ob sie Zieglern noch eine Verehrung thun sollen, 
und am 24. erklären sie, dem Befehl des Raths gemäss mit der Schenk 
gegen Herrn Niclaus Ziegler thun zu wollen. Inzwischen war ihnen wieder 
Wein zugesandt worden. 

Diesen Einblick in das Treiben der kaiserlichen Kanzlei und die nur 
auf die Bestätigung ihrer Freiheiten gerichtete Pohtik der Stadt Strass- 
burg gewährt die Polit. Correspondenz Nr. 63—73. 
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Mittags war der Ritter todt, Deutschland, wie der römische Klerus 
jubelte, von dem Afterkaiser befreit. Dem Kurfürsten von Trier, 
der an seinem Sterbelager gestanden, sandte Papst Hadrian einen 
Glückwunsch. Das deutsche Volk aber hielt treu an seinem 
Sickingen fest. 

Der «Dialogus der Rede und Gespräch, so Franciscus von 
Sickingen vor des Himmels Pforten mit Sant Peter und dem Ritter 
Sant Jörgen gehalten, zuvor und ehcdann er eingelassen ist worden», 
lässt den Ritter sich bei Sant Peter anmelden mit den Worten : 
« Ich bin Franziscus von Sickingen, em verordneter Vollzieher der 
Gerechtigkeit.» Und als Sant Jörg dann später bemerkt: «Franz, mir 
ist angezeigt deiner Begehr ethchs ausständigs Solds und anders, so 
du forderst, das will ich vernehmen und dir ferner darauf Bescheid 
geben», erklärt Franz: «Ich hab nu ethch Jahr mit Vollziehung der 
Gerechtigkeit auf gut Vertrauen dient, wiewohl ohn bestimmten 
Sold, und wa ich darzu tauglich, auch Gottes Will gewesst, so wollt 
ich gern noch länger das Best gethon haben. » 

Jörg ; « Wer hat dich darzu bestellt oder dir solichs auszurichten 
befohlen?» 

Franz : « Mir ist ein geschriftlicher Befehl zukommen, durch ein 
armen Mann Überantwort, unter anderm inhaltend : was ich ihm 
oder einem andern gleich dem allerwenigsten meinem Nebenchristen 
brüderliche Lieb erzeig, das wöll Gott ihm selbst geschehen ihm 
zurechnen und auch mit Belohnung vergleichen; das hab ich zu 
Herzen genommen und ihm zu der Gerechtigkeit verhelfen, fürter 
auch andern mehr, wa die an mich gelangt seind. » 

Jörg: «Wie hastu ihm zu der Gerechtigkeit verhelfen?» 

Franz: «Ich hab die, von denen die Armen" aus Pracht, Hof- 
farl, Neid, Eigennutz und mit dem Bann gewaltigt seind, gütlich 
ersucht, die Armen nicht zu unterdrücken. So das geschehen, bin 
ich wol zufrieden gewesen. Hat es aber nit sein wollen, hab ich sie 
mit Heereskraft überzogen, so viel gethon und gehandelt, dass dem 
Armen gleichs widerfahren ist.» 

Jörg : «Solichs ist nit dein, send d' Künig, Fürsten und andern 
welllichen Oberkeit und Gewalt befohlen worden ; denselben steht zu 
das Schwert zu brauchen der Gerechtigkeit.» 

Franz: «Sie haben and's zeschafTen. » 

Da nun die Rede auf die Fürsten und Prälaten kommt, sagt 

Franz: «...So ein Armer mit eim Fürsten oder geistlichen gewal- 
tigen Herrn zu handeln hat, der wird von ihm gewaltig verjagt oder 
das sein genommen, er ruf und schrei um Recht viel Jahr, und 
wann es ihm ganz wohl geht, dass er zu Verhör kommt, so erbeut 
man ihm das Recht. So soll er erst darnach umb das Sein vor den- 
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selben Fürsten, seines Widersachers und Gegenthells Suppenfressern 
und Ja-Herren ein Austrag dos Rechten annehmen...» 

Jörg : «Was thut dann das Regiment dazu, das vom Kaiser und 
allen Standen geordnet und besetzt ist?» 

Franz : «Die seind jetzt zu Esslingen, so viel da seind ; die leben 
in Frieden, essen zu Morgen grünen Imber und trinken süssen Wein, 
Nachmittag macht man ein Ausschuss... Etlich Herren und sonderlich 
die ältesten und geschicktesten, und was mit der Feder umgeht, die 
werden verordnet mit Mandaten . . . Die ander Partei sitzt über die 
Supplication der Armen und schicken dieselben an das Kammer- 
gericht, auf dass sie dest minder beschwert seind. . . » 

Jörg : « Was ist das Kammergericht ? » 

Franz : « Es ist ein solch Ding : wer von dem Untergericht als 
dem Fegfeur erlediget ist, der kommt erst in die Hell gar mit einander. 
Denn ich mein wahrlich, dass kein Seel in der Hell von den Teufeln 
harter geplagt müg werden, dann wann ein Armer dem Procurator, 
Advokaten und demselben rostigen Haufen zu Theil wird; dann da 
seind so viel Action, Exception, Replict, Duplict, Triplict, Quadri- 
plict, Dilation, peremptoriales, ferie in novis, prefaxis und ordinariis, 
also dass kein Entledigung ist: es muss Blut und Fleisch alles ver- 
zehrt werden. Kommt unter Hunderten Einer zum Endurtheil, so 
muss er die Execution und Vollstreckungen bei der von Ochsenstein 
Küchenmeister suchen. Der was so gewaltig, so er Einem ein Supp 
schuf, so warf man ihn die Stiegen ab. Aus solichem Mangel der 
Gerechtigkeit folgt : wa eins armen Manns Vermögen nit ist, diesem 
langen und unausträglichen Pracht auszuwarten, dass er ihm für- 
nimmt ein Fehde. . .»*5 



Die Sickingenschen Burgen wurden erobert und grossentheils 
niedergebrannt ; Neuenburg zuerst, dann die Ganerbenschlösser 
Drachenfels, Hohenburg und Lützelbui^; Thann geschont, weil der 
Bischof von Speier als Lehnsherr Einspruch erhob. Am 25. Mai 
trafen die Fürsten vor der Ebernburg zusammen. 

Am 2. Juni versuchte Ferdinand zu Gunsten der Sickingenschen 
Kinder zu interveniren. Er liess für seine Räthe eine Instruction 
behufs Verhandlung mit dem Pfalzgrafen entwerfen, in der es heisst: 
«Anfanghch seiner Lieb unser Lieb und sondern Freundschaft zu 
sagen und nachmals seiner Lieb zu erzählen : nachdem Franziscus von 
Sickingen durch Schickung oder Verhängniss des Allmächtigen die 
Schuld seiner Natur bezahlt und Gott die Strafe, so er an seinem 

« Münch n, S. 321 ff. 
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Leib, Leben und Gut jungstlich erlitten, vielleicht von seiner Ver- 
wirkung wegen über ihn ergehn lassen, nu werden wir witer beiicht, 
dass gemelter Pfalzgraf und siner Lieb mit verwandten Kriegsfürsten 
an des Franzen Tod und dem zugefügten Schaden, der ihm und 
seinen Söhnen durch die dry Fürsten mit Eroberung etlicher Schlösser 
begegnet, nit ersättigt, sonder Hans von Sickingen auch der dryer 
Fürsten Gefangener ist und fanglichen gehalten würde, auch ihr 
Lieb in emsiger Ucbung stehen sollen, das Schloss Eberburg und 
die übrigen der Jungen von Sickingen Güter auch zu erobern nnd 
einzunehmen. Nu bedenken wir genannten Franzen von Sickingen 
getreu, nutzlich und aufrichtig Dienst, die er K. M. und dem Haus 
Oesterreich oflmalen gethan, die auch dem Haus Oesterreich wol 
erschossen sin, auch in Ansehung, dass Franz sine Sün und Kinder 
uns befohlen, deshalben wir zu den Jungen von Sickingen mit 
Gnaden bewegt seien ... und dieweil dann der Alt von Sickingen 
für sich selbs und ohne Zwifel wenig mit Rat, Willen und Wissen 
siner Süne gehandelt, also dass sie an ihres Vattern Handlung 
wenig Schuld tragen, ... und sie unschuldiglich verderbt und ver- 
trieben worden, dess gedachter unser Oheim in sinem fürstlichen 
erheben Gemüt bass der Notdurft nach zu bedenken was, demnach soll 
unser Gesandter an sin Lieb mit Fleiss begehren und f rundlich bitten, 
dass sein Lieb für sich selbs solch heftig Fürnehmen nu fürbaser 
abstehn, auch sich gegen den genanten Jungen von Sickingen fürstlich 
und mit Gnaden halte und bewise, und sich an ihres Vattern be- 
gangen Strafe, die unsers Achtens genugsam, bewegen lasse, und 
die andern zwen ihr Lieb mitverwandt Kriegsfürsten zu derglichen 
Gütigkeit bewegen und vermögen, also dass gegen die Jungen von 
Sickingen nichts wyter thätliches geübt, sondern die Gietigkeit, Gnad 
und Sanftmüthigkeit, die by so trefTeniichen adeligen Fürsten alzeit 
statthaben sollen, bei ihren Lieben all dryen hierin aus oberzälten 
Ursachen und uns zu sonderm fründlichen Gefallen augenschinlich 
gesehn werde. Des wollen wir uns zu seiner Lieb und den andern 
zweien Fürsten fründlich und ungezwifelt versehen und in dergleichen 
Fall wiederumb dienstlich beschulden.»*« Aber die humane Absicht 
Ferdinands ward in der widerwärtigsten Weise vereitelt. 

Mit Sickingens Tod war ein grosser Umschwung aller Verhält- 
nisse eingeleitet. Schrieb der Freiburger Professor Zasius mit äusserster 
Kühle an seinen Freund Amerbach nach Avignon: «dass Franz von 
Sickingen, vor dem die Welt zitterte, durch einen merkwürdigen 
Bombardenschuss getödtet worden ist, wirst Du erfahren haben i», so 
Hessen Luthers Anhänger den Muth sinken, während die Papisten 

*ö Münch II, S. 274 ff. 
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aufjubelten, ccich kann Dir nicht sa^^cn^, schrieb Bucer am 9. Juni 
an Zwin^jli, «wie sehr durch den Fall dieses einzigen Mannes die 
papistischen Unj,^etliimie wieder ihre Hörner erheben.» 

Zunächst musste das Rej^iment, dem ein Schwarzenberg angehörte, 
weichen. Es hatte den Frevel begangen, Frowin von Hütten in den 
Besitz seiner Güter wieder einsetzen zu wollen. Dann ward das 
Kammergericht einer Reinigung unterzogen. Während Zasius, der 
den scheidenden Erasmus an einem Fasttage mit einem Huhn 
bewirthet hatte, zwar zur Rechenschaft gezogen, aber deshalb absei- 
virt ward, weil Erasmus seit lange durch den Papst von den Fasten- 
geboten dispensirt sei*', ward Dr. Kreutner, Assessor für den frän- 
kischen Kreis, seines Amtes entlassen, weil er an einem Fasttage 
Fleisch gegessen, ohne Rücksicht darauf, dass er noch einen Rück- 
stand von mehr als 1000 Gulden zu fordern hatte*«. 

Für Sickingens Kinder traten der Bischof von Speier und Herzog 
Hans von Simmern als Fürsprecher auf. Die Fürsten waren zu einem 
Abkommen bereit, wenn die Ebernburg mit Waffen und Pulver über- 
geben werde; dann sollten die Kinder die fahrende Habe behalten. 
Als dieser Vorschlag abgelehnt worden, ward das Schloss beschossen 
und nach der Kapitulation die ganze kostbare Beute getheilt. Nur 
die Gewänder und Kleinodien wurden den Frauen gelassen. Am 
5. Juni unterwarfen sich auch Baumeister und Gemeinen von Stein- 
kallenfels. 

Noch im Lager vor Ebernburg ward die Theilung der Schlösser 
voiyenommen : der Landgraf erhielt alles auf der rechten, der Pfalz- 
graf und der Erabischof alles auf der linken Seite des Rheins. Zur 
Behauptung dieser Eroberungen schlössen sie einen Schutz- und 
Trutzbund. Unter der Aufsicht des Pfalzgrafen waixi die Ebernburg 
geschleift. 

Selbst gegen die Frauen der Sickingenschen Familie gingen die 
Fürsten mit unglaublicher Härte vor. Sickingen selbst hatte in 
seinem Schreiben an die deutschen Städte 1523 vor Sonntag Lätare 
vorgestellt, dass jene selbst zwei edlen Frauen, Barbara von Braun- 
berg, seiner verwittweten Schwester und Adam von Honsteins 
Wittwe, ihr Schloss Merxheim eingenommen, geplündert und das 
daran liegende Dorf, welches beiden Wittwen zustehe, verbrannt, 
die Annen daselbst aus der Wittwen Pflicht gedrungen, alles wider 
fraulich Freiheit, des heiligen Reichs Onlnung und aufgerichteten 
Landfrieden , auch unangesehen , dass die bemelten Wittwen mit 
seiner Fehd gar nichts zu thun oder zu schafTen hatten. Eben so 

47 Stintxmg Zasius, S. 245. 
*« Ranke U. S. 95. 
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grausam verfuhr man nach seinem Tode mit zwei Schwestern 
Schweikarts und dessen Ehefrau. Sickingen hatte seinen Töch- 
tern Margaretha und Otlilie und der Schwiegertochter die Neuenbürg 
angewiesen. Als die Burg genommen war, wurden die Frauen 
cspöttlich weggewiesen.» Und als Margaretha später ihren Gatten 
von Clee durch den Tod verlor, entzog der Erzbischof der Wittwe 
die 200 Gulden jährlicher Zinsen, die sie auf seinem Stift hatte. 

Nicht glimpflicher wurden die weiblichen Angehörigen der 
Sickingenschen Bundesgenossen behandelt. Auf dem Tag zu Heidel- 
berg war auch Simon von Kronberg, Domherr zu Mainz, von wegen 
seines Vaters und als Vormund seiner Bruderskinder erschienen und 
machte geltend, dass Anna Hartmanns und Veronika Philipp von 
Kronbergs Tochter etliche Güter, Zins und Gefall, die ihnen zu 
Kronberg und im Amt Epstein von ihrer vaterlichen Erbschaft 
zuständen, nicht minder Klara von Helmstadt, Johann von Kronbergs 
Wittwe, ihr Widern samt etlich andern liegenden und fahrenden 
Gutern genommen worden *9. 

Johann Hilchens Töchterlein aber liess sich später zu Lorch ver- 
nehmen, iisein Vater hab ihr alle sein Güter durch ein Donation 
erstlich vor Schultheiss und Gericht zu Lorch und darnach vor der 
ganzen Landschaft des Ringaues übergeben» und erbot sich dem- 
nach gegen alle, «so der Güter halb Forderung an sie zu haben 
vermeinten, zu Recht für R. K. Majestät, ihrer Majestät Statt- 
halter und Regiment, auch Kammergericht im Reich und für ihren 
gnädigsten Herrn und Landesfürsten so.» 

Selbst der treue Schlör ward in's feindliche Lager hinüber- 
gezogen. Wie sich aus einer Fürbitte der Grafen Fürstenberg für ihn 
ergiebt, war er durch die Ungnade des Pfalzgrafen von seinen Kindern 
getrennt und ihm das Seine entzogen. Schliesslich ward er gegen das 
Versprechen, den Erben und Angehörigen Sickingens nicht ferner 
dienen zu wollen, in pfälzische Dienste genommen. Er seinerseits 
bedang sich aus, nicht gegen Sickingens Kinder und Vei'wandte ver- 
wendet zu werden. 



Sickingens Nachkommenschaft war ökonomisch vernichtet. Die 
ganze Zukunft des Geschlechts ruhte auf Schweikart, der sich seiner 
verantwortlichen Stellung wohl bewusst war. 

Schlör hatte in seinem vor der Trierischen Fehde eingereichten 
Gutachten vorgeschlagen, Hohenbui'g und Nanstuhl Schwickern zu 

*9 Münch m, 57. 
50 Münch II, 265. 
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übergeben, «also dass derselb sich des Kriegs mit nichte kommerte, 
sondern der Pfalz Diener bleibe.» Aber nun halte Schwicker an dem 
Kriege aufs lebhafteste theiigenommen, nachdem er das Dienstver- 
hällniss zur Pfalz aufgekündigt. Zunächst fand er in Hechingen eine 
Zuflucht. Seine Versuche, vom Elsass aus den Widerstand fortzusetzen, 
wurden vereitelt. Strassburg, dessen Hülfe der sterbende Franz so 
bitter vermisst hatte, blieb ihm geneigt und gestattete ihm freien 
Verkehr in der Stadt, während er die Unterthanen des Kurfürsten 
von der Pfalz belästigte, worüber letzterer sich im Juni 4523 bei 
dem Ralh beschwerte. 

Ausser Schweikart war auch Hans bei der Belagerung von 
Trier gewesen, ja er hatte das eroberte St. V^endel vertheidigt und 
später den Versuch gemacht, die pfalzische Veste Lützelstein einzu- 
nehmen, um schliesslich der Pfalz Gefangener zu werden. 

Der jüngste Sohn Franz Konrad endlich, der unter Schlörs Be- 
gleitung die wichtigsten Papiere aus Landstuhl gerettet hatte, fand 
bei dem Ei*zbischof von Besangon Aufnahme. Die drei Schwestern 
waren bei Angehörigen vertheilt. Alle diese Kinder hatten, wie die 
Flersheimer Chronik sagt, «weder Heller noch Pfennig.» 5i 

Schwicker und Hans wurden von den drei feindlichen Fürsten 
im scharfen Gegensatz zu Ferdinand nicht als im ganzen imschuldige 
Kinder, sondern selbst als Friedbrecher betrachtet. Auch der Erz- 
bischof von Mainz musste, als er 1522 Sonntag nach Galli zu Frank- 
furt die abgenöthigte Verschreibung ausstellte, sie als «des heihgen 
Reichs Friedbrecher» bezeichnen, denen er keine Hülfe zu Theil 
werden lassen wollet. Ja der Pfalzgraf trug kein Bedenken, in 
einem an den Erzherzog gerichteten Schreiben vom 20. Juni 1524 
Schweikart neben andern des Reichs Aechter zu nennen 53. 

Aber auch der Erzbischof von Trier blieb nicht zurück. Schon 
den 30. Juni ertheilte er einem Bevollmächtigten eine Instruktion, 
wegen der Sickingenschen Fehde beim Kaiser einen Schadensanspruch 
von 300000 Gulden anzumelden, desgleichen mitzutheilen, dass er 
«durch die Gnad des gütigen allmächtigen Gottes Franzen selbs 
persönlich und sein Häuser Neustuhl, Homburg und Ebernburg mit 
Gewalt erobert, die zu uns und dem Kurfürstenthum Trier gebracht... 
alles zu Gehorsam kaiserl. Majestät....» Am 10. Juni richtete er 
selbst in lateinischer Sprache eine Vorstellung an den Kaiser, in 
welcher er den Anspruch erhob, vor allem aus den 40000 Gulden 
entschädigt zu werden, welche Franz von Sickingen zu fordern 

51 a. a. 0. S. 90. 

52 Munch II, 236. 

53 Notizenblatt II, 115. 
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hattet. Ungefähr um dieselbe Zeit schrieb Schweikart von Sickingen 
an den Rath der Stadt Strassburg. Er wisse wohl, dass der Rath 
seinem Vater Franz 8000 Gulden vorgestreckt habe, die noch nicht 
bezahlt seien. Der Rath möge in Anbetracht der Lage, in die er 
und seine Brüder durch des Vaters Tod gekommen seien, noch mit 
der Bezahlung Geduld haben. Sie wollten allen möglichen Fleiss 
ankehren, ihren Verpflichtungen nachzukommen 55. 

War so der Erzbischof nicht gesonnen, von seiner starren Hal- 
tung auch nur das Geringste aufzugeben, so schonte auch Schwei- 
kart seine Unterthanen nicht. Franz hatte einige Trierische Unter- 
thanen zu St. Wendel und anderswo niedergeworfen, dann aber 
gegen das Versprechen, sich unter gewissen Bedingungen wieder 
bei ihm oder seinen Erben zu stellen, losgegeben. Natürlich 
hatten sie zugesagt, eine bestimmte Schätzung zu zahlen. Als sie 
aber weder zahlten noch sich stellten, mahnte Schweikart sie, 
ihren Verbindlichkeiten nachzukommen, und da das nicht half, Hess 
er den Wortbruch nicht ungeahndet. Als später dem Erzbischof 
Vergleichsvorschläge gemacht wurden, wies er dieselben ab, weil 
Schweikart ocseiner Amtsleut einen angegriffen und ihm sein Haus, 
in dem er seine Wohnung gehabt, in Grund abgebrannt]» habe. 

Der Bischof von Speier arbeitete unausgesetzt an einem Ausgleich. 
Die Flersheimer Chronik erzählt: <icDer Bischof Hess nit nach, 
erlanget zuletzt, dass ihm gegennet ward, ein gütlichen Tag fürzu- 
nehmen ; der ward gen Basel gesetzt, von allen Theilen besucht und 
sonderlich treffen tlich von wegen der Freundschaft deren von Sickingen. 
Aber die Kriegs-Kurfürsten und Fürsten wollten nichts thün. Zuletzt 
ward fürgeschlagen, dass denen von Sickingen 4000 
Gulden vor alle Forderung werden und dass Trier 
und Speier, Erzbischof und Bischof, Franz Konrad 
mit Pfründen versehen sollten, damit er auchein 
Auskommens hett. Dieser Fürschlag betrübt die Freundschaft 
dero von Sickingen hoch.» 

«Indem starb Seh wickern sein Hausfrau zu Basel und ward ein 
ander Tag . . . gen Speier angesetzt. Den Hessen die Chur- und 
Kriegsfürsten, desgleichen deren von Sickingen Freundschaft ganz 
treffen tlich besuchen.» Aber obgleich man sich bis an den 8. Tag 
besprach, musste man schliesslich unvertragen abscheiden. 

1525 den 47. Februar erfahren wir, dass Hartmann von Kron- 
berg und andere Freunde Schweikarts mit Erzherzog Ferdinand der 
kaiserlichen Schuld halb in Unterhandlung standen 56. 

M Günther a. a. 0., S. 217 f. Anmerkung zu Nr. 86. 

55 PoHt. Correspondenz Nr. 119. 

56 Vgl. unten IK Cantiunoulas Gutachten. 
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Als der Bauernkrieg: ausbrach , zog Schweikart Ulrich von 
Wfirternberg zu, während, wie unsere Chronik erzählt, Hans 
«gesucht ward von etlichen Haufen der Bauern, dass er ihr Haupt- 
mann wolt werden. Sie wüssten, dass seinem Vati er und ihm Un- 
recht geschehen wäre; sie wollten ihm zu allem dem Seinen helfen 
und grösser machen, denn er je gewesen wäre. Aber Hans entschlug 
sich ihrer und ritt stracks dem Bund zu.» 

Am 13. November mahnten Schweikart und Hans den Mark- 
grafen Albrecht um Zahlung gewisser Rückstände: «Dann E. F. G. 
wol wissent ist, wie und welcher mass uns grosse beschwerliche 
Zufall zu Händen gestanden sein mit Verlierung unsers heben Vatters 
seligen Leibs und Guts, auch mein, Hansen, Gefangnuss und grosse 
Schulden. Solichs alles unangesehen haben wir in Bedenkung der 
Beschwerung, so E. F. G. auch zugestanden, auf obgemelte Bezah- 
lung nit trengen, sondern uns lieber damit leiden wollen, bis E. F. G. 
Sach zu Besserung gericht. So nun der allmächtig Gott E. F. G. zu 
glücklichem christlichen Stand geholfen, darinnen Gott der allmächtig 
E. F. G. mit Gnaden erhalten wolle, so ist an E. F. G. unser un- 
terthänig bitten, E. F. G. wollen angesehen unser hochobUegende 
Nothdurfl uns solche tausend Gulden gnädiglich und aufs fürderlichst 
entrichten und dieselben gen Nürnberg oder Augsburg erlegen»... w 
In demselben Jahre ward durch Vermittlung des Königs Ferdinand 
ein Abkommen wegen Neuenburg dahin getroffen, dass die Sickingen 
dafür an Hauptsumma und Interesse 26000 Gulden erhielten. 

Nachdem im folgenden Jahre der Erzbischof die Stellung in der 
Opposition, die er bisher behauptet, aufgegeben und vom Kaiser und 
seinem Bruder eine Pension von 6000 Gulden angenommen hattet», kam 
die Sickingensche Angelegenheit auf dem Reichstag zu Speier noch- 
mals zur Sprache. «Königl. Majestät eigner Person hielt auf das 
gnädigst und mit höchstem Ernst umb ein Vertrag mit den Sickingen 
bei den Chur- und Kriegsfürsten emsiglich an und begehrt, die 
Sach ihr zu ergeben,» aber obschon der König sein Begehren mehr- 
mals wiederholte, schlugen die Fürsten, die sich Anfangs eine Be- 
denkzeit ausgebeten, zuletzt dasselbe ganz ab. Während dann der 
Kurfürst sich 1528 zu den bei der Eroberung von Ebernburg gewon- 
nenen Kanonen eine gewaltige neue, den «Vogel Greiff» giessen Hess 
und 1529 der König sich gegen die Türken rüstete und neben 
Johann Hilchen von Lorch auch Hans von Sickingen zum Haupt- 
mann bestelltes», wiederholten sich die Vergleichsverhandlungen auf 
dem Reichstag, aber immer umsonst. 

67 Münch n, S. 128. 

58 Ranke II, S. 247 f. 

W Vgl Polit. Correspondenz Nr. 566. 
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Auch der Tod des Erzbischofs Reinhart verbesserte zunächst die 
Aussichten nicht. Der am 27. März 1531 zu seinem Nachfolger 
gewählte frühere Domprobst, Johann von Wegenhausen, «erbot sich 
viel, aber das ward keine endliche Antwort.» Wie Reinhart erklärt 
hatte, es stünde nit allein an ihm , so schob auch Johann die Sach 
auf die andern Fürsten. 1539 trat insofern eine 'Wendung zum 
Bessern ein, «als des Landgrafen von Hessen Gemüt gemildert» ward. 
Derselbe zeigte sich zu einem Vertrag mit Hartmann von Kronberg 
geneigt, «das dann ein guter Anfang». 

Bei diesem Ausgleichsversuch war auch Bucer betheiligt, der 
sich den 28. Mai veranlasst sah, an den Landgrafen ein Dankschreiben 
zu richten, worauf er aber Mittwoch nach St.-Johannis folgende 
abweisende Antwort erhielt. «Die Sickinger und Euer uns derowegen 
gethane Danksagungen betreffend, ist solche Danksagung gegen uns 
ohn Not, dann wir alwege des muten Gemüts gewesen und noch, 
mehr Gnade denn Strengheit zu gebrauchen, wann wir sehen, dass 
es angewendt und nit weiter Besorgung vo nöten war. Wir sind 
auch gegen den Sickingern noch des Gemüts, wie wir Euch ge- 
schrieben, und dass dieselb Sach itzo zu Worms nit ist exequirt, 
das ist unser Schult nit , sondern des eilenden Ufbruchs da- 
selbst. Wir besorgen aber, dass die Sickingen noch nit geringen 
Muth und Stolz in ihnen haben..» Nach demselben Brief hatte 
Hans von Sickingen gegen Bucer die Rede gethan : « es sei itzo 
die Zeit nicht, gegen die Fürsten zu handeln»; id est, so argu- 
mentirte nun der Landgraf: «es fehlet am Willen nit, sondern an 
dem Vermögen und Gelegenheit ßo.» Die Stimmung Hess also auf 
beiden Seiten noch immer viel zu wünschen übrig. Als im Jahr 1540 
König Ferdinand mit den beiden Kurfürsten von Trier und Pfalz in Ha- 
genau zusammen traf, da ward abermals um Vertrag angehalten, «aber 
dieweil der Landgraf nit da, ward dies uf ihn geschoben.» Nachdem aber 
in demselben Jahr ein neuer Erzbischof zu Trier erwählt worden, 
ward unter diesem «je länger je mehr Hoffnung des Vertrags 
gewonnen.» So konnte endlich auf dem Reichstage zu Speier 1542 
an eine definitive Beilegung des Streites gedacht werden. Durch 
eine Reihe von Vertragen vom 21. April, uf Jacobi äpostoü erhielten 
die Sickingenschen Söhne «alle ihre aberoberten Häuser wieder zu- 
gestellt». 1544 den 30. März gewährten die Gebrüder von 
Sickingen dem Kurfürsten von Trier die Oeffnung auf ihren Schlössern 
Ebernburg, Nanstuhl und Hohenburg im Wasgau und auf Sonntag 
Cantate dem Pfalzgrafen die Eröffnung auf Landstuhl, wogegen die 
Kurfürsten von Trier und Pfalz den Gebrüdern gestatteten, unbe- 

60 Münch III, S 100 f. 
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schadet der ErböfTnung Veränderungen auf ihren Schlössern vorzu- 
nehmen ^i. 

Sickingens Genosse Frowin von Hütten, der trierische Hof- 
meister, halte gegen den Landgrafen beim Reichsregiment eine Klage 
auf Restitution seiner Guter anhängig gemacht, die er den Winter 
1523 auf 24 in Nürnberg selbst mit allem Nachdruck betrieb. Am 
9. Juni ward denn auch, nachdem die Meinungen der angesehensten 
Mitglieder des Kammergerichts vernommen worden waren, der Ent- 
scheid gefällt, der Landgraf habe den Besitz zu restituiren, vorbe- 
haltlich des Petitoriums62. Aber dieses Urtheil erregte die ganze 
Wuth der drei verbündeten Fürsten und ward nun als Sturmbock 
gegen das verhasste Regiment gebraucht. Da die Fürsten dem Urtheil 
nachzukommen sich weigerten , so trug Hütten auf Verhängung 
der Acht gegen sie an ; ein neuer Bürgerkrieg stand in Aussicht, 
da Vermittlungsversuche keinen Erfolg hatten. Das Regiment, so er- 
klärte 1424 den 1. Februar in ihrem Namen Dr. Venningen^^^ sei 
gegen Sickingens revolutionäre Umtriebe nicht ernstlich genug aufge- 
treten und habe dessen Anhänger in Schutz genommen. Auch Frowin 
von Hütten sei in der Acht. Und zu dessen Gunsten habe das Regiment 
eigenmächtig, mit Umgehung des Kammergerichts, ein Urtheil gefallt^. 

61 Die Urkunden bei Münch II, S. 280 ff. 

^2 So ist ohne Zweifel das von ülmann, S. 396 nicht recht verstandene 
Urtheil anfznfassen. 

63 Es ist doch der Kanzler des Kurfürsten von der Pfalz, Dr. Florenz 
von Venningen? 

6* In der Instruktion, welche der kaiserliche Gesandte J. Hannart am 
26. April für M. Gilles an den Kaiser entwarf, heisst es : Lesdites personnes 
du regiment ont acquiz grand odio et hayue de messiears de Treves et 
palatin electeurs et du lantgrave de Hessen a cause dune sentence par 
enlx rendue contre iceulx princes, et en faveur de Frevin van Hütten, le- 
quel lesdits trois princes pretendent avoir este des adherens de Francisque 
de Sekinghen, et a ceste occasion inconru le ban imperial. Et a ce moien 
iceulx princes lui ont prins ses biens et chasteaux. Et lesdits du regiment 
par leurdite sentence ont declaire ledit Hütten debuoir estre restitue a 
sesdits biens. Et par ce que iceulx princes ne veullent obeyr a ceste sen- 
tence, ledit Hütten ponrsuyt, quils soient declairez au ban de lempire 
ensuyuant les ordonnances et statuz dicelluy et lordre dudit regiment. 
Et si ce ban se declaroit contre lesdits princes, grosses guerres sen esmou* 
veroient. Et pour appaiser ce differend Ion a tache de vouloir appointer 
les parties ; mais on ny a sceu parvenir, et y a apparence que grosse 
discention et euure de fait sen ensieura entre icelies parties. — Lanz, Cor- 
respondenz des Kaisers Karl V. Erster Band S. 122. 



HI. Gantiimciilas Gutachten. 



Die Verhältnisse beim Tode Sickingens sind dargelegt : seine 
Kinder^ Töchter wie Söhne, waren thalsächlich enterbt. Wie es 
mit ihrem Erb rechte stand, diese Frage war müssig, so lange 
die Fürsten sich der Ordnung des Reichs nicht fügten und die 
Macht besassen , sich in ihrem Besitz zu behaupten. Aber sie 
nahmen wirklich für sich auch ein formliches Recht an den eroberten 
Gütern in Anspruch. Dass dieser Standpunkt nicht von allen aner- 
kannt ward, kam eben so wenig in Betracht. Allerdings hatte man 
auf dem Reichstage des Jahres 1524 sogar an einem Strafurtheil 
gegen die drei Fürsten gearbeitet, aber nur zu bald musste der 
Gedanke an einen solchen Schritt aufgegeben werden. 

Sickingen war zwar als Aechter deklarirt, aber keineswegs durch 
richterUchen Spruch wegen eines Verbrechens verurtheilt , insbe- 
sondere nicht wegen eines solchen, das selbst zum Nachtheil der Kinder 
die Vermögenseinziehung begründete. Nun aber bestritten Sickingens 
Kinder, wie dieser selbst auch, die Gültigkeit der gegen ihn verhängten 
Acht. Wiesen sie wirklich die Ungültigkeit des Achtsdekrets nach, so 
waren die auf Grund der Acht gegen Sickingens Vermögen gelhanen 
Schritte überhaupt rückgängig zu machen. Auch eine förmliche 
Zurücknahme des Achtsdekreis war nichts unerhörtes. 

Aufrecht erhalten liessen sich die gegen Sickingens Vermögen 
getroffenen Massnahmen, wenn den erbrechtlichen An.iprüchen der 
Kinder gegenüber Sickingen eines Verbrechens bezichtigt werden 
konnte, das auch über seinen Tod hinaus noch lechtliche Folgen nach 
sich zog. Ein solches Verbrechen war das Majestätsverbrechen, das denn 
auch der Erzbischof von Trier als Kurfürst Sickingen zum Vorwurf 

6 
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machte. Nach dem römischen Reclit konnte hier seihst noch nach dem 
Tode des Thäters ein Urtheil erfolgen. Hier lag es den Erhen ob, den 
dem Erblasser gemachten Vorwurf zu entkräften, purgare innocentiam 
mortui, um die Conliscation der Erbschaft abzuwenden. 

No(;h bestand ein Unterschied in der Stellung der Kinder zu den 
Fürsten und zum Kaiser. Da der Fiscal nach dem Antrage des Kur- 
fürsten von Trier mit der Forderung Sickingens gegen den Kaiser 
bereits Ijefa^st war, so ergab sich der einzuschlagende Weg von selbst : 
gegen diesen Fiscal war voi'zugehen, um das der Geltendmachung 
der ererbten Forderung entgegengestellte Hinderniss zu beseitigen 
und damit die ganze Frage zur prinzipiellen Entscheidung zu bringen. 

In diesen Zusammenhang gehört unser Gutachten, das nicht nur 
die Forderung gegen den Kaiser überall in den Vordergioind stellt, 
sondem auch den Fiscal geradezu als Partei bezeichnet ; denn 
dass unter dem Ausdruck procurator Gaesaris der Fiscal zu verstehen 
sei, kann doch wohl keinem Zweifel unterliegen. Wir haben noch 
einen Auszug aus einer leider undatirten Denkschrift, worin Sickingens 
Söhne ihre Ansprüche gegen den Kaiser darlegen. Nach der ganzen 
Haltung, welche König Ferdinand in der Sickingenschen Angelegenheit 
einnahm, steht zu vermuthen, dass an diesem Punkte auch die An- 
regung für die Abfassung des Gutachtens zu suchen ist, das dann gar 
nicht umhin konnte, auch die Ansprüche gegen die Besitzer der 
Burgen mit ins Auge zu fassen. 

Mit dieser Vermuthung stimmen auch unsere sonstigen Nachrichten 
vollständig überein. 

Wir hören, dass in den Jahren 1525 und 1528 Verhandlungen 
wegen der kaiserlichen Schuld stattfanden. In einer Beilage zu 
Schweikarts Schreiben an die Stadt Strassburg vom 17. Februar 1525 
heisst es: «gieb auch Euch daruf zu erkennen, dass mein Vetter 
Hart mann von Kronberg mid anderen meine Herren und Freund in 
Handlung mit Erzherzog Ferdinand unser usständigen Schuld halb 
stehen, bin auch meines Vetters Hartmann Zukunft (? Ankunft) 
alle Tage wartend guter Hoffnung, er werd mir eine gnädige billige 
Antwort bringen,., bitte darum, Ihr wollet... Geduld tragen». Aber 
die Hoffnung war noch verfrüht. Dagegen scheint Ende 1528 eine 
Verständigung erzielt worden zu sein. Am 23. Oktober dieses Jahres 
bat Schweikart bei dem Rath der Stadt Strassburg nochmals um 
Geduld, mit dem Hinzufügen: «Ich bin der Hoffnung, die Boten 
sollen sich bald zu wandern schicken unser Schuld halben bei kais. 
Majestät:» >. Dies Mal war also eine direkte Botschaft an den Kaiser 
ins Auge gefasst, die Erfolg gehabt zu haben scheint. Wenigstens ist 

^ Beide Briefe im Stvassburger Stadtarchiv AA 373. 
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das angeführte Ausstandsf^esudi das letzte, von dem wir Kenntniss 
haben. 

Die Schwierigkeiten, welche auf Seite des Kaisers zu überwinden 
waren , beruhten gewiss weniger in einer persönlichen Abneigung 
gegen einen gütlichen Ausgleich, als vielmehr in der eigenthümlichen 
Stellung des Fiscals. Freilich war der vom Erzbischof gestellte Antrag, 
ihm die Summe zuzuw^eisen, rechtlich vollständig haltlos: nach den 
Reichsgesetzen konnte die Schuld des Kaisers nur als erloschen 
betrachtet werden. Der Kurfürst aber hatte auch ein Interesse daran, 
dass der Kaiser bei dieser Konsequenz stehen blieb und nicht frei- 
willig zahle, weil das Geld in Schweikarts Hand leicht direct gegen 
ihn, den Kurfürsten verwandt werden konnte. 

War also schon hier eine Schwierigkeit zu besiegen, so hielten 
die Fürsten, welche im Besitz der Sickingenschen Burgen waren, 
erst recht an der Schärfe des Rechts fest ; waren sie doch schon 
mit Rücksicht auf ihre persönliche Ehre und ganze Stellung genöthigt, 
keinen Finger breit nachzugeben. Der von ihnen eingenommene 
Rechtsstandpunkt ward noch in spateren Jahren, als die erregten 
Leidenschaften sich beruhigt hatten, in allen Documenten principiell 
festgehalten. In den 4542 und 1544 mit den Gebrüder Sickingen 
und den Herren von Thann geschlossenen Vergleichs vertragen heisst 
es übereinstimmend, dass die Fürsten und insbesondere der Erz- 
bischof von Trier die Güter der andern Partei sich zu Händen 
gebracht, besessen und genossen haben «mit Recht, vermöge der 
röm. kaiserl. Majestät und des heiligen Reichs Landfrieden, in der 
Nacheile, iure belli und des geschriebenen Rechts.» 2 

Sollte demnach überhaupt ein Schritt im Interesse der Sickingen- 
schen Erben gethan werden, so konnte die Aufgabe nur die sein, 
die- für die strenge Auflassung sprechenden und wirklich geltend 
gemachten Gründe vollständig daraulegen, ihnen dann aber eben so 
sorgfältig die für eine mildere Auffassung sprechenden Argumente 
gegenüberzustellen und diese als eine auch nach dem Recht wohl 
zu begründende zu erweisen. Und diese Aufgabe griff Cantiuncula, 
dem sie anvertraut worden war, mit grossem Geschick an, um dann 
freilich mitten in der Arbeit abzubrechen. Die hier auftauchenden 
weitern Fragen fassen wir zweckmässiger Weise erst ins Auge, nach- 
dem wir den Inhalt des Gutachtens seihst näher kennen gelernt haben. 

«In Deutschland,» so beginnt die Species facti, «gilt der Satz, 
dass Niemand den öffentlichen Frieden stören oder sich selbst Recht 
sprechen, einem Andern Gewalt anthun darf. Diese Bestimmung 
gehört dem öffentlichen Recht an. Wer dagegen angeht, wird des 

3 Münch II, S. 281, 292. 
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Fnedenjybruchs schuldig erklärt, nachdem er vorgeladen worden ; und 
zufolge dieser Erklärung wird dos Schuldigen Leih, Lehen und Gut 
männiglich preisgegeben ; denn er wird eines jeden Rechts für ver- 
lustig und unwürdig erachtet. 

«Ein Deutscher liatto wegen einer persönlichen Klage dem Kur- 
tfirsten von Trier Fehde angesagt, ohne, wie es uhlich ist, vorher 
einen Abgeordneten zu senden, vielmehr sich eines gewöhnlichen 
Boten bedient, und bald darauf zwei Manner aus Trier gefangen 
genommen und ins Get^ngniss geworfen. Durch ihre schweren 
Fesseln und die Haft arg bedrückt, wandten sie sich beide an Finanz 
von Sickingen, der sie lange Zeit abwies, sich endlich aber durch 
ihre wiederholten Bitten bestimmen Hess, für die Loskaufssumme, 
über welche die Gefangenen mit ihrem Ueberwfdtiger eins geworden 
waren, Bürge zu werden, wobei sie ihrerseits das Versprechen gaben, 
die festgesetzte Summe an Sickingen zu zahlen, sobald sie frei in ihre 
Heimat zurückgekehrt seien. Da Sickingen Mitleid mit ihnen em- 
pfand und ihrer Zusager Glaul)en schenkte, übernahm er den Preis 
als Bürge und zahlte auch die Sunmie aus. Die beiden Gefangenen 
aber, wieder in Freiheit gesetzt, lösten ihr Wort nicht nur nicht 
ein, sondern Hessen Sickingen sogar an das Nürnberger Regi- 
ment v«)r Gericht laden, um die Gründe darlegen zu hören, 
weshalb sie an ihr ihm gegebenes Wort nicht gebunden seien. 
Da Sickingen seinen ordentlichen Richter hatte, vor den er hätte 
geladen werden können, hielt er sich nicht für verpflichtet, der 
Ladung vor eine andere Stelle Folge zu leisten, erschien demnach 
nicht, theilte aber dem Nürnberger Regiment den Sachverhalt 
schriftlich mit. Seitdem kam ihm von diesem Regiment weder ein 
Schreiben noch ein Mandat zu. 

«Da nun Sickingen einsah, dass seine Schuldner Ausflüchte 
suchten und ihr gegebenes Wort nicht hielten, so bat er den 
Kurfürsten von Trier wiederholt in unterwüifigen Schreiben, 
dafür Sorge zu tragen, dass seine Bürger das ihm, Sickingen, schul- 
dige Geld erstatteten und sich ihm gegenüber nicht als Betrüger 
erwiesen 3. Der Kurfürst von Trier gab endlich die Antwort, die 
Sache schwebe als Rechtsstreit vor den Nürnbergei' Richtern; Sickingen 
möge zusehen, dass er dort ein günstiges Urlheil erwirke ; dann werde 
er seinerseits dafür sorgen, dass seine Bürger dem Urtheil nachkämen. 

«Sickingen war mit diesem Urtheil nicht zufrieden, beschloss 

vielmehr, den Kurfürsten von Trier selbst wegen Vernachlässigung 

der Justiz mit Fehde zu überziehen. Demnach Hess er ihm, wie es 

in Deutschland üblich ist, Fehde ansagen. Und kurz darauf überzog 
er die Trierer mit einem gewaltigen Haufen tüchtiger Krieger, so 

3 necjue conimitterent, ut pro i»prca scorpimn reposuisAe viderentur. 
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dass sie seit vielen Jahrliunderleii ein ähnliches Missjieschick nicht 
erduldet haben. 

aha dies Unternelinien bald allgemein bekannt und so notorisch 
war, dass Niemand es in Abrede stellen kann*, so erklärte das Nürn- 
berger Regiment Franz von Sickingen des Friedensbruchs schuldig, 
ohne ihn vorgeladen oder vernommen zu haben, vielmehr ohne 
Weiteres, und gewährte einem jeden Deutschen die Belugniss, gegen 
Sickingens Person und sein Vermögen anzugehen. Nachdem das zu 
seiner Kenntniss gelangt war, zog Sickingen sich in seine festeste 
Burg zurück ; von dem Kurfürsten von Trier und andern Verbündeten 
schwer belagert, waid er durch ein Geschoss hingestreckt. Nach 
seinem Tod machte der Kurfürst die Burg dem Boden gleich ; eine 
andere gleichfalls Sickingen gehörige gewann er durch Ucbergabe; 
eine dritte eroberten jene andern deutschen Fürsten. 

Der Kaiser, der von Sickingen zehn Talente als Darlehen er- 
halten und bei seinem fürstlichen Wort gelobt hatte, die Summe 
ohne Einrede und Widerspruch an Franz von Sickingen oder dessen 
Erben zurückzuzahlen, stellt die Existenz dieser Schuld in Abrede, 
nicht minder die einer andern auf Grund von Verwendungen in 
seinen Geschäften und in Folge Auftrags. Nun aber machen die 
Söhne de.s Franz von Sickingen nach des Vaters Tod die Darlehns- 
und die andere Schuld beim Kaiser geltend. Der Kaiser stellt die 
Schuld in Abrede, weil der Vater für einen Frietlbrecher erklärt sei 
und damit seine Forderung gänzlich eingebüsst habe. 

Die Söhne nehmen ferner Burgen in Anspruch, die nach ihres 
Vaters Tod und sonst eingenommen und erobert worden. Die Besitzer 
der Burgen machen gleichfalls den Friedensbruch geltend. Die Söhne 
aber stellen vor, dass sie, den einen oder andern ausgenommen, 
das Unternehmen des Vaters weder veranlasst noch unterstützt hätten. 
Ueberdies sei das Vei^ehen durcli des Vaters Tod getilgt.» So die 
Species facti p. 3 — 5. 

Die Foi-derungen gegen den Kaiser, welche das Gutachten voran- 
stellt, gründeten sich zunächst auf das Darlehen, welches Sickingen, 
wie wir früher gesehen, dem eben gekrönten Kaiser gegeben hatte, 
und das noch immer nicht abgetragen war. Ein zweiter Posten bezog 
sich auf Pensionsansprüche nach Maassgabe der kaiserlichen Bestallung 
vom 25. Oktober 1519 «. Nach derselben war Franz von Sickingen, 
vom 1. Mäi'z desselben Jahres an gerechnet, zunächst auf fünf Jahre 

* Auch das Gutachten gebraucht bezeichnender Weise das Präsens. 

^ Die in französischer Sprache abgefasste Darlehnsorkunde 'donne a 
Cologne le XV. jour de Novembre lan XV.C. vingt' und die sich anschlies- 
senden weitem Urkunden (neue Obligation vom 24. April 1522. Ausstands- 
gesuch vom 13. September u. s. w.) bei Münch II, 108 ff. 



— LXXXVI — 

in den kaiserlichen Dienst «i^enomnien und zwar mit einem Pensions-, 
Ralhs- und Dienstgt'ld von julirlich dreilausend currenten Gulden^ jeder 
j»erechnet zu zwanzig StüJjern nach der Brahanter Münze. Auch dieses 
Dienst^eld war grossentheils ifickstündi«»'. Ein dritter Posten bezog 
sich auf Verwendunjj^en, die Sickingen im Dienst und Auftrag des 
Kaisers geniaclil halte. Nach jener Bestallung« nämlich sollte Sickingen 
zwanzig Kürasser, jeden zu vier i'eisigen Pferden und vierzig Ein- 
spännijio halten, der Kaiser aber ihm für jeden Kürasser monatlich 
15 Gulden, für jeden Einspänner monatlich 7 Gulden und 10 Stüber 
zahlen. Wir hören endlich von Ersatzansprüchen für im kaiserlichen 
Dienst verbrauchte Geschütze. Zwar hatte Sickingen deshalb eine 
Amveisung auf Kupfer aus den Magazinen zu Breisaeh erhalten, aber 
geliefert war es bis zu seinem Tode nicht. 

Zu den Papieren, welche Sickingen^s jüngster Sohn aus der 
Ebern bürg gerettet hatte, gehörten wohl auch die betreffenden Docu- 
mente. Jener undatirten Denkschrift, welche die Söhne bei einer 
gleichfalls nicht bezeichneten Stelle eingereicht hatten und die noch aus- 
zugsweise eihalten ist 7, waren Abschriften jener Documente beigefügt. 

Die drei Burgen aber, welche Sickingens Söhne vindicirten, 
waren Landstuhl, Hohenburg und Ebernburg. 

Alle diese Ansprüche waren nach Ansicht der Sickingen'schen 
Gegner, insbesondere des Trierer Kurfürsten, verwirkt durch den 
Friedensbruch des Vaters. Um nun die rechtliche Lage festzustellen, 
wirft Cantiuncula p. 6 fünf Fragen auf. Erstens : hat Sickingen durch 
seine Kriegserklärung und Kriegsführung gegen den Kurfürsten 
von Trier ein Verbrechen begangen? Zweitens: wie ist dies Ver- 
brechen, falls ein solches vorliegt, zu qualificiren und welche Strafe 
zieht es nach sich ? Drittens : ist gegen Sickingen die Strafe des 
kaiserlichen Bannes formgerecht verkündet worden ? Viertens : hat 
demnach Sickingen sein Vermögen mit der Wirkung verloren, dass 
seinen Söhnen gar kein Recht mehr darauf zusteht? Fünftens; können 
die Kinder, wenn ihnen ein Recht auf das väterliche Vermögen ver- 
blieben ist, dasselbe im Wege der Gession auf einen Andern übertragen? 

Cantiuncula ist nicht dazu gelangt, alle diese Fragen nach ihrem 
Für und Wider zu erledigen ; vielmehr ist nur die erste und ein 
grosser Theil der zweiten behandelt ». 

6 Eine Kopie der Bestallung vom 23. Oktober 1519 bei Münch II, 
106—108. 

7 Münch II, 105—108. 

s Die Disposition des Gatachtens ist folgende : 
Primum dubium p. 6—9 : 

rationes dubitandi p. 6 — 7, 
rationes decidendi p. 7 — 9; 
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Bei der Fva^e , ob Sickingeii durcrli sein«^ Befehdung des Kur- 
fürsten ein Verbrechen begangen habe, stellt er zunät^hsl <lie für 
Sickingen günstigen , dann die für ihn ungünstigen Argumente zu- 
sammen. Zunächst, so führt er aus, hat es den Anschein, als ob 
Sickingen gesetzmässige und ehrenhafte Gründe für seine Kriegs- 
erklärung und Kriegsführung gehabt habe. Für ihn sprechen drei 
Argumente, zunächst, dass er dem Fürsten die Fehde nicht eher an- 
gesagt habe, quam repetitis ab eo rebus, hoc est, petita iustitia 
adversus eos qui ipsius Sicinii debitores erant. Deshalb sei bellum 
hoc iusle et indictum et gestum. Auch dann sei eine Fehde eine 
gereclite, wenn ein Gerichtsherr es verabsäume, das von seinen 
Untergebenen vei-übte Unrecht zu strafen oder das von ihnen unrecht- 
mässig Genommene zurückzugeben. Im vorliegenden Falle aber liege 
klar zu Tage, principem Tr. negligentem fuisse in iustitia ipsi adver- 
sus illos duos impertienda, und die beiden Trierer selbst hätten 
unehrenhall gehandelt, ihr gegebenes Wort so schmählich zu brechen. 
i^So wenig», heisst es dann, «ist es richtig, dass Franz von Sickingen 
die Loskaufsumme nicht hätte zurückverlangen dürfen ocler die 
Anderen sie nicht hätten zurückzuzahlen brauchen, dass vielmehr um- 
gekehrt Sickingen von Rechtswegen hätte genöthigt werden können, 
die Summe zurückzunehmen und die Losgekauften ihrerseits, volle 
fünf Jahre ihm als Knechte zu dienen, wenn sie die Loskaufsumme 
zu erstatten säumten. Denn wer einen Andern loskauft, übt ein 
Werk der Menschen- und der Christen liebe. Endlich darf Jedermann 
einem Andern den Krieg ansagen, um sein Eigenthum wieder zu 
erlangen, falls kein anderes Mittel übrig bleibt.» 

(r Aber trotzdem», so fährt das Gutachten fort, « liegt die Wahrheit 
auf der andern Seite, nämlich, dass der Krieg weder ein gerechter, 
noch überhaupt ein Krieg war, vielmehr öflentliche und offenbare 
Gewalt; denn Krieg wird nicht im privaten, sondern im öfTentlichen 
Interesse geführt, wenngleich mitunter Repressalien oder vielmehr 
Pfändungen aus sehr triftigen Gründen gestattet werden. Auch 
ßarlolus, der dergleichen Pfändungen bisweilen für erlaubt hält, hält 
doch daran fest, dass kein anderes Mittel, um Recht zu erlangen, übrig 
sein dürfe, und dass die Pfändung durch einen höheren Richter in 
förmlicher Weise nach Rechtsvorschiilt (ordine iusto) dekretirt sei. 
Sonst sind dergleichen Pfändungen reine Gewaltacte und unrechtmässige 
Handlungen, welche die Gesetze durcli mannichfache Strafen ver- 
pönen.» 

Secundum dübium p. 9 — 26 : 

rationes dnbitandi p. 10 — 19, 
rationes decidendi p. 19 — 26. 
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In unserm Falle aber habe der Kurfürst an das Nürnberger Regi- 
ment vor Gericht citirt, hier habe die Befugniss zu Repressalien oder 
zu Pfändungen erwirkt werden können. «Da Franz keins von beiden 
gethan hat, so ist klar, dass er nicht allein keinen gerechten Krieg 
geführt, sondern auch nicht einmal Repressalien, vielmehr blosse 
Gewalt geübt hat.» 

«Auch das zweite Argument ist hinfällig. Der Kurfürst von Trier 
kann in Uebung der Justiz und der Pflicht, die Schuldner zur 
Zahlung der Loskaufssumme anzuhalten, nicht säumig genannt 
werden, da ja die Sache bereits beim Nürnberger Regiment anhängig 
war, und der Kurfürst sich hier gehorsam beweisen und das Dekret 
des Regiments abwarten musste. 

(^Anch das dritte Argument ist leicht zu beseitigen, da es nicht 
wahr ist, dass kein Rechtsmittel gegen den Kurfürsten mehr übrig 
geblieben sei. Franz von Sickingen hatte ihn ja bei dem Nürnberger 
Regiment wegen Vernachlässigung und Verweigerung der Justiz ver- 
klagen können. 

«Es ist also vollständig klar, dass dieser Franz von Sickingen 
einen triftigen Grund für seinen Krieg nicht gehabt hat, dass ihm viel- 
mehr ein schw^eres Verbrechen zum Vorwurf gemacht werden muss. 

«Die zweite Frage», so fährt Cantiuncula fort, «ist, wie dieses 
Verbieclien Sickingens zu qualificiren und welches seine Strafe sei. 
Zunächst wollen wir hier gar nicht leden von den Privatrechten 
und den Ansprüchen, welche den verletzten Privatpersonen, jeder in 
ihrer Weise zustehen, z. B. aus den Injurien, Verwundungen, 
Tödtungen, Beraubungen, Ueberwältigungen , Verwüstungen der 
Aecker, Brandstiftungen, Plünderung, Gefangennahme und der ganzen 
Iliade von Unheil, welche die Folge von Kriegen ist. Es stellen sich 
aber eine Reihe von öffentlichen Verbrechen dar, deren aller Franz von 
Sickingen schuldig zu sein scheint. Dahin gehört das Majestätsver- 
brechen, der Hochverratli, die Rebellion, der Aufruhr, das Ver- 
bi'echen der vis publica nach der lex Julia, das Verbrechen der vis 
privata nach der lex Julia, das Verbrechen des Friedensbruchs und 
zwar sowohl nach dem gemeinen als dem statutarischen Recht.» 

Ehe wir die Darlegung Cantiunculas über die Anwendbarkeit des 
BegrifTs des Majeslätsverbrechens betrachten, ist an die Geschichte 
dieses BegrifTs zu erinnern. Die rechtliche Grundlage für die Behandlung 
der Majestätsverbrecher bildete das bekannte Gesetz der Kaiser Arca- 
dius und Honorius, welches das klerikale Recht des Mittelalters auf die 
Hierarchie anwandte und masslos ausdehnte. Den Spuren des cano- 
nischen Rechts folgte das Reichsrecht, insbesondere in Anwendung 
auf die Kurfürsten, die ohne Zweifel durch ihre geistlichen Mitglieder 
geleitet wurden. Nachdem die Kurfürsten sich schon im 13. Jahr- 
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hundert als die Nachtblauer des römisclien Senats bezeichnet hatten 9, 
war die Anwendung der lex Quisquis zu ihrein Schulz eine nahe- 
liegende Consequenz. Halte doch lionifazius VIII. dieses Gesetz auch 
auf Attentate gegen die Kardinäle angewandt Jo^ mit denen die Kur- 
fiirsten sich •selbst in Parallele stellten. Peter von Andlau stellte 
dann die Kurfürsten nicht nur dem römischen Senat, sondern auch 
dem römischen Volke gleich". 

Die Reichsgesetze des 15. Jalirhundeits behandelten bisweilen 
den gewöhnlichen Friedensbruch als crimen laesae majestatis. In 
dem Gutachten der Kur- und Fürsten in Betreff des Landfriedens 
vom Jahr 1467 heisst es in § 4 : « Welcher oder welche aber den 
oder die Andern darüber ohne Erfolgung ordentlichs Rechts fürnehmen 
wird mit Ueberzügen, Benötung, Brand, Fahung der Leut oder mit 
Rauberei, der oder die sotten gefallen sein in die Pöne der Uebeltat, 
zu Latein genannt crin\en laesae majestatis und dazu in die kaiserl. 
Echt und Aberecht ». Und in Kaiser Friedriclis Constitution eines 
5 jährigen Landfriedens, der in demselben Jahr zu Neustadt aufge- 
richtet war, hei.sst es entsprechend in 55 4 : ^ Ob aber jemand dar- 
wider und darüber den oder die Andern ohne Recht ü betrieben, 
befehden oder bekriegen würde, der und dieselben, die solches 
thäten, solten in die Pene der Verletzung unser Majestät, die man zu 
Latein nennet poenam criminis laesae majestatis, und dazu in unser 
kaiserl. Acht und Aberachte gefallen sein...»»« Wenn diese Be- 
.stimmung nur vorübergehend alle Friedensbrüche für Maje.stäts ver- 
brechen erklärte, so konnte doch später noch in einzelnen Fällen einem 
Friedensbruche durch besondere kaiserl. Verfügung dieser Charakter 
gegeben werden. Und so war es z. B. in Sickingens Wormser 
Fehde geschehen. 

U^m so weniger konnte es also Bedenken erregen, den gegen 
einen Kurfürsten veiübten Friedensbruch als Majestätsverbrechen zu 
qualificiren. Und so that denn auch schon die goldene Bulle. Aber 
gegen diese Anschauung war eine Reaction eingetreten. Abgelehnt 
ward sie namentlich von Schwarzenberg , wie die von ihm 
verfasste Bambergensis ))eweist. W^ährend dieses Ge.setzbuch in 
Art. 132 derjenige, «so röm. Kaiser oder König Majestät, unser 
allergnädigste Herren lästert, Verbündniss oder Einigung wider die- 

9 Ranke I, 36. 

'0 Im Anschhiss an eine Dekretale UouoriQs III vom Jahr 1235 erging 
die Bestimmung Bonifaz VIII, das c. Felicis 5 de poenis in VI (5,9). Hier- 
nach ist wer in hoc sacrilegii genns irrepserit, sicut reus criminis laesae 
maiestatis zu behandeln. Vgl Hinschius, Kirchenrecht I. 350. 

1^ Die Stelle bei Ranke a. a. 0. 

52 Neue Sammlung I, 217 u. 225 f. 
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selben Majestät derinassen uiachet, dass er damit zu Latein genannt 
crimen lese maiestatis gethan hat», et nach Sage der kaiserl. gesehrieben 
Recht», mit Strafe an Ehre, Lehen und Gut bedroht, wird dieselbe, 
an einem andern Herrn begangene Handlung nach Art. 133 nicht 
als crimen lae?<ae maiestatis qualilicirt und aucli nicht init Verniogens- 
confiscation bestraft. 

Dagegen vertrat, nvIc unser Gutachten beweist, der Kurfürst von 
Trier in uiiserm Falle die Bestimniung der goldenen Bulle. So hatte 
Cantiuncula allen Anlass, den gegen Sickingen erhobenen Vorwurf 
des Majestälsverhrechens als den wichtigsten besonders sorgfältig zu 
behandeln. Darum stellte er denn auch noch vor der species facti das 
Princip auf, das er hier als massgebend betrachtete. Dieses Princip 
formulirt er so : « Das Vermögen eines wegen Majestäts verbrechen 
Angeklagten kann , wenngleich es ohne Weiteres confiscirt ist, doch 
von dem kaiserl. Procurator nicht eher mit Beschlag belegt werden 
capi et apprehendi), bis der Angeklagte durch Richlerspruch des 
(Verbrechens für schuldig befunden und erklärt woi'den ist.» 

Unterscheidet Cantiuncula also zunächst schon die Conliscation 
und die Beschlagnahme, so unterscheidet er von beiden noch die 
publicatio. Der nicht gerade logisch construirte Satz, dessen letzten 
Beslandtheil wir hier nachträglich bespi-echen , lautet nämlich : 
bona... licet ipso iure essent conüscata, non prius . . . capi et 
apprehendi, etsi non publicari possunt, nisi. Unter dieser publicatio 
kann nichts anders verstanden sein, als das männiglich, insbeson- 
dere dem Beschädigten gewährte Occupat ionsrecht, wie es in den 
Landfriedensordnungen und danach in den Achtsmandaten gewährt 
ward. 

Die Untei'schcidung zwischen Conliscation und Beschlagnahme 
aber tritt z. B. in dem Achtsmandat von 1515 deutlich hervor, in dem 
es heisst : «Die Güter, ... die dann alle . . . wir als . . con fi scir t 
und heimgefallen Gütei* uns ewiglich angeeignet , auch von 
unser wegen zu unser Händen und Gewalt anzunehmen und 
einzuziehen befohlen.» Nicht minder war sie Schlör geläufig, der 
in seinem Gutachten von «Gonliscaz und Innehmung» redet. 

Die Gonfiscation aber erfolgte nach Massgabe des rörn. Rechts 
ipso iure, mit der Verübung des Verbrechens, «mit der That», wie 
das in Deutschland schon in dem gegen Johannes Paricida erlassenen 
Urtheil anerkannt ward. 

Wie es nach kirchlichem Strafrecht eine excommunicatio latae 
sententiae gab, so Hess auch das weltliche Recht des spätem 
Mittelalters in einer Reihe von Fällen die Reichsacht mit all ihren 
Folgen sofort «mit der That» eintreten, so dass es nicht erst einer 
Verurtheilung in die Strafe, sondern nur der Deklaration bedurfte, 
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dass die der strafbaren Handlung entsprechende Strafe verwirkt und 
zu vollstrecken sei. Insbesondere füi* die Strafe des Hochverraths 
stellt Cantiuncula p. 12 im Anschluss an das röm. Recht fest, dass 
dieselbe den Thäter trefle : non modo post damnationem, sed ex quo 
tempore crimen contraxit. 

Nichtsdestoweniger war liier nach Cantiuncula ein Urtheil erfor- 
derlich, nämlich fui- die Beschlagnahme des Vermögens, nicht etw-a 
eine damnatio, wohl aber eine decla ratio oder pronuntiatio, also ein 
Urlheil, das die Thatsache der verbrecherischen Handlung feststelle. 

Aber war ein solches declaratives Urtheil auch bei einem noto- 
rischen Delict erforderlich? Dieser Punkt war streitig. Kaiser Friedrich ] 
erliess z. B. im Jahre 1488 zwar im Fall einer vermeintlichen nolo- i 
rischen Majestätsbeleidigung eine kaiserliche Declaration, aber mit 
dem ausdrückhchen Zusatz, dass das er zu Ueberflüssigkeit )> und «ohne 
Not» geschehe. Das interessante Urtheih^ lautet in dem hergehörigen 

Passus: «. . .damit sie unser Leib, Seel, Ehr und Gut angetast, ! 

unser kaiserliche Majestät beleidigt und mit solcher That, so oflen- 
lich am Tage liegt und keiner ferner Beweisung noch Rechtfertigung 
Not ist, die Pen, so man zu Latein nennt crimen lesae maiestatis, an 
uns committirt und begangen und uns deshalben mit Leib und Gut 
verfallen sein, darein wir sie auch zu Ueberflüssigkeit, wiewol das 

Gestalt der Sach nach und ihrer Misshandlung nach nit Not wäre, j 

aus römischer kaiserlicher Machtvollkommenheit eigner Bevvegniss ! 

und rechter Wissen declarirt, erkennt und erklärt haben, p Cantiun- 
cula nun stellt diese Declaration ganz allgemein als Erforderniss auf, I 
aber nicht für die Conüscation, sondern für die Beschlagnahme des 
Vermögens, und zwar nicht nur im Eingang des Gutachtens, sondern 
auch später p. 24 nochmals. Hier hebt er mit Rücksiclit auf die 
Analogie des kanonischen Rechts hervor, dass nicht eine lata a 
jure ipso sententia genüge, sondern eine hominis sententia 
erfordert werde. 

Traf die Strafe der VcrmögensconÜscatiou schon den Majestäts- 
verbrecher selbst, so schloss sie nicht minder das Erbrecht seiner 
Kinder aus. Das byzantinische Gesetz sprach das unzweideutig aus : 
bonis eius omnibus fisco nostro addictis, filii vero eins, quibus vitam 
imperatoria lenitate concedimus (paterno enim deberent perire suppli- 
cio, in quibus paterni, hoc est hereditarii criminis exempla metuen- 
tur)... sint perpetuo egentes et imuperes. Und das canonische Recht 
wiederholte diese Bestimmung, nicht minder die goldene Bulle in 
ihrem 24. Kapitel. Aber diese Bestimnmngen halten in Deutsch- 
land keineswegs eine ungehinderte Aufnahme gefunden. Zu König 

'8 Franklin, Die freien Herren und Grafen von Zimmern, S. 105 f. 
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HudoHs Zeiten erklärtoii die Kurtiirslen es lür eine zu schwere 
Bürde, dass das Kind um des Hochverraths des Vaters willen sein 
E]rbeigenlliuin verlieren sollte. So fiel denn im 13. Jahrhundert das 
Ei|ien des Friedlosen an die Erben, und nur die Fahrhabe ward 
confiscirt. Wenn nun später bei den Obei'achts- und Friedlos- 
erklärungen ein Unterschied zvvischem dem bewej^iichen und unbe- 
weglichen eij^enen Vermögen nicht mehr gemacht ward, vielmehr das 
gesammte Eigengut verliel, so dass der König es für des Reichs 
Kammer einziehen, aber auch zu Gunsten Dritter sofort darüber ver- 
fügen konnte ^S si> war die Aenderung der Rechtspraxis olme Zweifel 
mit durch die goldene Bulle veranlasst. Zu den erst nachträglich in 
Metz verkündeten Kapiteln dieses Reichsgesetzes gehört das hier in 
Betracht konnnende Kapitel, und zwar an erster Stelle, 

Wie wir wissen , ist die Bezeichnung und Numerirung dej* 
Kapitel des Gesetzes erst später erfolgt ; und da ist es denn äusserst 
interessant, dass zwar einige Handschriften unserm Kapitel die üeber- 
schrift geben : De crimine laesae maiestatis principum electorum, 
andere dagegen keine oder die deutsche haben : <rVon den Ufsätzigen 
wedder der Kurfürsten Lip und Leben und der Ufsätzigen Busse und 
ihren Nachkommen... ». 

Die Vermuthung liegt nahe, dass es mit der Verkündung der 
Melzer Zusätze zu den in Nürnberg get roflenen Bestimmungen ähnlich 
ergangen sei, wie mit der Verkündung der gegen Luther in Worms 
erlassenen Bulle, nämlich nach dem System der kühnen Ueber- 
rumpelung. 

Unter Friedrich 111 wollten die geistlichen Kurfürsten eine Art 
von Consistorium um den Kaiser bilden, wie die Kardinäle um den 
Papst, versteht sich auch mit den nändichen Privilegien. Und ihren 
Ansprüchen kam die bereits erwähnte Theorie des Peter von Andlau, 
dessen Lehrmeinungen in der kaiserlichen Kanzlei in unserer Zeit 
eine besondere Bedeutung gewonnen zu haben scheinen, möglichst 
weit entgegen. 

Wenn wir nunmehr zu unserm Gutachten zurückkehren, so iährt 
dasselbe p. 10 so fort: 

«^ Erörtern wir die Rechtsbestiniinungen bezüglich jener Verbre- 
chen, so scheint Franz von Sickingen zunächst dem Vorwurf des 
Majestätsverbrechens nicht entgehen zu können.» Nachdem Gantiun- 
cula dann gewis.se Aussprüche der Juristen Ulpian und Marcian, nicht 
minder das Gesetz der Kaiser Arcadius und Honorius mitgetheilt hat, 
heisst es weiter : 

«Mit diesen gesetzlichen Bestimmungen haben wir also die von 
Franz von Sickingen verübten Thaten zu vergleichen. Müssen wir da 

>4 Franklin, Das Reichshofgericht IL S. 370 ff. 



— XCIII — 

nicht sagen, dass er ^egen das röm. Volk und dessen Sicherheil sich 
vergangen hal, als er jgegen die Sicherheit in Deutschland sich ver- 
ging? Wer anders ist denn in die Rechte und Würde des röm. 
Volks eingetreten als Deutschland allein? 01)gleich das so hekannt 
ist, dass es einer Erörterung . nichl bedarf, so ist es doch zweck- 
mässig, es kurz zu berühren, \\(n\ damit die Hauptfrage, die uns 
beschäftigt,' (»riedigt werden kann. )o Zum Verständniss ist daran zu 
erinnern, dass nach der Glosse, der auch Bartolus folgte, das Majestäts- 
verbrechen nur an der civitas llomana begangen werden konnte. «Es 
steht fest, dass das röm. Volk sein ganzes Reich und seine Macht- 
vollkommenheit durch eine lex regia auf den römischen Princeps, 
nämlich aufAngustus übertragen hat. Durch diese Gewährung seitens 
des Volks erlangten Anordnungen, die der römische Princeps nach 
seinem besten Ermessen traf, Gesetzeskraft. 

«Ferner ist bekannt, dass das röm. Reich durch Verfügung des 
apostolischen Stuhls von den Griechen auf die Deutschen übertragen 
worden. Das durch diese Uebertragimg erworbene Recht haben 
die Deutschen, während vieler Jahrhunderte, ungehindert und unaus- 
gesetzt geübt und keinen andern zum röm. Kaiser gewählt als 
einen Deutschen, 

«Wenn also das röm. Volk seine ganze Machtvollkommenheit und 
das Reich auf Augustus als Monarchen übertragen hat und das Recht 
dieser Monarchie und dieses Reichs, wie gezeigt, auf die Deutschen 
übergegangen ist, so müssen wir sagen, dass, gleichwie mit Ueber- 
tragung des Priesterthums, wie der Apostel sagt, auch die Ueber- 
tragung des Gesetzes erfolgt ist, so mit Tebertragung dos Rei<*hs 
auf die Deutschen auch das Recht dieses Reichs übertragen worden 
sei. Denn da die Würde des röm. Volkes und seine hehre Autorität 
und Bedeutung (ipsiusque augu.stalis auctoritas ratioque) verbunden 
ist mit der Natur des Reichs, so nmss nothwendig mit dem Ueber- 
gang des Reichs auf Andere gleichzeitig auch die Würde, die Au- 
torität, das Recht des römischen Volkes übergehen. Das ist ja die 
Eigenthümlichkeit des Zusannnengehörigen und ihr innerer Verband, 
dass, wenn das Eine beseitigt wird, auch das Andere fortfällt. Dar- 
aus geht nun klar hervor, dass Franz von Sickingen in dem Momente, 
wo or mit seiner Fehde die Sicherheit der Deutschen beeinträchtigte, 
— und dass er sie beeinträchtigt hat, kann nicht in Abrede gestellt 
werden, — auch die Sicherheit des röm. Volks beeinträchtigt und 
sich gegen dieselbe vergangen hat und damit nach dem Gutachten 
Ulpians Majestätsverbrecher geworden ist; 

(f Erwägen wir die folgenden Worte der angeführten Gesetze : 
Cuius opera, sagt der Jurist, consiüum initum erit u. s. w. Kann 
nun Jemand in Abredo stellen, dass durch Sickingens Bemühungen 
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und nach seinem Plane eine Men^a* von Leuten zusammengebracht, 
auch Leute zum bewaffneten Aufruhr gej?en den Staat zusammen- 
berufen worden sind? dass Soldaten angeworben worden, um einen 
Aufstand ;,^ogen den Staat zu machen ? dass Truppen angesammelt, 
♦'in Heer gebildet und ein wilder Krieg gefiihrt worden ohne Geheiss 
des römisclien Kaisers? Oder wenn behauptet wird, er sei nicht 
ohne Geheiss des Kaisers gefiihrt w'orden, so möge man den Befehl 
erweisen, so möge man die kaiserlichen Diplome vorlegen! 

^Was die Bestimmung der Kaiser Ilonorius und Arcadius anbe- 
trifft, wie kann Franz von Sickingen nicht an die Tödtung eines er- 
lauchten Fürsten, nämlich des von Trier, der gewissermassen als ein 
Stück der kaiserlichen Majestät betrachtet werden rauss, gedacht 
haben, da er diesen Fürsten mit einer so mächtigen Schaar und in 
einem so wilden Kriege angegriffen liat ? 

ttWenn jenes Gesetz die Aljsicht def^ Verbrechers strafen will, 
was l)raucht man dieselbe nocli lestzustellen, da der furchtbare Krieg 
ja, wie beal)sichtigt und geplant, geführt worden ist? Dass also Franz 
von Sickingen des Majestätsverbrechens schuldig, ist so klar und 
einleuchtend, dass nur der es zu leugnen im Stande ist, der gleich- 
zeitig die ganze Geltung des römischen Rechts beseitigen will. 

«Auch die rechtlichen Folgen des Majestätsverbrechens sind unbe- 
streitbar. Nach der Bestimmung der Kaiser Arcadius und Honorius 
lallt das ganze Vermögen des Majestätsverbrechers an den Fiscus 
und sollten wegen des Verbrechens des Vaters, wie der Text lautet, 
eigentlich auch die Söhne das Leben verlieren, wovor sie nur die 
Gnade des Kaisers bewahrt, aber so bew^ihrt, dass sie vollständig 
erbunfahig, ehrlos, kurz so gestellt sind, dass sie in ewiger Ar- 
muth darben und der Tod ihnen als Erlösung und das Leben als 
Strafe erscheint. Diese Folge kann Niemand in Abrede stellen ; denn 
so lauten die Worte des geschriebenen Rechts in dem angefühden 
Gesetz. Aus demselben Gesetz folgt auch, dass nicht minder die 
Forderungen und Ansprüche, welche ehemals Franz von Sickingen 
zustanden, gleichzeitig mit der Confiscation seines übrigen Vermögens 
untergegangen sind und zwar ihm, Sickingen selbst; denn wie Ulpian 
schreibt, sind auch die Forderungsrechte zum* Vermögen zu rechnen. 

c(Man darf auch nicht einwenden, dass die Bestrafung von Söhnen 
wegen eines Vergebens des Vaters, zumal wenn sie von demselben 
nichts wussten und nicht daran theil nahmen, durchaus unbillig, ja 
überaus hart und beinahe tyrannisch sei ; denn hier handelt es sich 
um eine Sonderbestimmung, die mit gutem Bedacht geti-oßen ist. 
Zunächst ist es nicht mehr als billig und recht, dass die Söhne 
Franz von Sickingens , welche an seinem Verbrechen mit Theil 
genommen haben, dafür auch ihre Strafe erleiden. Aber auch die 
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andern Söhne, die daran nicht betheiHgt und schuldlos sind, müssen 
in unserm Falle aus triftigen Gründen eine Strafe erleiden. Denn, 
wenn Vater und Sohn von Rechtswej^en so gut wie dieselbe Person 
sind und dasselbe Fleisch, und wenn umgekehrt die Söhne schon 
hei I^l)zeiten des Vaters in gewissem Sinne die Herren des väterlichen 
Vermögens, wenn endlich schon der fieburlsort (solus nativitatis 
locus) gewisse Leute verdachtig macht '»^ wie darf man sich dann 
darül>er wundern, wenn die höchst fürsorglichen Kaiser der Meinung 
gewesen sind, dass in diesem Falle die Söhne, wie Krben des vater- 
lichen Vermögens, so auch der VermessenluMt ihres Vaters seien 
und deshalb die Bestimmung getrofTen haben, dass das Majestäts- 
verbrechen sich ererbe und die Söhne? mit dem Vater hingerichtet 
werden müssten, wofern nicht die kaiserliche (inade ihnen das Lel)en 
besonders schenkt. 

«Demnach findet also das Majes tat sver brechen und 
die Strafe desselben auf Sickingen und seine Kinder 
A n w e n d u n g. » 

Nur aut Eins sei hier noch aufmerksam gcMiiacht. Wenn es j». 12 
heisst : nee ei soivi potest, so geht das sichtbar auf die kaiserliche 
Schuld . 

Gegen diese vom Kurfürsten von Trier und vielleicht auch von 
dem Fiscal vertretene Rechlsauffassung wendet sich dann Cantiuncula 
später p. 19. Zuvörderst stellt er zAvei leitende Grundsatze auf. 
Wie es nämlich nach G^'lsus incivile sei, nisi Iota lege perspecta 
una aliqua parte ^^* eins proposita judicare vel respondere, so sei 
es nicht minder unbillig, ein einzelnes Gesetz herauszugreifen 
und nicht auch die andern, ebenfalls in Hetracht kommenden 
zu eröiiern und darauf hin eine definitive Entscheidung zu fällen. 
«fDenn es ist sicher, da.*<s sowohl die frühern Gesetze ein späteres, als 
die spätem ein früheres Gesetz erläutern können.» Au.sserdem aber 
solle man nach dem Satze des Maicellus keine härtere oder mildere 
Strafe verhängen, als der vorhegende Fall erheische; «denn man soll 
nicht nach dem Ruhm der Strenge oder Milde streben, sondern 
wohl erwägen, was dem Verhältniss angemessen sei und danach das 
Urtheil fällen. Dazu aber kommt, dass nach der Ansiclit des Hermo- 
genianus und Paulus in Strafsachen die mildere Auslegung vorge- 
zogen werden mu.'^s. üeberhaupt muss jeder tüchtige Mann als 
Richter oder wer sonst im Recht einen Spruch zu fällen hat, nach 
Möglichkeit suchen, sich des Lol)es würdig zu machen, das nach 

J'"» Bezug genommen wird anf 1. 31 § 21 D. do aedil. edicto. eine Stolle, 
die von der Nationalität der Sclaven spricht. 

\r, Wir lesen partirnla, vielleicht las so anch Cantinncnla (partäl 
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Cicero dem Gaius Aquilius zu Tlieil geworden ist, diesem hoch- 
angesehenen Manne, der die Rechtsbestimmung niemals von der Billig- 
keif losf^elöst hat... 

ccWenn wir also», so fährt das Outachten fort, ccnach dieser 
£7:ie(y.£iai7^ nach dieser Norm des Guten und Billigen unsere Streit- 
frage behandeln , so müssen wir meines Erachtens sagen, dass 
Franz von Sickingen nach Massgabe der vorliegenden Thal- 
sachen keineswegs des M a j e s t ä 1 s v e r b r e c h e n s , ausser 
vielleicht nach dem ersten Kapitel der lex Julia, hätte für schuldig 
erklärt werden können. » 

«Zunächst können die für die entgegengesetzte Meinung ange- 
führten Stellen des Ulpian und Marcian — gemeint sind die p. 10 und 
16 erörterten 1. 1 n. 1. H D. ad legem Juliam maiestatis — den 
Kindern S i c k i n g e n s nicht .srhaden, da sie nur von dem ersten 
Kapitel der lex Julia reden, nach welchem die Majestäts Verbrecher 
hingerichtet werden .sollen, aber ohne dass irgendwie die Rede davon 
ist, dass die Söhne der väterlichen Erbschaft beraubt werden sollen. 
Ja, Hermogcnianus sagt ausdrücklich, das Vermögen der wiegen Ma- 
jestät sverbrechen Verurtheilten verbleilx» ihren Kindern und falle erst 
dann dem Fiscus zu, wenn kein Kind da sei. 

M Auch die Bestinimung der Kaiser Honorius und Arcadius kann 
Sickingens Söhnen nicht schaden, nämlich die Bestimmung, wonach 
Sickingens Vermögen dem Fiscus verfallen zu sein schien, mit Hintan- 
setzung seiner Söhne, denen, wie es den An.schein halte, durch kai- 
serliche Gnade nur ein jammervolles Dasein gewährt wird. Denn 
hinsichtlich dieser Constitution giebt es mehrfache Lösungen, welche 
ergeben, dass Sickingen weder in die Strafe jenes Gesetzes gefallen 
ist, noch das Verbrechen, de.ssen man ihn hier beschuldigte, begangen 
hat, und dass demnach *^e'^en Sickingens Söhne aus jenem Gesetz 
nichts hergeleitet werden könne. 

(.(Zunächst steht fest, dass die Constitution nicht nur eine straf- 
rechtliche, sondern auch überaus hart und gehässig und deshalb 
streng in ihren Schranken zu halten ist. Erwägen wir also sorgfaltig 
die Worte des Ge.setzes und von welchen Personen es redet. Quis- 
quis, so .sagen die Kai.ser, scelestam inierit factionem de nece virorum 
illustrium, qui consiliis et consistorio nostro intersunt, senalorum 
etiam (quam et ipsi pars corporis nostri sunt) vel cuiusvis postremo, 
qui nobis militat, cogitaverit, ip.se equidem utpote maiestatis reus 
gladio feriatur, u. s. w. 

J7 Die iz'.ziy.v.TL spielt auch in einem Gutachten Melanchthons vom 
Jahr 1530 eine grosse Rolle. Forst emann, Urkundenbuch zu der Geschichte 
des Reichstags zu Augsburg, II. 
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«Also der Wortlaut des Gesetzes begreift nur vier Fälle, in 
denen man vom Gesetze getroffen wird, nämlich, wenn Jemand in der 
That die Tödtung des Kaisers oder eines jener erlauchten Männer ins 
Auge fasst, die zu seinem Rath oder Gonsistorium gehören, oder 
eines der Senatoren oder irgend eines andern kaiserlichen Beamten. 
In keinem dieser Fälle aber hat sich Franz von Sickingen befunden; 
denn er hat niemals an die Tödtung des Kaisers noch irgend eines 
andern Mannes, der diesem zur Seite steht, gedacht, oder es ist doch 
nicht erwiesen, dass er daran gedacht hat. Und es kommt nicht in 
Betracht, dass er gegen Trier die Waffen ergriffen hat; denn auf 
einen solchen Fall findet jene Constitution keine Anwendung ; sie redet 
ja nur von der Verletzung der Person des Kaisers oder solcher, die 
seiner Majestät thatsächlich Dienste leisten, bei ihm und in der 
Regel ständig ihm zur Seite sind. Dass es sich so verhalte, sagen die 
Worte der Constitution klar, und entsprechend hat denn aucli 
Bartholomaeus Socinus ein Gutachten abgegeben und zwar nach Cinus, 
der vor ihm so gelehrt hatte. . . ^* 

«Wer selbst seine Vaterstadt belagert oder verräth, ist dennoch 
nicht Majestätsverbrecher, wenigstens nicht nach dem Kapitel, was 
von dem handelt, der sich gegen das Reich oder zur Tödtung des 
Kaisers verschworen hat, und deshalb betrachtet der Text des Gesetz- 
buchs diese Verbrechen als verschieden. Dass es so sei, haben denn auch 
die beiden Socinus, Vater und Sohn, in ihren Gutachten dargethan. 

«Auch das kann Sickingens Söhnen nicht entgegengehalten 
werden, wenn Jemand behaupten sollte, der Fürst von Trier habe zu 
den ersten kaiserlichen Räthen gehört und gehöre noch dazu, und 
demnach finde die oft erwähnte Constitution Anwendung, da Sickingen 
jenem nach dem Leben getrachtet, ja ihn thatsächlich angegriffen 
habe. Ich antworte nämlich, es sei nicht bewiesen, dass Franz von 
Sickingen ihm nadi dem Leben getrachtet, wenngleich er die Stadt 
Trier belagert habe; denn das ist ein thatsächHcher Umstand, der 

1^ Die Lehre des Cinas findet sich bei seiner Besprechung der lex 
Quisquis in seinem Commentar zum Codex, worüber Savigny a. a. 0., 
S. 86 ff. 

Ueber die consilia des Barthol. Socinus s. Savigny, Geschichte VI, 
353. In der von mir benatzten, von Savigny nicht erwähnten Ausgabe 
Lagd. 1Ö51 habe ich das Gutachten nicht gefanden. Auf das Majestatsver- 
brechen beziehen sich in P. I consil. XXII (fol. 41 f.), in P. II consil. CCLXXV 
(fol. 205), in P. IV consil. XXXVII (fol. 47), LVU (fol. 79), and CXXI 
(fol. 161 f.). 

In einem consilium wird hervorgehoben, qnod crimen oppagnatae 
patriae generaliter distingaitar a crimine laesae maiestatis tanquam 
species separata (II, p. 205), was ich wegen des im Text folgenden Satzes 
bemerke. 
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hewieson werden muss und nicht vermuthet werden kann. Aber 
setzen wir den Fall, der Beweis wäre j^eliefert, so stelle ich dennoch 
in Abrede, dass Sickinpren wej?en dieser Absicht oder auch wegen 
dieses Versuchs in die Strafe jenes Gesetzes verfallen sei, und zwar 
aus zwei Gründen, einmal, weil die Constitution nicht von beliebigen 
Rathen oder Senatoren des Kaisers, sondern von solchen handelt, die 
that sächlich und in Wahrheit am kaiserlichen Hofe thätig sind. Hier 
kommt auch das Gutachton Ulpians im Titel de minoribus^^ in Betracht, 
das bisher Niemand zu diesem Zwecke verwerthet hat, obgleich es 
klaren Beweis macht. Da heisst es nämlich, dass, wer durch kaiser- 
liche Verleihung irgend ein öflentliches und bedeutendes Amt be- 
kleidet, nicht dieselben Befugnisse und dieselbe Immunität habe wie 
die, welche um die Person des Fürsten beschäftigt sind. Und dasselbe 
bestimmt gerade für nnsern Fall Kaiser Friedrich in jenem be- 
kannten Gesetz gegen die Rebellen. Kt qui in nostri, so sagt er, 
imperii prosperitatem aliquid machinatur contra nos seu officiales 
nostros in bis, quae ad commissum eis negotium pertinent, rebellando. 
Darum stellt Bartolus daselb.st in Abrede, dass der ein Rebell .sei, 
der etwas dergleichen gegen einen König oder Fürsten oder seine 
eigene Stadt unternommen habe, wie wir gleichfalls bei dem Ver- 
brechen der Rebellion darthun werden. 

« Aber geben wHr auch das zu und setzen den Fall, der Fürst von 
Trier habe damals, als er lielagert ward, kaiserliche Geschäfte besorgt ; 
müssen wir dann deshalb sofort l)ehaupten,. dass die Strafe jener 
Constitution gegen Sickingen und seine Kinder statt ha])e? Gewiss 
nicht ; denn es ist nicht blos der Angriff, sondern auch der Grund 
des Angriffs oder des Kriegs in Betracht zu ziehen. Und hier finden 
wir keinen andern, als den angegebenen, nämlich die Verweigerung 
der Justiz gegen jene beiden Trierer Seitens des Fürsten von Trier, wie 
es Sickingen auffasste. Diese Unbill empfand Sickingen sehr tief, und 
war demnach entschlossen, sie nicht so leichtlich hinzunehmen. Und 
das ist wahrlich nicht auffallend, da grade die grossen und hervor- 
ragenden Manner es unerträglich linden, wenn ihnen nicht Wort 
gehalten wird. Darnach ist es offenbar, dass Franz von Sickingen 
den Krieg nicht dem Kurfürsten als solchen, nicht dem Senator oder 
Rath des Kaisers, — nichts dergleichen war für ihn massgebend — 
sondern dem Justiz Verweigerer erklärt hat. Darum sind denn auch 
sowohl Sickingen der Vater als die Söhne von der Strafe jener Consti- 
tution frei. Es ist ja doch wohl zu l>eachten, weshalb etwas geschieht, 
zu welchem Ende und in welcher Absicht ; darüber giebt es so 
viele Gesetzcstexte, dass sie sich nicht aufzählen lassen. In einem 

19 Gemeint ist 1. 11 § 2. D. h. t. 
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ähnlichen Falle hat denn auch Calderinus das Gutachten erstattet, 
dass Jemand, der einem Kardinal nachgestellt hatte, die von 
Bonifaz VIII. gegen die Feinde der Kardinäle bestimmte Strafe nicht 
verwirkt habe, und zwar weil er dem Kardinal nicht nachgestellt 
habe in seiner Eigenschaft als Kardinal, sondern als Verwalter der 
Kirche von Ravenna«*. 

«Der früher hervorgehobene Einwand, dass durch Sickingens 
Unternehmen die Sicherheit des römischen Reichs und Volks, dessen 
ganze Hoheit und Würde auf die Deutschen übergegangen, beein- 
trächtigt worden, kann keineswegs beweisen, dass Sickingen der 
Strafe jener so oft erwähnten Constitution wüi*dig zu erachten sei. 
Was die Uebertragung der Würde des römischen Volks auf die 
Germanen anbetrilTt, so werden wir später das Nähere sehen. Bezüg- 
lich der Sicherheit des Reichs erachte ich, nicht Alles, was gegen 
irgend eine Stadt oder ein Land (patria) unternommen werde, 
Verstösse gegen die Sicherheit des Reichs; denn, wie Ulpian sagt, in 
Bürgerkriegen und dergleichen, durch die doch der Staat oft Schaden 
leidet, geht man gleichwohl nicht auf den Untergang des Sta tes aus, 
und demnach lehrt Ulpian, dass auch das postliminium nicht statt 
habe, weil es sich nicht um hostes handle. Aus diesem Gutachten 
Ulpians crgiebt sich, dass das keine Feinde des römischen Volks sind, 
die nicht auf den Untergang des römischen Staats ausgehen, wenn- 
gleich der Staat in Folge des WafTengebrauchs einigen Schaden 
nimmt. 

«Da nun Sickingen keineswegs auf den Untergang des römi- 
schen Reichs ausgegangen, vielmehr stets für seinen Theil ein treuer 
Beisitzer desselben gewesen ist, so ergiebt sich, dass er auch kein 
Feind des Reichs gewesen. Es fehlt also an einem Grunde, weshalb 
er in die härteren Strafen jenes Gesetzes verfallen sein sollte. 

eich füge noch einen andern Grund hinzu, der Franz von 
Sickingen und seine Kinder aus den Klauen jenes Gesetzes befreit, 
nämlich, dass der Text nicht im Präsens redet und so, als ob das Urtheil 
schon von Rechtswegen gefallt sei, vielmehr von der Zukunft. Es 
heisst daselbst nämlich so : Ipse quidem utpote maiestatis reus 
gladio feriatur. Nun steht es aber fest, dass eine im Futurum redende 

^ Dass der hier citirte Calderinus nicht Johannes (Schalte, Qe- 
schichte 11, S. 247 ff), sondern Caspar und zwar der ältere (Schalte II, 
S. 204) ist, geht wohl daraus hervor, dass nicht jener, wohl aber dieser 
eigentliche consilia verfasst hat and auch seinen Vater an Rahm übertraf. 
Möglicher Weise könnte aber auch der Sohn dieses Caspar, Caspar janior, 
gemeint sein, der gleichfalls viele consilia schrieb. Steffenhagen in Zeitschr. 
f. Rechtsgescbichte X, 293—296. Da mir die Sammlangen nicht zur Hand 
sind, kann ich die ziemlich gleichgültige Frage einstweilen nicht entscheiden. 
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Constitution nocli ein lichterliches Urtheil verlange, und dass ohne 
ein solches Niemand von der Strafe getroffen wird«', wie wir später 
hei der Erörterung des vierten Bedenkens darlegen werden. 

«Wir sehen also, dass die für die entgegengesetzte Behauptung 
aufgestellten Argumente aus mannichfachen Gründen nicht im Stande 
sind, gegen Sickingen und seine Söhne zu streiten, so weit nämlich 
die Kaiser Honorius und Arcadius und ihre strenge Constitution in 
Betracht kommen. Denn wenn auch Sickingen vielleicht auf Grund 
des ersten Kapitels der lex Julia, das nichts gegen die Kinder des 
Angeschuldigten hestimmt, vielleicht des Majestätsverbrechens schuldig 
war, so war er es doch niemals auf Grund des Kapitels, wovon die 
angezogene Constitution handelt; daher ist kein Grund vorhanden, 
weshalb den Söhnen Sickingens unter Hinweis auf dieses Ver- 
brechen oder Gesetz ein Schade zugefügt werden könnte. » — 

«Wir haben nun», so fahrt das Gutachen in dem Sickingen 
belastenden Theile p. 14 fort, «das Verbrechen des Hochverrat hes 
(crimen perdullionis) ins Auge zu fassen, bei dem der Spruch leicht 
gegen Sickingen ausfallt. Denn da er wegen seiner dem Staat bezeigten 
und in wilder Weise durch die That bewährten Gesinnung sich des 
Majestätsverbrechens schuldig gemacht hat, so ist klar, dass er sich 
mit der Schmach des Hochverraths beladen hat. Derselbe ist ja 
mehr sprachlich als sachlich vom Majestätsverbrechen verschieden, 
weshalb denn auch die Strafe des Hochverraths dieselbe ist, wie die 
des Majestätsverbrechens. Nichtsdestoweniger gelten für den Hoch* 
verrath noch einige besondere Bestimmungen. Wenn nämlich die 
Alten diejenigen, die wir Feinde nennen, nach Gaius' Zeugniss Hoch- 
verräther (perduelles) nannten, indem sie, wie Cicero sagt, durch ein 
mildes Wort das trostlose Verhältniss in einem bessern Licht er- 
scheinen Hessen, so ergiebt sich, dass alles, was im Recht gegen die 
Feinde bestimmt ist, auch auf den Hochverräther passt und Anwen- 
dung findet. Diese Vorschriften sind aber zahlreich. Zunächst darf 
man mit ihnen keine Geschäfte abschliessen. Zweitens werden sie 
nicht zu den Bürgern gerechnet. Drittens braucht man dem Feinde 
in Privatverhältnissen nicht Wort zu halten, ich sage, in Privatver- 
hältnissen; denn öffentliche Verträge muss man auch dem Feinde 
gegenüber halten. Kurz alle Bestimmungen, die sich im Recht 
gegen die Feinde finden, wenden sich ohne Zweifel auch gegen den 
Hochverräther, und zwar um so mehr, als der Hochverräther noch 
schwärzer und verworfener ist als der gewöhnliche Feind.» 

*i Auch bei Bartholomaeas Socinas findet sich der Schlass : quare 
cum praefatnm statutum loquatur per verbum faturi temporis, non indnxit 
poenam ipso inre sed necessaria est sententia (I, fol. 41 v der Ausgabe 
Lngd. lööX). 
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Dieser Aust'iihrunj> wird ilynii später p. 25 Iblgeiide enl- 
{^egen gestellt: <^Da also Sickingen des Majestutsverbrechens nicht 
schuldig war und nicht .schuldig sein konnte, abgesehen von dem 
ersten Kapitel der lex Julia, so ergiebt sich als nothwendige Folge, 
dass er auch nicht des Hochverraths schuldig war. Denn wie 
Ulpian M sagt : non quisquis legis Julia' inaiestatis reus est, statim 
perdullionis reus erit, sed qui hostili anirao adversus rem publicam 
vel principem fuerit animatus. Dieser Ausdruck ist aber vom rö- 
mischen Princeps^ d. h. vom Kaiser Augustus und dem romischen 
Staat zu verstehen. Das hat Ulpian auch an einem andern Orte 
bezeugt, und so otl im Recht vom Staat im technischen Sinn die 
Rede ist, ist immer der römische Staat zu verstehen ; die andern 
Gemeinden gelten als Privatpersonen. So hat denn auch derselbe 
Ulpian, der das Verbrechen des Hochverraths definiert, in einem andern 
Gutachten diese Erklärung ganz unzweideutig aufgestellt. Das Vermögen 
einer Gemeinde, so sagt er, wird nur missbräuchlich öffentliches 
Vermögen genannt ; denn nur das Vermögen ist öffentliches, was dem 
röm. Volk gehört. Und anderswo sagt er : öffentlich ist, was sich 
auf den römischen Staat bezieht. Da also Sickingen weder ^e^en 
den röm. Staat noch gegen den röm. Kaiser feindlich vorgegangen 
ist, so wird er nicht mit Fug und Recht des Hochverraths be- 
zichtigt. )» 

Nur einzelne Bemerkungen sind hier am Ort. Wenn Cantiuncula 
p. 14 feststellt : non licet cum eis negotiari, so ist daran zu erinnern, 
dass dieser Satz gegen Sickingen in Anwendung gebracht oder doch 
anzuwenden versucht worden war. Der Pfalzgraf hatte selbst das 
Verbot ausgehen lassen, Sickingen Waaren zu verabfolgen oder «c feilen 
Kauf zu vergünstigen]». 

Der Satz: hosti non est servanda lides pactorum privatorum 
zielt wiedei' auf die kaiserliche Schuld. Bekanntlich war zwischen 
Eck und Zasius ein heftiger Streit über die Frage geführt worden, ob 
und wann man Feinden einen Vertrag halten müsse. Während nun 
Zasius den Satz vertheidigte, dass einem öffentlichen Feind gegen- 
über ein Vertrag nur Gültigkeit habe, wenn er mit Bewilligung des 
Feldherm geschlossen sei und sich dafür auf die iura civilia berief», 
behauptet Cantiuncula hier schlechtweg: publica pacta etiam hosti 
servanda sunt. Baldus, auf den er sich beruft, formulirt den Satz 
so : hosti non est servanda fides privata, licet sit servanda fides 
publica. 

Die beabsichtigte Erörterung über das Verbrechen der Rebellion, 

2S L. 11 D. ad leg. Jaliam maiestatis. 
23 Stintzmg Zasins, S. 192 f. 
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der Sedition, der vis publica und privata, endlich des Landfnedens- 
bruchs ist nur zum Theil geschrieben, nämlich nur nach der 
Sickingen belastenden Seite. 

«Das dritte Verbrechen», so lautet die Darstellung p. 15 — ^17, 
«ist das der Rebellion, dessen Franz Sickingen mit vollstem Recht 
bezichtigt werden konnte, und um das zu zeigen, ist Rezug zu 
nehmen auf die Restimmung, die Kaiser Heinrich VII. über die Re- 
bellen getroffen hat «*. Pronunciamus, so sagt derselbe, quod illi omnes 
et singuli sunt rebelles et infideles nostri et imperii, qui quomodo- 
cunque publice vel occulte contra nostrum honorem et fidelitatem 
rebellionis opera faciunt. 

«Ich frage : hat Sickingen hier nicht die Waffen gegen die Ehre 
des Reichs und gegen den verkündeten und auch wohl beschwo- 
renen Frieden in treuloser und verwegener Weise ergriffen? Konnte 
er nun nicht der Rebellion bezichtigt werden? Der rebellirt doch, 
der die Machtvollkommenheit des Kaisers als des Rechtspflegers 
verachtet, der ihm die Obedienz verweigert, der sich in die Reihen 
derer stellt, die man als Rebellen mit Fug den Feinden gleich zu 
achten hat. 

«Die Srafe aber, welche die Rebellen trifft, bestimmt Bartolus 
dahin, dass sie erstens alles verlieren, was iuris civilis ist, dass sie 
ungestraft getödtet, dass sie wie Sclaven in Unfreiheit gehalten 
werden, dass sie endlich auf Leben und Tod angeklagt und verur- 
theilt und dass ihr Vermögen männiglich preisgegeben werden könne. 

«Auch wegen Sedition hätte Franz von Sickingen verurtheilt 
werden können, da die Worte der darauf bezüglichen Bestimmung 
vollständig klar sind. Es heisst nämlich : Si quis contra eviden- 
tissimam iussionem suscipere plebem et adversus publicam disciplinam 
defendere tentaverit, mulctam gravissimam sustinebit. 

«Auch das ist zweifellos, dass er nach der lex Julia de vi publica 
schuldig war. Denn da er — nicht für die Jagd oder für eine Reise 
zu Land oder Wasser — Waffen angehäuft, freie Menschen behufs 
eines Aufruhrs in Waffen gehalten, mit einem Trupp Menschen Grewalt- 
handlungen geübt, Dörfer erobert, Besitzer aus ihren Häusern und 
Aeckern verjagt, Brand gestiftet, Güter geraubt, Leute belagert, 
und zu diesem Behuf bewaffnete Truppen gehabt hat, da, sage 
ich, Franz von Sickingen alles das verübt hat, so liegt offen zu 
Tage, dass er die Strafe der lex Julia de vi publica verwirkt hat. 
Denn alle diese Fälle zählen Ulpian und Marcian, Juristen von her- 
vorragender Bedeutung, einzeln auf. 

«Als Strafe aber hat die lex Julia de vi publica bestimmt, dass 

2^ Pertz, Monnm. German. Leges T. II, p. 545. 
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den wegen vis publica Verurlheilten Wasser und teuer untersagt 
werde, jene alle, von den Rechtsgelehrten aufgestellte Strafe.... 
An Stelle dieser Strafe ist nach Ulpians Zeugniss die Deportation 
getreten, zufolge deren der Verurtheilte nicht nur alle seine son- 
stigen Rechte, sondern auch sein Vermögen verliert. 

«Aber auch aus einem andern Kapitel der lex Julia, nämlich 
nach dem de vi privata, hätte Sickingen angeklagt werden können. 
Nach diesem Gesetz ist nämlich, wie der Rechtsgelehile Scaevola 
schreibt, haftbar, qui convocatis hominibus vim fecerit, quo quis 
verberetur, pulseturve, eliam si nemo occisus erit. 

^Marcian fügt hinzu: sed et si nulli u. s. w., ausserdem Jie- 
stimmte Divus Marcus und der dessen Decret billigende Callistratus, 
nicht dann allein liege vis vor, wenn Menschen verwundet würden : 
vis enim est et tunc, quotiens quis id quod deberi sibi putat, non 
per iudicem reposcit. 

(<r Sickingen kann es aber nicht zu Gute kommen, dass er gegen 
den Kurfürsten von Trier wegen Justizvervveigerung zur Fehde 
geschritten ist; denn dieser Ausflucht ist schon zu Anfang dieses 
meines Gutachtens mehr als genügend entgegengetreten, wo über die 
Pfändungen oder Repressalien gesprochen worden. Demnach können 
wir nicht in Abrede stellen, dass Sickingen selbst sein Forderungs- 
recht gegen die Schuldner, die er angegriflen, verloren hat, zweitens, 
dass er durch die Ueberfallung der andern Besitzer und ihre durch 
Sturm und Brand bewirkte Entsetzung zur Rückgabe der so er- 
worbenen Sache und ausserdem zu ihrem Einsatz verpflichtet ist ; 
drittens ist ein Drittel vom Vermögen des Verbrechers zu conGsciren ; 
endlich wiiti der nach diesem Gesetz Vemrtheilte auf Grund eines 
Senatsschlusses als infam aller Ehren verlustig, ja nach dem neuern 
Recht ist er mit dem Tod zu bestrafen, wegen der nicht ein- 
sondern mehrfachen Todtschläge, die dabei statt gefunden haben, y» 

Besonders eingehend beabsichtigte Gantiuncula wieder den Friedens- 
bruch und seine rechtlichen Folgen zu behandeln, wie wir aus dem 
wirklich niedergeschriebenen Stück der Erörterung schliessen dürfen. 
Diese Darlegung lautet (p. 17 — 19): 

«Das letzte Verbrechen ist das des Landfriedensbruchs und zwar 
nicht nur nach dem gemeinen, sondern auch nach dem Statutarrecht, 
obgleich dieses öffentliche und generelle Statutarrecht ein für ganz 
Deutschland gemeinsames Edict ist, Wenn wir gemeines Recht sagen, 
so meinen wir das alte geschriebene Recht. 

«Aber ehe wir den betreffenden Artikel erörtern, ist vomuszu- 
schicken, erstUch, dass der Richter und Magistrat und umsomehr 
der Fürst seine Unterthanen zum Frieden und zur Eintracht nöthigen 
könne. Darüber ^iebt es fast unzählige Texte, und so lehron denn 
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auch Bartolus, Baldus, Panormitanus und Andere. Und das ist nichts 
besonderes, weil ja das die Summe der christlichen Gerechtigkeit und 
ihr sicherstes Symbol ist, was uns vor allem Christus hinterlassen 
hat, dass wir in gegenseitiger Liebe erklären, wir seien Christi 
Schüler. Denn nichts scheidet die Kinder Gottes mehr von den 
Kindern des Satans, als ein reines Leben und die Liebe, die sich in 
den Früchten und Pflichten der Liebe zeigt. 

«Aus diesen Gründen, und wie ich annehme, vorzugsweise 
aus dem letztgenannten, hat Kaiser Friedrich IL^s zwei Ordnungen 
des Landfriedens erlassen, die nach seinem Befehl in das gemeine 
Recht aufgenommen worden, wie sie denn auch längst schon in 
der Christenheit angenommen und bestätigt sind. Nach dem Vorbild 
dieser Ordnungen sind dann ohne Zweifel auch die neuesten Frie- 
densedicte des Kaisers Maximilian seligen Andenkens ergangen. Nach 
dessen Beispiel hat wieder Kaiser Karl, der fünfte dieses Namens, 
ein Gesetz auf dem berühmten Reichstag zu Worms beschliessen 
lassen, das in unserm Falle zu Zweifeln Anlass gegeben hat. 

«Zweitens ist vorauszuschicken, dass, wenn auch nach gemeinem 
Recht der Gebannte nicht von Jedem ungestraft getödtet werden 
kann, das sich doch anders verhält nach dem Statutarrecht, nach 
welchem der, dessen Haupt verfehmt, d. h. gegen den die Achts- 
erklärung ergangen ist, nicht nur, wenn das Statut es gestattet^ an 
seinem Vermögen, sondern auch an Leib und Leben angegriffen 
werden kann. 

«Nachdem wir dies vorausgeschickt haben, ist zu untersuchen, ob 
Franz von Sickingen sowohl nach gemeinem, als nach singulärem Recht 
hätte wegen Landfriedensbruch verurtheilt werden können. Und dass 
es nach gemeinem Recht hätte geschehen können , ergiebt sich aus 
dem ersten Gesetz des Kaisers Friedrich. Die Strafe aber des Friedens- 
bruchs ist die Todesstrafe und Vermögenseinziehung. Was dann das 
statutarische und neuerdings auf dem Wormser Reichstage aufge- 
stellte Recht anbetrifft, so ist offenbar, dass Sickingen selbst den 
Frieden nicht nur verletzt, sondern vollständig gebrochen hat. Und 
in dieser Beziehung bedarf es gar keiner Erörterung, da die Worte 
des Edicts, gegen die Sickingen nach den vorliegenden Thatsachen 
unzweifelhaft gehandelt, nichts dunkles haben. Man lese da nur 
die folgenden Worte : ,Richten uf, ordnen und machen denn auch in 
und mit [Kraft dieses Briefs, also dass von Zeit dieser Verkündigung 
Niemands, von was Würden, Stands oder Wesens der sei, den Andern 
befehden, bekriegen, berauben, fahen, überziehen, belagern, auch 
darzu durch sich selbst oder Jemand anders von seinetwegen nicht 

'3 Gemeint ist Friedrich L Die beiden Gesetze bei Pertz a. a. 0., 
p. 101 und 112. 
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dienen^ noch auch einig Sckloss, Stadt, Markt, Befestigung, Dörfer, 
Hof oder Weiler absteigen, oder ohn des Andern Willen mit gewal- 
tiger That... dermassen beschädigen soll, auch Niemand solchen 
Thätern Rath, Hülf oder in keine ander Weis Beistand oder Fürsrhub 
thun, auch sie wissentlich oder gefährlich nicht herbergen, behausen, 
ätzen oder tränken, enthalten oder gedulden, sondern, wer zum Andern 
zu sprechen vermeint, der soll solches thun an den Enden und Ge- 
richten, da die Sach hievor oder jetzt in der Ordnung des Kammer- 
gerichts zu Austrag vertheidingt sind oder künftig würden oder ordent- 
lich hingehören] bis zu der Ueberschrift : die Poen [aller Fried- 
brecher] ^ 

€ Sprechen hier nicht fast alle Worte dieses Verbots gegen Franz 
von Sickingen ? Hat er nicht beinahe gegen alle einzelnen Worte 
dieses Friedensgebots Verstössen? In der That, das wird nie Jemand 
in Abrede stellen können. 

^Fügen wir nun die für dieses Verbrechen bestimmte Strafe 
hinzu : ,Und ob Jemand hohen oder niedrigen [weltlichen Stands, 
wer der oder die wären, wider der eins oder mehr, so vor gemeldt 
im nächsten Artikul gesetzt ist, handeln oder zu handeln unterstehn 
wurden, die sollen mit der That von Recht, zusammt andern Pönen, 
in unser und des heil. Reichs Acht gefallen sein, auch allermännig- 
lieh und einem Jeden, gegen denselben Thätern und Friedbrechern, 
sobald sie an unserm kaiserl. Kammergericht oder durch unsern 
Statthalter und Regiment mit vorgehender Citation oder Furheischung, 
also in die gemeldte Acht gefallen zu sein, declarirt und erklärt 
werden, ihr Leib und Gut erlaubt sein. . . ]^*«. 

«Man sieht, wie zweckmässig das Haupt des Friedbrechers 
männiglich preisgegeben wird, gleichzeitig mit dem Verfall des Ver- 
mögens und aller Rechte. An diese Strafe schliesst sich in demselben 
Edict noch eine specielle an, nämlich in dem Artikel, der ])eginnt : 
,Und daruf empfehlen wir [allen und jeden Kurfürsten, Fürsten, geist- 
lichen und weltUchen, auch Prälaten, Grafen, Herren, Ritterschaft 
und Städten, und allen andern unsern und des Reichs Unterthanen 
und lieben Getreuen, ernstlich gebietend] bei den Pflichten, Eiden 
und Gehorsam, so sie uns und dem heil. Reich gethan haben und 
zu thun schuldig sind, und darzu einer Pön, nämlich zweitausend 
Mark feines Golds, halb in unsere kaiserl. Kammer und den andern 
halben Theil dem Beschädigten unablässlich zu bezahlend 

«Das aber erscheint als die besondere Strafe, die neben der Preis- 
gabe des Vermögens, — wovon der vorangehende Artikel: «Und ob 
Jemand)), — vorbehalten ist, nämlich so, dass der Friedbrecher diese 

86 Die Fortsetzung der Stelle ist bereits oben LIV mitgetheilt. 
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s|)eciell bezeichnete Strale ohne weiteres (ipso iure) vorab bezahlen 
muss und das.s erst dann männiglich gestattet wird, Leib und Gut 
desselben unjfestraft anzugreifen. 

<<^Aber auch andere Strafen werden hier an verschiedenen 
Stellen gegen den Friedbrecher verhängt, nändich das Verbot, ihn zu 
herbergen und zu behausen (de non recipicndo), ihn nicht zu ätzen 
oder zu tränken (non alendo), nicht zu enthalten oder zu gedulden 
(non defendendo, non legendo) und viele andere dergleichen Strafen, 
die alle darauf abzielen, dass diesem Friedbrecher Wasser und Feuer 
untersagt sei und er, so der menschlichen Gesellschatt beraubt, nach 
beiden schmachte und im Elend sterbe. » 

Was Cantiuncula in dem zweiten Theil seines Gutachtens, der 
die andere Seite der Sache beleuchten sollte, noch hinzuzufügen ge- 
dacht, ist nicht zu sagen, zumal es hier ganz an Andeutungen fehlt. 
Nur ein Punkt steht ausser Zweifel, nämlich die Absicht, den Mangel 
der <iCitation oder Fürheischung]» geltend zu machen. Die dritte Frage 
ging ja dahin : ob rechtsförmlich verkündet worden, dass Sickingen 
in die kaiserliche Acht gefallen sei. Gleich in der species facti war 
festgestellt, dass die Preisgabe des Vermögens eines Friedbrechei's 
bedingt sei durch eine vorangegangene Deklaration und diese wieder 
durch eine Citation. Nun war, wie an einer spätem Stelle (p. 5) her- 
vorgehoben wird, Franz von Sickingen zwar von dem Nürnberger 
Reichsregiment für einen Fnedbrecher erklärt, auch allen Deutschen 
gestattet worden, gegen seinen Leib und sein Vermögen anzugehen, 
aber ohne dass Sickingen vorgeladen oder gehört worden wäre. Wir 
wissen auch, dass das Reichsregiraent diesen Schritt bald bereute, 
nicht minder aber, dass die Sickingen feindlichen Fürsten die Statt- 
haftigkeit des beobachteten Verfahrens vertheidigten. 

Die letzte Frage, welche Cantiuncula zu behandeln gedachte, 
und die er so formulirte : si quid iuris vel actionis salvum bis liberis 
remanserit ad bona paterna, utrum id, quidquid est, iuris vei actionis 
possint in alium cessionis via transferre, gibt uns eine Andeutung 
über Verhandlungen, in welchen die Sickingenschen Kinder mit 
irgend einem Dritten wegen ihrer erbschaftlichen Ansprüche standen. 
Hiernach war eine Gession dieser Ansprüche in's Auge gefasst, 
und die über ihre Rechtgültigkeit entstandenen Zweifel viel- 
leicht mit ein Anlass, Cantiuncula's Gutachten einzuholen. Wenn wir 
uns erinnern, dass besonders die Abtragung der Strassburger Schuld 
den Sickingenschen Söhnen am Herzen lag, und sich bei Auf- 
nahme des Strassburger Darlehens ausser Franz auch seine beiden 
Söhne, Seh wicker und Hans, auf Edelmanns Glauben verpflichtet 
hatten, die Summe zurückzuzahlen, so darf man die Vermuthung 
aussprechen, dass das Geschäft vielleicht mit der Stadt Strassburg 
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in's Auge (^efasst war, die auf diese Weise gedeckt werden sollte. 
Jedenfalls aber war die Stadt Strassburg an dem Ausgang der 
Sache wesentlich interessirt, weil ihr eine Schuldverschreibung des 
Kaisers zu Gunsten Sickingens von diesem verpfändet worden. 
War aber diese Forderung «todt und abi>, so war natürlich auch 
jene Sicherheit dahin, und so mochte man auf den Gedanken 
gekommen sein, der Stadt die erbrechtlichen Ansprüche der Kinder 
zu überweisen*^. 

Die Frage, ob nicht auch Sickingens beide Söhne als Theil- 
nehraer seiner Fehde in die Acht gefallen seien, diese Frage wird 
in dem Gutachten gleichfalls berührt und ohne Umschweif bejaht^. 
Sonach war das Gutachten, wenn wir von den Schwestern absehen, 
wesentlich im Interesse des jüngsten Sohnes Franz Conrad veranlasst. 

Wie das früher w mitgetheilte Schreiben Feitlinands «die Söhn 
und Kinder 9 Sickingens unterscheidet, so auch das Gutachten, das 
zwar meist von den filii, aber auch allgemein von den liberi redete. 
Als im Jahre 1542 der Vergleich geschlossen ward, erschienen als 
Parteien auf der einen Seite zunächst die drei Brüder, «welche den 
Vertrag «by Edelmanns Treu und Glauben 9 zu halten versprachen, 
während am Schluss des Vertrags Margaretha und Magdalena von 
Sickingen, weiland Franciscus von Sickingen, ihres lieben Vaters 
selig «ehiichc lie)>e Töchter:» bekannten, dass dieser Vertrag mit 
ihrem «guten Wissen und Willen beschehen» sei und «bei wahren 
guten Treuen» versprachen, «das Alles genehm zu halten und dawider 
nit zu sein noch zu thun, keineswegs si. ]» — 

Was die Fortsetzung und Vollendung des Gutachtens verhinderte, 
ist zwar nicht mit Sicherheit zu sagen, aber doch auch nicht schwer 
zu errathen : die Arbeit musste schliesslich auf eine Kritik des 
Reichsregiments hinauslaufen, die zu nichts Gutem führen konnte. 
So ward denn wohl ein vertraulicher Bericht ei*stattet und die ange- 
fangene Arbeit blieb liegen, aber nicht unbeachtet. 

In formeller Hinsicht zeigt unser Gutachten ganz den Charakter 
des Verfassers , einerseits seine gewählte , mit einer umfassen- 
dem Kenntniss des Alterthums etwas prunkende Ausdrucksweise, 
insbesondere eine Fülle griechischer Kunstausdrücke, anderseits seine 

27 Vgl. die Verhandlungen oben S. LXVH and LXXVU. 

38 Schon in der species facti heisst es p. 5: filii .. proponont, se 
facinoris patemi neqne foisse autores neqae adiatores uno vd cUtero filio 
exceptOj ferner p. 13 : F. Sicinii nnus ant alter filins, qui socii fuerint 
facinoris patemi. 

» Oben S. LXXn. 

30 Die filii werden genannt p. 5, 41, 42, 47, die liberi p. 7, 41, 49. 

31 Münch n, S. 283; 284. 



— CVIII — 

beflissene Hinweisiinj^ auf den christlichen Glauben und die chiist- 
liehe Sitte, wobei jeder Hindeutuiig auf den innerhalb der Kirche 
entstandenen lliss sorgfältig» aus dem Wege geg:ang*en, aber durch 
die Anrufung der Jungfrau Maria neben Christus vor Beginn der 
rechtlichen Deduction (p. 6) die Anhänglichkeit an den alten Glauben 
zu erkennen gegeben wird. 

Gehen wir auf die juristische Seite ein, so finden wir von mittel- 
alterlichen Juristen citirt : Cinus (f 1336) p. 22, Job. Ändreae (f 1^48) 
p. 3, Bartolus (+ 1357) p. 7, 8, 12 und 17, Caspar Calderinus (f 1399) 
p. 23, Baldus (f 1400) p. 13 und 15, Panormitanus (f 1445) p. 17, 
Marianus Socinus (f 1467) p. 22 und Bartholomaeus Socinus (f 1507) 
p. 22M. 

Die neuere Zeit ist allein durch Andreas Alciatus vertreten, und 
zwar durch dessen bereits 1518 erschienenen Paradoxa (p. 11). 

Besondei^s benutzt ist der bekannte Tractat des Bartolus über die 
Repressalien, dazu kommen Gutachten von Marianus und Bartholo- 
maeus Socinus. Ob das ebenfalls (p. 23) citirte Gutachten des Caspar 
Calderinus gedruckt ist, weiss ich, wie bemerkt, nicht zu sagen. 

Werfen wir einen Blick auf die von Cantiuncula benutzten 
llechtsquellen, so finden wir von den Collationes^« die V und die XI 
citirt (p. 7 und 15). Die letztere umfasste die Gesetze Heinrichs VII 
über das Majestätsverbrechen, Ad reprimendum und über die Re- 
bellion, Quoniam nuper, und dazu seit Bartolus die goldene Bulle. 
Die in dem Gutachten p. 18 u. 23 angezogenen Gesetze Friedrichs I 
bildeten einen Theil der X. coUatio, die Cantiuncula als solche nicht 
anführt. Dass Cantiuncula auch die goldene Bulle nicht citirt, erklärt 
sich so, dass dieselbe in dem fraglichen Kapitel das seiner Meinung 
nach ohnehin gültige römische Recht nur wiederholte. 

Ausseixlem werden drei Bücher des Justinianischen Codex citirt, 
aber so, dass hier mehrmals Abweichungen von unserer Eintheilung 
vorkommen, nämlich lib. VI statt V (p. 3 u. 14) und hb. X statt XI 
(p. 7), Abweichungen, die vielleicht nui* auf Schreibfehler zurück- 
gehen. 

Auch kleine Varianten in den Rubriken der Digestentitel finden 
sich, so insbesondere p. 14 de capite diminutis und de verborum 
et rerum significatione, während es an andern Stellen (p. 7 und 
13) de verb. signif. heisst. 

Das kanonische Recht ist nur sehr spärlich citirt (p. 7 und 14). 

3' Ueber alle diese Joristen s. Savigny, Geschichte des röm. Rechts im 
Mittelalter VI nnd Schalte, Geschichte der Quellen und Literatur des 
kanon. Rechts IL 

82 ■ üeber dieselben Savigny, Ol, S. 601 £f. u. 526 f. 
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Von allgemeinerer Bedeutung^ is< die Art, wie Cantiuncula das 
VerbäUniss der in Deutschland geltenden Rechtsnormen bestimmt. 
Der wichtigste Gegensatz ist der des ius commune und des ius sin- 
gulare (p. 18) oder des ius statutarium (p. 40). Während Cantiuncula 
unter dem ius commune das ius vetus scriptum versteht und darunter 
auch die beiden Gesetze Friedrichs I begreift, versteht er unter 
dem ius statutarium die spätem Reichsgesetze, obgleich dieselben 
auch für ganz Deutschland Geltung haben und insofern in weiterm 
Sinne ebenfalls ius commune darstellen (p. 17). 

Das gemeine Recht im eigentlichen Sinn ist theils ganz altes, 
wie die XII Tafeln, theils jüngeres, wie die Constitutionen der ro- 
mischen Kaiser (p. 12). 

Das ius commune ist aber seiner raumlichen Geltung nach das 
Recht des orbis (p. 17), von dem das Land Germania nur ein Stück 
bildet (p. 3). Die Ideen des Mittelalters sind also hier noch in voller 
Kraft. — 

Der Zeitraum, welchem das Gutachten angehören muss^ wird 
zunächst begränzt einerseits durch Franz von Sickingens Tod und 
andererseits durch den Vergleich seiner Söhne mit den Fürsten. 
Innerhalb dieses Zeitraums müssen wir weit mehr an die erste als an 
die zweite Hälfte denken. Dafür spricht vor allem der Umstand, 
dass der Anspruch gegen den Kaiser den Ausgangspunkt für das 
Gutachten bildete, ein Anspruch, der wahrscheinlich schon zu Ende 
des Jahres 1528 seine Erledigung fand. Mit dieser Annahme 
stimmen alle weitern Andeutungen. Zunächi^t ist die Sickingensche 
Behde noch in frischer Erinnerung (eo facinore mox invulgato itaque 
notorio, ut inficiari nemo potest p. 5), dann ist der Kurfürst 
Richard von Trier, der im Jahre 1531 starb, wie es scheint, als 
lebend vorausgesetzt (si quis dicat, Tr. principem liiisse et esse inter 
primos a consiliis Caesareis p. 22) ; denn wenn dieser Satz auch von 
dem kurfürstlichen Amt verstanden werden kann, so liegt doch die 
Beziehung auf das Individuum näher. Und endlich scheint der Um- 
stand, dass Cantiuncula diesen Erzbischof an zwei Stellen indirect 
angreift — p. 11 quo translationis iure videmus tempore longissimo 
Germanos libere et continue usos, ut qui non alium in imperatorem 
Romanum designaverint quam germanum, und p. 24, wo es heisst, 
dass Sickingen pro virili fidelis assessor semper extiterit — , Stellen, 
welche doch auf die französischen Intrigen des Kurfürsten hinzu- 
weisen scheinen, ich meine, diese Anzüglichkeiten legen selbst 
den Schluss nahe^ dass das Gutachten vor das Jahr 1526 falle, in 
welchem der Kurfürst seine Stellung in der Opposition aufgal) und 
vom Kaiser und seinem Bruder eine Pension annahm. 

Vergleichen wir mit diesen aus dem Gutachten selbst entnom- 
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menen Folgerungen die Anhaltspunkte, welche sich etwa aus Can- 
tiunculas Leben ergeben. Leider sind wir gerade für die Jahre 
1524 — 1526 nur sehr mangelhaft über ihn unterrichtet. Cantiuncula 
war seit 1519 Ordinarius legum in Basel und seit 1521 auch advo- 
catus civitatis Basiliensis. Wie er in unserm Gutachten als das 
Wesen der christlichen Gerechtigkeit die brüderliche Liebe bezeich- 
nete, so hatte er als Schüler des Erasmus schon im Jahre 1522 in 
Basel, wo eine freiere Luft wehte, dem Klerus Achtung vor dem 
ächten römischen Recht, vor den leges, beizubringen versucht, näm- 
lich durch seine oratio apologetica in patrocinium iuris civilis contra 
eos, qui leges cum Evangelio parum concordare afßrmant. Im Dezember 

1523 verfolgte er den Plan, seine Professur an Bonifacius Amerbach, 
der damals in Avignon sludirte, zu übertragen, während Amerbach 
selbst, da Zasius ihn nach Freiburg zu ziehen suchte, sich hier im 
Sommer 1524 um die lectio Sexti bewarb. Aber nachdem ihm diese 
im August übertragen worden, legte er sie, zum grossen Kummer 
des Zasius, bald nieder, um im November die erledigte Professur 
unsers Cantiuncula zu übernehmen. Unzweifelhaft hängen diese 
Schwankungen mit dem Kampfe um das kanonische Recht zusammen, 
wie er in diesen Jahren geführt ward. Cantiuncula stand im Januar 

1524 im Begriff, nach seiner Vaterstadt Metz zu gehen, um daselbst 
zunächst bei seinem Vater, einem apostolischem Notar und bischöf- 
lichen Sekretär, zu wohnen. Im April erschien in Basel seine fran- 
zösische Uebersetzung von Erasmus Anweisung zu beichten, die er 
der Herzogin Margaretha, der Gönnerin der Hugenotten, widmete. 
Was in Metz für Zukunflspläne geschmiedet wurden, erfahren wir 
nicht; der Dienst der Stadt, der er wegen eines Stipendiums 
verpflichtet war, lockte ihn so wenig, wie er seinen Freund, den 
Syndikus der Stadt, Cornelius Agrippa von Nettesheim, hatte fesseln 
können. Im Mai 1525 finden \vir ihn in Vic. Hier hatte er, wie 
es scheint, die Aufgabe übernommen, eine Reihe von Klerikern in 
die Anfangsgründe des i*öm. Rechts einzuweihen. Er las mit ihnen 
den Pandektentitel de Regulis Juris, fand aber die Schüler so 
dumm und träge, dabei so sehr auf Essen und Trinken erpicht^ 
dass er den Unterricht aus Verzweiflung aufgabst. 



38 Horawitz hat a. a. 0. S. 8 aus dem Cod. Pal. Vindob., der unser 
Gutachten enthält, folgende, vielleicht von Brassicanns herrührende Notiz 
mitgetheilt: Hanc interpretationem (nämlich die fol. 22 — 30 stehende inter- 
preiatio tituli de R. J.) legit ipse Cantiuncula in Vico Anstrasiae qnibusdam 
sacerdotibns, nti ab ipso andivi, idiotis et ignavis, sie tandem etiam ipsis 
fere desperantibns et plns ventri et potationibns invigilantibus, tandem 
desemit lectionem... 
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Im Jahre 1526 finden wir ihn dann in der Umgebung Ferdinands, 
also zu einer Zeit, wo dieser von den Fürsten verlangte, dass ihm 
die Erledigung der Sickingenschen Sache übergeben werde. 1527 
rühmte Erasmus ihn in einem dem Kardinal Johann von Lothringen 
gewidmeten Werke als rarissimum vestrae Lotharingiae cxemplum 
et ornaroentum. Dass im Jahre 1528 in der Sickingenschen Sache eine 
Gesandtschaft an den Kaiser in's Auge gefasst war, haben wir früher 
gesehen. Nun erfahren wir, dass Cantiuncula sowohl 1528 als 1529 
in Spanien war. Aber wenigstens die erste Reise kann nicht mit der 
von Schweikart in Aussicht genommenen Botschaft in Zusammen- 
hang stehen, da Cantiuncula schon im Juli von derselben zurück- 
gekehrt war. Dagegen könnte die zweite Reise auf unsere Sache 
Bezug gehabt haben. Ob jedoch der Umstand, dass die kaiserliche 
Schuld in der That bald nach dem Jahre 1528 abgetragen ward, 
und der andere, dass Cantiuncula die zweite spanische Reise als von 
Erfolg gekrönt bezeichnet, auf dasseU)e Ereigniss hinweisen, muss 
dahingestellt bleiben. Dass Ferdinand das traibende Element war, 
steht fest; auf dessen Vermittlung vertraute ja^auch Schweikaii 
nach seinem Brief vom 14. Februar 1525. 

Vielleicht führt noch ein anderer Faden direct von der Sickingen- 
schen Familie zu Cantiuncula. Dass das Gutachten vorzugsweise im 
Interesse des jüngsten von Sickingens Söhnen veranlasst sein muss, 
liegt klar vor Augen. Dieser Sohn aber befand sich bei dem Erz- 
bischof von Besan^on, in derselben Stadt, in welcher Cantiunculas 
intimster Freund lebte. Dieser, Stephan Verdelet, war mit Can- 
tiuncula in Basel Rechtslehrer gewesen»* und dann in seine Vater- 
stadt zurückgekehrt. Da konnte sich leicht eine Beziehung zu dem 
jungen Sickingen und seinem Patron ergeben, die für die Abfassung 
eines Gutachtens den Blick auf Cantiuncula lenken mochte. — 

Unser Gutachten, das civilrechtliche Ansprüche prüfen will, aber 
eben desshalb in das Strafrecht eingi^ifen muss, gehört der sehr 
geringen Zahl wissenschaftlicher Arbeiten dieser Zeit an, welche, 
zunächst in unmittelbarem Dienst der Praxis , dem Strafrecht 
gewidmet sind. Der Behandlung des Majestätsverbrechens, das der 
Kurfürst von Trier in alttestamentlicher Härte selbst an den Kindern 
des Angeschuldigten gestraft wissen wollte, stellt Cantiuncula (p. 20) 
die griechische Imsixeta, die boni et aequi norma, gegenüber, die er 
dem klassischen Recht der Römer entnimmt. 

^ Einige Notizen über ihn bei Stintzing Zasius S. 257, Ergänzungen 
bei Rivier p. 7 Anm. 3 nach Vischer, Geschichte der Universität Basel. 

Ich bemerke im Vorübergehen, dass auch der Verfasser onsers Gut- 
achtens nicht Chansonnette, sondern Chansonet geheissen haben muss. 
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Aber die Zeit für diese Bestrebungen war noch nicht gekommen, 
oder vielmehr, sie war schon wieder vorbei, seit ein Mann wie 
Schwai^zenberg nicht mehr dem Reichsregiment angehören durfte. 
Es ist eine lelirreiche Erscheinung, dass die Neigung, die Voraus- 
setzungen und Folgen des Majestätsverbrechens gesetzhch zu fixieren, 
im umgekehrten Verhällniss stand zu der Neigung, einem Gegner 
den Vorwurf des Majestätsverbrechens ins Gesicht zu schleudern. 

Als das Gutachten in Angriff genommen ward, gewann das Project 
einer peinUchen Halsgerichtsordnung, welches über das crimen laesae 
maiestatis absichtlich schwieg, filr das deutsche Reich langsam eine 
festere Gestalt. Zwischen den Verhandlungen ül)er dieses Gesetz 
und den Verhandlungen über die Sickingensche Angelegenheit gab 
es manche Berührungspunkte, zunächst schon bezüglich der Gültigkeit 
der Acht. War doch die Streitfrage in analoger Weise schon bei den 
Verhandlungen über die Veixlammung Luthers hei-vorgetreten. «Die 
Juristen der Kurie hätten eine Vorladung und neue Vernehmung des 
iVngeklagten für nothwendig gehalten: habe doch Gott selbst Kain 
noch einmal vor sich gerufen ; aber die Theologen wollten in keine 
weitere Veraögerung willigen )»^. Dann spielte auch in der Lutherschen 
Angelegenheit, wie hier, das Majeslätsverbi-echen eine Rolle. Hatte 
doch der Papst die Anordnungen seiner Bulle eingesciiäi*fl bei dem 
Makel des Verbix?chens der lieleidigten Majestät, liei Verlust der Erb- 
i^echte und Lehen, ein Verfahren, das ein kaiserlicher Rath^ Hiero- 
uymus von Endorf, als einen Eingiiff der geistlichen in die weltliche 
Macht ansah, und das er den Kaiser aufforderte, nicht zu dulden ><« 

In Nürnl)erg war an eine ruhige Behandlung gesetzgeberischer 
Arbeiten nicht mehr zu denken. Als der Reichstag am 18. April 
15^2 i geschlossen ^*ard, geschah der Halsgerichtsordnung mit keiner 
Silbe Ei*wuhnung; dafür aber erliess der Kaiser am 27. Juli ein 
.Ausschreilten, ganz im Sinne des Papstes, wobei er die in Aussicht 
genommene Vei'Sjunmlung* der Stände verbot bei Vermeidung crimi- 
nis laese maiestatis, und der kaiserlichen und des Reichs Acht'^. 

Bis zum Jahre 15*29 kam die Halsgerichtsordnung nicht mehr 
zur Sprache. Als dann auf dem nach Speier einberufenen Reichstag 
die ke^islativen Reformen wieder aufgenommen wurden, sass in dem 
beluifs Prüfung der kaiserliolien Vorlage gebildeten Ausschass auch 
der Ei'zbisohof von Trier ss, der in Siokingens Vorgehen gegoi ihn ein 
MajtvlatsverbreolK*n ei-blickt hatte. Der .Auss^^huss beschloss, den 
Kntwurt einer aus iwhtsgelehrten Räilien der Stände gebikleten 

» Ranke L Si^. 

»" Ranke L aC^ 

s* Ranke II. S. 114. 

^ Guterbock. Entst^hiuigs^$ckiclite der Carolina. S. 106 Anm. 1. 
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Subkommission zu überweisen. Und als diese ihre Thätigkeit he- 
ginnen wollte, fand sie sich besonders durch den Mangel an litera- 
rischen Hilfsmitteln an einer gründlichen Prüfung gehindertss. Im 
Grunde war es der zu drohender Schroffheit gesteigerte Zwiespalt 
des Glaubens, der eine forderliche Verhandlung .unmöglich machte. 

Erst in den letzten Entwurf der Halsgericht^ordnung gelangte 
eine gewisse Bemerkung über das Majestätsverbrechen, nämlich die 
verunglückte des Artikels 218 : «Item an etlichen Orten, so 
ein Uebelthäter ausserhalb des Lasters unser beleidigten Majestät oder 
sonst in andern Fällen, so der Uebelthäler Leib und Gut mit ver- 
wirkt, vom Leben zum Tod gestraft, werden Weib und Kinder an 
Bettelstäbe und das Gut dem Herrn zugewiesen». 

Der auf dem Reichstag zu Augsburg entstandene neue Entwurf, 
der vierte in der Reihe der Projecte, enthielt den Artikel noch nicht ; 
erst bei der vierten und Schlusslesung fand er Aufnahme, und zwar 
offenbar so, dass die Redaction desselben einem Kommissionsmit- 
gliede überlassen ward, der die Arbeit in grosser Eile und sehr 
nachlässig maclite. 

Bei den im Schosse der Kommission gewiss hier ganz besonders 
lebhaft geführten Meinungskämpfen — dieselben können wir uns an 
dem in unserm Gutachten erörterten Für und Wider vergegenwärtigen 
— muss man sich dahin geeinigt haben, die nach dem gemeinen 
Recht auf das Majestätsverbrechen gesetzte Strafe beizubehalten, 
nämlich die Todesstrafe und die Verwirkung des Vermögens, wenn- 
gleich Weib und Kinder des Uebelthäters dadurch an den Bettel- 
stab gebracht würden*». 

Hier ist nur noch darauf hinzuweisen, dass in den 1542 zwischen 
den Sickingenschen Erben und den Kriegsfürsten aufgesetzten Ver- 
gleichsurkunden zwar das Recht der Fürsten an den occupirten Gütern 
prinzipiell festgehalten, andererseits aber des Sickingen früher vorge- 
worfenen Majestätsverbrechens auch nicht einmal andeutungsweise 
gedacht wird. 

Auch das Verbrechen des Landfriedensbruchs, wie es in der 
Carolina behandelt ist, empfangt durch unser Gutachten eine neue 
Beleuchtung. Interessant ist zunächst, dass schon bei den Verhand- 
lungen über den Nürnberger Entwurf von 1523 die Revisoren den 
Artikel 135 des Prqjects dahin änderten, dass gewisse Fehden mit 
kaiserlicher Erlaubniss gestattet sein sollten *^ Dieser Aenderungs- 
verschlag ging dann auch in das schliessliche Gesetz über. 

39 Güterbock, S. 109 f. 

40 Güterbock, S. 248 ff. 

4» Güterbock. S. 98 Anra. 4. 
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Artikel 129 der Carolina, w Straf derjenigen, so die Leut böswillig 
befehden», lautet : c< Welcher Jemand wider Recht und Billigkeit muih- 
willig befehdet, den richtet man mit dem Schwert vom Leben zum 
Tod. Doch ob Einer seiner Fehde hall)er von uns oder unsem Nach- 
kommen am Reich,, römischen Kaisern oder Königen, Erlaubniss hätt, 
«xier der, den er also befehdet, sein, seiner gesipten Freundschaft 
oder Herrschaft oder d(»r ihren Feind wäre, oder sonst zu solcher 
Fehde rechtmässige gedrungene ürsach hätt, so soll er auf sein Aus- 
führung derselben guten Ursachen nicht peinlich gestraft werden. 
In solchen Fällen und Zweifeln soll bei den Rechtsversl/indigen und 
an Enden und Orten, wie zu Ende dieser Ordnung angezeigt, Raths 
gebi'auch t werden » . 

Die genaue Uebereinstinnnung mil den Ausführungen unsers 
(Gutachtens (p. 10, 12 u. 26) liegl klar zu Tage. Die zweite Aus- 
nahmebestimmung ist aller Wahrscheinlichkeit nach eine Concession 
an die Anhänger Sickingens, wel<?he nicht zugeben durften, dass 
seine P^ehde Grund zu einer peinlichen Strafe hätte abgeben können. 

Unser (Gutachten zeigt uns an einem Beispiel das Bestreben auf- 
geklärter deutscher Juristen, die von dem Klerus mit Eifer ge- 
schützten, die ganze Härte des alten Testaments sanctionirenden 
Bestimmungen der byzantinisclien Kaiser zu Gunsten eines christlich- 
humanen Rechts möglichst unschädlich zu machen, und zwar mit 
Hülfe des eigcntlicli römischen Rechts. Dabei tritt an einem Punkte 
auch der Abscheu des deutschen Gewissens vor der wälschen Perfidie 
deutlich hervor. 

Der für Deutschland wohl einflussreichste aller mittelalterlichen 
Juristen, der vielleicht der Abfassung der goldenen Bulle nahe stand, 
Bartolus, lehrte, ein J{el)ell könne ungestraft getödtet werden, und 
zwar nicht nur offen und ehrlich, sondern auch hinterrücks und 
heimlich (occulte). Auch diese Lelire ward in Deutschland in die 
Praxis ül)ertragen. Cantiuncula hatte seine eigene Vaterstadt diese 
Praxis handhaben sehen. 

Als ein früherer Metzer Bürger, der sich wegen einer Mühle in 
seinen Rechten gekränkt fühlte, deshalb gegen die Stadt eine heftige 
Fehde unternommen hatte und nun in die Acht erklärt worden war, 
erliessen Ende des Jahres 1517 der Meister Schofle, der Rath der 
Dreizehn und die Sieben vom Krieg eine Proclamation, wonach Jedem, 
der den Aechter lebend oder todt einliefere, ein hoher Preis geboten 
ward, ein besonders hohei- dem, der seine Tödtung darthue. Die Pro- 
clamation, die vor der Kathedrale in deutscher und romanischer 
Sprache feierlich verlesen und dann angeschlagen ward , hatte die 
gewünschte Wirkung. Ein Trüberer Spiessgeselle des Aechters voll- 
führte, durch den Preis und die zugesagte Amnestie l)estimmt, im 



■^ cxv — 

Juli des folgenden Jahres den Meuchelmord an dem schlafenden 
Kameraden und erhielt die verheissene Belohnung. Als in der Bürger- 
schaft sich das Gefühl laut zu machen begann, dass hier ein Ent- 
setzliches, und dazu von Rechtswegen geschehen sei, da ward die 
Aeusserung eines jeden Tadels durch öfTentlichon Ausruf ver- 
boten. 

Sickingen war es gewesen, der seiner Empörung keinen Zügel 
anlegen liess, sondern die Väter der Stadt und diese selbst zu züch- 
tigen unternahm. Er hielt sich dafür um so mehr befugt, als der 
Meuchelmord auf dem Schlosse eines Vetters geschehen, ja dieser 
Vetter das eigentliche Ziel für den Meuchelmörder gewesen war«. 

Der in Metz geborene Cantiuncula konnte es nicht über sich 
gewinnen, jene Lehre da, wo sie berührt werden musste, in ihrer 
ganzen Hässlichkeit wiederzugeben: in unserm Gutachten lautet die 
Lehre nur, der Rebell könne ungestraft getödtet werden (p. 15), das 
Wort occulte ist beseitigt! 

Cantiuncula, der sich als einen el}en so fähigen als massvollen 
Kopf bewährt halte, trat später in die nächsten Beziehungen zu 
dem höchsten Gericht im Reiche. Als auf dem Reichstage zu Augs- 
burg bestimmt ward , dass das Reichskammergericht in Speier, 
wohin es 4527 verlegt worden, seinen definitiven Sitz behalten sollte, 
und nun Behufs Erledigung der immer mehr angewachsenen alten 
unerledigten Sachen die Anstellung von acht ausserordentlichen Re- 
ferenten beschlossen ward, da fasste man für diesen schwierigen 
Posten auch unsern Cantiuncula ins Auge, der denn auch im Laufe 
des Jahres 1532 seine Thätigkeit in Speier begann, in demselben 
Jahre, in welchem die peinliche Halsgerichtsordnung als Gesetz ver- 
kündet ward. 

Von Anfang an hatte Cantiuncula vor allem die Reform des Privat- 
rechts mit Eifer verfolgt. Seit das von Maximilian ins Auge gefasste 
Gesetzbuch wieder aufgegeben worden, dachte man in Deutschland an 
allerlei andere Mittel für eine Aufbesserung des Rechtszustandes. So 
war selbst unser junger hoffnungsvoller Gelehrter im Jahre 1521 von 
einem Tübinger Freunde aufgefordert worden, ein Compendium der 
Jurisprudenz zu verfassen. Ein .solches Unternehmen, erklärte er 
in seiner ablehnenden Ant\vort, könne nur von Männern wie 
Zasius oder AIciat ausgeführt werden, Männer, die er als die Papi- 
niane seiner Zeit bezeichnet. Gleich seinem Lehrer erwartete er Heil 
zunächst nur von kritischen Arbeiten, wie sie nun bald Haloander 

^2 Ulmann, S. 94 ff. Die Proclamation bei de Vignenlles, Bibliothek 
des literar. Vereins in Stuttgart XXIV, S. 319—321. Dieselbe beruft sich 
auf droit commiin, reformation imperiale et balle d'or. 
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ernstlich in Angrifl" nahm ; und wie Ern$n)us inj April 1527 Pirk- 
heinier um Auskunft hat über das mit grösster Spannung verfolgte 
Unternehmen, so schrieb unser Gantiuncula am 28. Juli 1528, nach 
seiner Rückkehr von der spanischen Reise, auf der er sich überall 
um Manuscripte der Rechtsbücher bemüht und z. B. in Orleans ein 
Digestuni velus envorben hatte, an Amerbach : « Möchte das Gerücht, 
dass unsere Pandekten zu NärnlK?iy sich in Druck beßnden, nicht 
j^rundlos sein . . ,». Zugleich aber verpflichtete er seinen Freund, 
ihm alles, was von AIciat erscheinen werde, sei es der Commentar 
de verborum significatione, sei es etwas anderes, sofort zuzusenden, 
nöthigenfalls durch einen eigenen Boten. 

Auch für die Rechtsw'issenschaft war eine neue Zeit angebrochen. 
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LIBERORüM FRANCISCI SICINII lüRIBUS 



ADVERSLS 



CAESAREM ET PRINCIPES. 



Bona eius, qui de laesae maiestatis crimine accusatur, licet 
ipso iure essent confiscata, non prius a procuratore Caesaris 
capi et apprehendi, etsi non publicari, possunt, nisi accusatus 
iudicis alicuius sententia obnoxius criminis repertus et decla- 
ratus fuerit; quod satis innuit 1. ex iudiciorum [20] ff. de 
accusat. et inscript. [48, 2] et leges fi. [11] ff. et [6] C. ad 1. 
lul. inaiesl. [48, 4 et 9, 8] et expresse 1. res quae in con- 
Irouersia [22] ff. de iure fisci [49, 14] et c. cum secundum 
[19] de liaerelicis [tit. II] lib. VI et glo. in § per contrarium 
[5] Inst, de hered. qui ab intest, deferunt. [3, 1] et loh. 
Andreae in c. vergentis [10 tit. VII] de haeret. lib. V. 
decretal. 

Species facti. 

Germania id habet, ne quispiam publicam pacem laederö 
aut sibi ius dicere, alicui vim inferre audeat : hoc edictum est 
publicum. Contra quod si quis ierit, pacis laesae, praemissa 
lamen in ius uocatione, /w/j? declaretur ; secundum quam decla- 
rationem rei corpus, vita et bona uniuersa cuiusvis arbitrio 
üccupanda permittuntur : nam is omni omnino iure decer- 
nitur spoliatus et indignus. 
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Germanus quidam ob suam ipsius priualam actionein 
Trevirensi principi, nullis fetialibus ut fit praemissis, sed label- 
lario vulgari usus, bellum indixit ac paulo post Trevirenses 
duos caplos in carcerem coniecit. Hi duo ferri onere et carceris 
moleslia grauiler pressi F. Sicinium diu renitentem multis 
Ländern precibus exorarunt, ut fide sua redemptionis pretium, 
super quo capti cum capiente conuenerant, esse iuberet, fide 
bona promiltentes, sese pretium hoc constitutum, mox quam 
emancipati in suos lares poslliminio rediissent, Sicinio nume- 
raturos. Huic captorum promissioni fidens Sicinius eorumque 
misertus Sponsor eins prelii factus est, sed et illud Germano 
numerauit. Duo illi iam libertati restiluti non modo suam 
fidem non liberarunt, sed et ipsum Sicinium coram concilio 
Nurenbergensi in ins vocari curarunt eo fini, ut is causas 
dici proponique audiret, ob quas ipsi duo, quam fecerant 
Sicinio promissionem, non teuerentur. F. Sicinius suum habens 
iudicem ordinarium, ad quem uocari potuerat, ratus non esse 
sese obnoxium, ut huic alio factae uocationi audiens esset, non 
venit quidem, sed concilio Nurenbergensi rem gestam, ut erat, 
per schedam significauit. Postquam id nihil a Nurenbergensi 
concilio uel litterarum uel praecepti accepit. 

Atqui videns Sicinius, illos suos debitores uectere moras 
et fidem bonam non agnoscere, Trevirensem principem semel 
atque iterum per supplices litteras orauit, curaret ille, ut sui 
eines aes istud alienum Sicinio debitum dissoluerent neque 
commilterent, ut pro perca scorpium reposuisse uiderentur. Tr. 
princeps tandem F. Sicinio id responsi dedit, negotium huius- 
modi esse sub Nurenbergensibus iudicibus controuersum ; vide- 
ret, ut isthinc candidos calculos referret ; tum se curaturum, 
ut sui eines iudicatum implerent. Sicinio non arrisit ea res- 
ponsio, quin potius ipsum Tr. principem tanquam iustitiee negli- 
gentem adoriendum hello censuit, missisque suis more Germa- 
nico nuntiis belli tesseram principi reddendam curauit. Ac post 
paulo ingenti militum non aspernandorum manu comparala Tre- 
virenses ipsos sie inuasit, ut multis ante saeculis non fuerint 
talem calamitatem experti. 
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Eo facinore mox inuulgato iiaque nolorio, ui iniitiari 
nemo potesl, concilium Nur. liunc F. Sicinium non vocatum 
neque auditum, sed indicta causa laesae et violalae pacis reum 
pronunciauil , facta Germanis omnibus poiestate in Sicinii 
corpus et bona grassandi. 

Sicinius ea re cognita se in arcem suam quondam muni- 
lissimam recepit, ubi a Tr. principe et aliis sociis obsidione 
graui pressus ictu fundae cecidit. 

Eo mortuo Tr. princeps eaiu arcem solo aequauit, aliam 
etiam» quae Sicinii fuerat, per deditionem cepit. Quidam alii e 
Germanorum primoribus aliam item F. Sicinii arcem occu- 
pauere. 

Cffisar, qui a Sicinio talenta decem mutua receperat ac 
bona adeoque principali fide spoponderat, eam se F. Sicinio 
illiusue heredibus redditurum omni exceptione impedimentoque 
semotis, debitam negat pecuniam. Negat et aliam eidem Sicinio 
debitam et in eius negotiis eiusque iussu expensam. lam 
uero filii ipsius F. Sicinii palre mortuo pelunt a Caesare pecu- 
niam creditam et alias debitam sibi renumerari. lUe negat 
deberi et palrem eorum pacis laesae reum declaralum omne ins 
crediti amisisse. 

Vindicant item filii arces post patris fata vel alias caplas 
et occupatas. Qui eas tenent, causantur similiter pacis laesae 
crimen. Filii contra proponunt, se facinoris paterni neque fuisse 
autores neque adiutores, uno uel altero filio excepto. Ad haec 
patris morte crimen quoque extinctum. 
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' in 1. I.e. de relal. 
[7, 61] in 1. quaerebatur 
[19] fr. de mil. testam. 
[29, 1]. Adducunt l. si 
üdeiussor [1] in princ. 
qui satisfac. cog. [2, S] 
). si is qui quadraginta 
[80] ff. ad 1. Falcid. 
[35,2] et 1. si fundum 
sub conditione [81 ; 
§. Stichum [2] de 
leget. 1 . 



^ üb. 1 . offic. 

3inl.Fulcimu8[7]ff. 
ex quib. caus. in poss. 
eatur [42, 4]. 

4 in 1. Cicero [39] ff. 
depoen. [48, 19]. 



Qiiaerilur quid iuris. 

Christi ac Virginis inatris inuocato auxilio. 

Primum omniuin sciendum est, eins qui, quid iuris sit, 
interrogatur, esse partes, ut non solum super principali puncto 
quaestionis conlrouersae, sed etiam super accessoriis seu quibus- 
dam appendicibus respoudeat, eaque est communis iuris profes- 
soriim doctrina ^ 

Cui doctriuae ut ego pro virili satist'aciam, videntur mihi 
quinque dubia ex proposita facti specie defluere. 

Primum : an Fr. Sicinius Trev. principi bellum indicendo 
inferendoque deliquerit. 

Secundum : si deliquit, quo nomine oporteat huiusmodi 

« 

delictum censeri, et quae sit eins delicti poena. 

Tertium : an rite pronuntiatum fuerit, cum in banni impe- 
rialis poenam cecidisse. 

Quarlum : an ipse Fr. Sicinius ob huiusmodi facinus bono- 
rum suorum dominium sie amiserit, ut nihil iuris uel actionis 
ad illa possit aut debeat illius filiis competere. 

Quintum : si quid iuris uel actionis salvum bis liberis 
remanserit ad bona palerna, utrum id, quicquid est, iuris uel 
actionis possint in alium cessionis via transferre. 

Quantum ad primum dubium attinet, videtur intuitu primo 
dicendum. Fr. Sicinium legitimas et honestas habuisse indi- 
cendi gerendique belli causas. 

Principio, cum belli sint sicut et pacis iura iuste nou 
minus quam fortiter gerenda, ipsaque belli aequitas pro Cice- 
ronis sententia ^ (cur non Giceronis testimonium adducam, cum 
id faciam Ulpiani * ac Tryphonini * classicorum iureconsultorum 
exemplo?), ipsa enim belli aequitas sanctissimc fetiali populi 
Romani iure perscripta sit, ut hoc iustum bellum censeatur, 
quod aul rebus repetitis geratur, aut denuntiatum ante sit et 
indictum, cumque horum utrumque F. Sicinius obseruarit, qui 
Tr. principi non antea bellum indixit, quam repetitis ab eo 
rebus, hoc est petita iustitia aduersus eos, qui ipsius Sicinii 
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debitores erant, non dubiuin esse polest, quin bellum hoc 
iuste et indictum et gestum fuerit. 

Secundo bellum esse iustum dicitur, quotiens iudex neglexe- 
rit, quod a suis improbe factum fuerit, vindicare* uelreddere*, 
quod per iniurias ablatum est. Atqui in proposito casu apparet, 
principem Tr. negligeniem fuisse in iustitia ipsi aduersus illos 
duos impertienda, eosque duos Tr. improbe egisse, cum datam 
fidem tam turpiter, ut in casu proposito continetur, fregerint. 
Tantum enim abest, ut F. Sicinius huiusmodi redemplionis 
pretium uel non repetere aut illi non reddere debuerint, ut 
etiam ipse Sicinius de iure vel nolens id pretii recipere cogi' 
potuerit et redempti, si redemptionis pretium luere deferant, quin- 
quennium integrum redemplori seruire teneantur*. Nam et ipse 
redimens kumanum et Cbristianum etiam opus fecisse dicitur ^. 

Tertio quilibet potest indicere bellum ob suarum rerum 
vindicationem , ubi nihil alterius remedii superest^. Imo et 
casu homines liberi, in quibus debitor ius habuit, crediloribus 
fuerit obnoxii (?J, quemadmodum singulari iudicio aequum cen- 
suit Ulpianus iurisconsultus ^ 

His tamen non obstaniibus veritas est a parte contraria, 
uidelicet neque bellum hoc iustum, imo ne bellum quidem 
fuisse, sed vim publicam et manifestam; bellum enim proprie 
non priuato, sed publice fit nomine^, tametsi nonnunquam 
repressaliae seu potius pignorationes ex causis maximis et 
solemnibus decernanlur^. Nam hae pignorationes et repres- 
saliae suapte sunt natura odiosae, reiectae '^ et prohibitae, idque 
has ob causas potissimum, ne scilicet ab aliis, quod alius debet, 
exigatur, et ne quis in sua causa ius sibi dicat contra generalis 
legis " intercessionem. Vis enim est et lunc, quotiens a debit&ribus 
suis id qaod deberi sibi putat, non per iudicem reposcit, atque 
ita refert'* Callistralus iurisconsullus, Marcum imp. decreuisse. 
Isque conatus tum maxime vetitus est, si manu armata et 
exercilu oomparato exerceatur'*, ut inlerim de Ghristianis 
praeceptis nihil dicam non solum vetantibus. ut ne quis iniuria 
prematur, sed ne quis, quod ei debelur, uel iure reposcat'*. 



1 auth. 8i vero do- 
minus C. de baeret. 
[1 ,5] ex illiue ratione et 
mf Dte generali ; nam 
et verbum • ex legibus* 
sie recipiendum est. 1. 
nominis [6] verbum 
[6] ff. de verb. signif. 
[50, 16] ; sed apertius 
probe tur in c. [2] do- 
minus noster [c.] KXIII 
qu. 2. 

^ d. c. dominus, ubi 
sunt Augustini verba. 

3 I. cum et postum. 
[6] C. de capt. et post- 
lim. revers. [8, 50]. 

4 1. ab hostibus [2] 
et 1. diuersarum [20] 
illo eod. tit. 

^ autb. si captivi §. 
qui autem de episc. et 
clericis [1, 3, 48]. 

^notant doct. in 1. 
si alius [1] §. bellissime 
[31 ff. quod ui aut clam 
[43, 24] et in 1. nullus 
[14]C.deIudaei8[1,9]. 

T 1. pro berede [20] 
§. si quid tamen [2] ff. 
de acquir. her. [29, 2]. 

8 1. bostes [24] et ibi 
notata ff. de captiv. 
etpostlim. red. [49,15]. 

^ proutnotatBartolus 
in tractat. repress. 

10 In autb. ut non fi. 
pign. [Nov. 52] coUat. 
V. et c. 1. de iniur. 
[5, 8] lib. VI. 

^H. unic. C. nequis 
in sua causa iud. [3, 5] 
et praealleg. 1. nullus 
[14] C. de lud. [1,91. 

i«inl. exUt[l3] ff. 
quod metus causa [4, 2] 
et 1. paenult. et ultim. 
ff. ad leg. lul. de vi 
priv. [48, 7]. 

13 ut tit. [47] C. ut 
armor. usus inscio prin- 
cipe interdictus sit 
lib. 1 1 . 

i** Matth. cap. 5. 
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1 Bari, ibidem in 
secunda et quarta quae> 
stione princip. 



'•^ Bart, iu praedicto 
represa. tract. iit 7., 8. 
et 9. quaestione. 



3 prout declarat Tit. 
Liv. ab urbe cond. 
decados primae Hb. 1 . 

•^ 1. Don uidentur [1 6T 
§. auct. [?] qui iussu 
[1] ff. de reg. iur. etl. 
qui cum maior. [14] §. 
sipatris [7] ff. de. bon. 
libert.[38,2}etl.mater 
>2]C.decalumD.[9,46]. 

^ arg. 1. quamquam 
[4] io princip. ff. de aq. 
pluv. arc. [39j 8] et 1. 
quod aut. [6] §. apud 
Labeooem [6] ff. quae 
in fraud. cred. [42, 7] 
iuncta 1. si stipulatus 
[81] § si lancem [1] ff. 
de solut. [46. 3\ 



Naiii elsi Bartolus probet, pignoratioues liuiusmodi noii- 
imiiquam esse permissas, id sanc uenim asserit, ul nulluni 
aliud superest coiisequendae iuslitiae remedium, et tum, ul 
fuerint pignoraliones solemniter, ordine iusto, per superiorem 
decretae ' : alioquin sunt istae pignoraliones merae uiolenliae el 
iniuriae, poenis compluribus per leges coercilae. 

lam uero in proposila facti specie poterat princeps in ius 
uocari coram concilio Nur.; istliic pugnalionum seu repressa- 
liorum facultas impetranda fuerat. Quorum cum neutrum 
obseruarit Franciscus, manifestum est, eum non modo iustum 
non gessisse bellum, sed ne repressalias quidem, imo meram 
uim exercuisse. Addo, quod etsi iustas liabuisset belli gerendi 
uel pignorandi causas, etiam a concilio Nur. cum causae cogni- 
tione decretas, eas tamen pignorationes tam saeue exercuit, 
ut non possit non deliquisse et grauiter quidem deliquisse dici, 
cum personas eas ferro et igni impetierit, contra quas ne 
repressaliae quidem uUo uel iure uel decreto concedi possunl * . 

Neque Sicinio prosunt rationes pro illo propositae, cum si 
iure potuit aduersus Tr. principem coram concilio Nur. experiri, 
nuUam babuit iustam bellandi causam et si etiam habuisse 
fateremur, non solemniter bellum indixerit. Nam si antiquo 
fetialium iure conationem hanc tueri voluisset, alia fuere 
obseruanda ^, quorum omnium nihil hie obseruauit. 

Ad sccundum argumentum facilis est responsio. Neque 
enim princeps Tr. in decernenda iustitia et reis ad luitionem 
redemptionis Sicinio faciendam cogendis negligens dici polest, 
quandoquidem, uti ex proposita specie intelligere licet, iam 
coepta erat agi causa in concilio Nur., cuimerito princeps Tr. 
esse audientem illiusque decretum expectare conueniebal. Isla 
ergo necessitas , qua inferior iudex superiori obeditur, tollil 
fraudis ac doli praesumptionem ipso iure^, imo suadet^ prae- 
sumptionem contrariam, videlicet ut existimemus, hunc non 
admisisse quicquam uel doli uel fraudis uel negligentiae, prae- 
sertim hoc casu, ubi hie Tr. princeps in suis ad Sicinium 
litleris recepil, se curalurum, ut illi duo Tr. sui subditi omne 
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id implerent, quod F. Sicinius Nur. (joncilii decrelo conseque- 
retur, asserens idem princeps, eosdem diios a coeplo isihic 
indicio nullo iure relrahere. 

Porro quamuis ea cilatio Nur. decrela honeslam principi 
Tr. excusationem dederit aduersus posiulala Sicinii, dico lameu, 
eam citationem Sicininm noü arctasse, quandoquidem peculiares 
et publicatae Nur. concilii constitutiones id habent, ne quis in 
priore iudicio seu (ut uooant) instantia alio vocetur in ius, 

quam ad suum iudicem ordinarium immedialum (^) c[ue 

citatio aduersus hunc arliculuni decreta ipso iure nulla sit et 
ineiBcax. 

Ad terliuui argumentum facilis est solutio, quouiam hie 
noii possumus dicere, nihil reraedii contra principem Tr. super- 
fuisse. Polerat enim, ut praediximus, ipse F. Sicinius illum 
coram Nur. conciHo negligentiae et denegatae iustitiae reum 
postulare. 

Videtur igitur in confesso et plane Hquidum, hunc 
F. Sicinium belli gerendi causam habuisse nullam idoneam 
neque posse a graui delicto excusari. 

Secundum dubium est, quo nomine censealur hoc Sicinii 
delictum, quae etiam eins sit delicti poena. Atque hie etiamsi 
de priuatis delictis et actionibus singularibus ae priuatis per- 
sonis laesis ex causa cuiusque peculiari competentibus tacue- 
riraus, veluti de illatis iniuriis, vulneribus, mortibus, de rapinis, 
violentiis, agrorum depopulalioue, incendiis, praeda, captiui- 
tatibus deque tota illa malorum Iliade, quae ex bellis oriuntur, 
varia tarnen sese offenmt delietorum, criminum iudiciorumque 
publicorum genera, quorum omniiim F. Sicinius videtur 
fuisse reus. 

Ea vero sunt 

crimen laesae maiestatis, 

crimen perduellionis, 

crimen rebellionis, 

crimen seditiosi, 

crimen legis luliae de vi publica, 
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crimen legis luliae de vi priuala, 

crimen violatae pacis pnblicae, idque tarn de iure com- 
rauni quam slatutario. 

liinc etiam iudicare licet, quibus poenis hie F. Siciniiis 
videatur fuisse obnoxius ; nam horum criminum quodlibet 
iustam habet in sontes poenam conslilutam. 

Excutiamus igitur eorum criminum iura videamusque, 
omnium an quorundam et quorum reus extiterit isle Sicinius. 

Principio videlur F. Sicinius laesae maiestatis nolam effu- 
»ini. t.ff. «diegcin gere uon posse, inque eam rem expendamus Ulpiani * iuris- 

Iiiliam maiest. [48, 41. i.. i -»f • i •■ & i • . mi j 

^ - consulli verba. Maiestalis, monet, laesae crimen est illud, 
quod aduersus populum Romauum uel securitatem eins com- 
mittitur. Quo tenetur is, cuius opera dolo malo consilium initum 
erit, quo coetus conuentusue hat hominesue ad seditionem 
conuoceutur, quoue quis contra rem publicam arma ferat, 
quiue milites soUicitauerit concitaueritque, quo seditio tumul- 
tusue aduersus rem publicam fiat. Ilaec Ulpianus. lam quid 
Marciauus iurisconsultus ? Eadem, inquit, lege tenetur et qui 
iniussu principis bellum gesserii delectumne habuerit, exerci*^ 
tum comparauerit. Quid porro imperatores Honorius et Arca- 
dius Augusti? Quisquis, aiunt illi, cum mihtibus uel priuatis 
uel barbaris sceleslam inierit faclionem aut factionis ipsius 
susceperit sacramentum uel dederit, de nece eliam viroruro 
illustrium, qui consilHs et consistorio nostro intersunt, sena-^ 
torum eliam (nam et ipsi pars corporis nostri sunt) vel cuiusuis 
postremo, qui nobis militat, cogitauerit (eadem enim seueritate 
voluntatera sceleris, quam efiectum puniri iura voluerunt), ipse 
quidem utpote maiestatis reus gladio feriatur, bonis eius Omni- 
bus fisco nostro addictis etc. 

Cum iis itaque legibus conferamus nunc facinora per 
ipsum F. Sicinium iuxta propositam facti speciem patrata. 
Nonne comperimus, illum aduersus populum Romanum eiusque 
securitatem, cum contra Germanicam securitatem deliquerit, 
deUquisse? Quis enim in populi Romani iura dignitateroque 
successit praeter unam Germaniam? alque id licet notius vi- 
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deatur quam ut demoustralione egeat, paucis tameu rem ipsam 
ceu acu tangendam non inuiile duximus, quoniam non minima 
pars huius controuersi negotii hinc definiri posse videlur. 
Certum est, populum Romanum omne suum imperium omnemque 
poteslatem lege regia lata translulisse in principem Romanum, 
videlicet in ipsum Augustum. Qua populi concessione facta 
coepit legis vigoren» habere, quicquid principi Romano ex 
aequo bono placuisset ' . 

Deinde constat Romanum imperium auctoritate sedis apos- 
tolicae translatum a Graecis in Germanos ^, quo Iranslationis 
iure videmus tempore longissimo Germanos libere et continue 
usos, ut qui non alium in imperatorem Romanum designauerint 
quam Germanum. 

Si igitur populus Romanus et suam potestatem omnem et 
imperium in Augustum monarcham translulerit, hocque ins 
monarchiae et impcrii ad Germanos, uti ostendimus, trans- 
ierit, quid aliud concludi potest, quam ut, quemadmodum 
apostolus ail ^, translato sacerdoiio necesse est, ut legis quoque 
translatio Hat; i(a et hoc casu inferamus, translato in Ger- 
manos imperio necesse est, iuris imperii translationem esse 
factam. Xam cum populi Romani dignitas ipsiusque adeo 
scripta augustalis auctoritas ratioquo coniuncta sit cum ratione 
imperii, necesse est, ut migrante in alios imperio simul etiam 
et dignitas et auctoritas et iura populi Romani in illos eosdem 
transiisse dicantur. Etenim ea est connexorum natura' hisque 
sunt vincuHs colligata, ut si unum auferas, aliud quoque 
simul toUatur. Ex his an non satis liquet, F. Sicinium cum 
Germanorum securitatem hoc hello lurbanerit (nam turbasse 
uegari non polest^, populi Romani securitatem conturbasse et 
in eam deliquisse, atque ob id iuxta Ulpiani responsum ^ laesae 
maiestatis reum extitisse? 

Verum excutiamus legum propositarum consequentia 
verba. Cuius opera* scribit iurisconsultus, consilium initum 
erit etc. Hie negare quis poterit, Sicinii opera et consilio 
coetum connentumquc factum, homines etiam ad seditionem 



* isla probantur ic 
1. 1. ff. de coQstit. 
princ. [1 . 4] Instit. de 
iure Dat., gent. et 
ciuili [1 . 2] §. sed et 
quod principi [6]. 

^ c. venerebilem [34] 
de election. 
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» Bart, in 1 Fulci- 
uius p] §. cum hoc [2j 
ff. quib. ex caus. in 
poss. eatur [42, 4] text. 
in 1. habebat [18J primo 
cnso (?j ff. de instit. act. 
[14, 8]. Idem probat 
dominus Andr. Alciat. 
paradox, lib. 4. cap. 4. 

&d. 1. ff. ad leg. 
lul. mai. 
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* «1. I. [5) quisquis 
C. ad leg lul. maiefst. 

(9,8; 



'^ 1. iofamem [1] iX. 
de public, iadir. [48,1 ]. 

«* 1. 1 . eod. tit. 

'< isla probantur in 
1, ult. [6] g. sie et 
dittU9[3]C. adleg.Iul. 
malest. [9, 8]. Bart, in 
1. post contractum [15] 
(T. de donat. [39, 5] 
text. etiam apertus in 
I. quaesitum [3 t I IT. qui 
et a quibus man. lib. 
noD fi. [40, 9]. 

<^ 1.2 fr. ad leg. lul. 
mal. [48, 4], quae per 
particulam implicati- 
vam «nam et hoc* ad 1. 
praecedentem et duas 
sequentes refertur, nti 
poAteu. 



atque ad arma contra rempubiicam lereada conuocalos? Nou 
milites sollicitali concitatique, quo tumultus adaersus rempu- 
biicam fieret ? Nun delectus militis habitus , exereilus compa- 
ratus bellumque alrox geslum est iniussu Rom. principis? v^l 
si Don iniussu Caesaris gestum asseratur, probeiur is iussus. 
proferantur hac de re duplomata principalia. 

lam quod ad imperatorum Honorii et Ärcadii sanclionem^ 
pertinel, numquid F. Sicinius de nece viri illustris principis, 
scilicet Tr., qui et Caesareae maiestatis seu corporis pars non 
potest non intelligi, cogitauit, dum eum principem tarn potenti 
manu tamque feroci bello adortus est ? Si ea sanctio voloDiatem 
sceleris puniendam censet, quid pronunliare conuenil, ubi 
consilium et cogitationem bellum atrox consecutum est? 

In summa : quod F. Sicinius multifariam sit maiestatis 
reus, tam videtur esse darum ac dilucidum, ut nemo negare 
valeat» nisi qui una eademque opera iuris ciuilis omnem ele- 
uare et oblitterare uelit auctoritatem. 

Poenam huius criminis laesae maiestatis grauiorem 
adeoque multiplicem esse testantur iuris scripti verba da- 
rissima. 

In primis damnatum ex crimine, quod iudicii publici 
causam habet, Marcellus iurisconsultus ostendii^ infamia 
notari ; atqui maiestatis crimen publicum esse iudicium, Ul- 
pianus asserit^. 

Infamiam hoc casu comitatur poena, quam imperalores 
Seuerus et Antoninus constituerunt, secundum quam maies- 
tatis reo bonorum suorum administratio interdicitur non modo 
post damnationem, sed ex quo tempore tale crimen contraxit: 
itaque neque alienare neque manumiltere nee ei solui potesi*. 
An id satis poenae? Non satis profecto; lex enim XII tabularum 
iubet eum qui maiestatis reus fuerit, capite puniri^, eaque est 
poena iure vetustiori constituta, quam quidem non minuit 
sed äuget etiam recentioris iuris constitutio, quae vult 
maiestatis reum gladio feriri, bonis eins Omnibus fisco imp. 
addiclis, filiis qui palerno supplicio, ut textus habet, perire 
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deberenl, imperatoria lenitate serualis, sie lamen scrualis, ut 
penitus sint inlestabiles, infames ac postremo tales, ut bis per* 
pelua egestale sordenlibus sit et mors solatium et vita suppli- 
cium. Ac ne quis neget: ea sunt iuris scripti verba in praedicta 
sanclione * Impp. Honorii et Arcadii Augustorum ; addo, 
quod huiusce sanclionis verbis liquet, etiam obligationes et 
actiones olim F. Sicinio corapetentes una cum reliquorum 
bonorum addictione ipsi Sicinio periisse; nam, ut Ulpianus 
scriptum reliquit^, aeque bonis annumerabitur etiam si quid 
est in actionibus, petitionibus, perseculionibus; nam baec omnia 
in bonis esse videntur. Idem Ulpianus^: aciionis verbo cou- 
tinetur in rem, in personam, directa, utilis, praeiudicium. 

Sed bic fortasse quispiam: obiici potest aduersus eam, 
quam ex recentiori iure adduximus, sanclionem, jus esse 
artem boni et aequi*, illud vero plane iniquum et prae- 
durum ac propemodum tyrannicum, idque quod vulgo dici 
solet^: summum ius summa est iniuria, ut iilii ob palris. 
admissum, praeserlim qui eius admissi non fuere conscii uel 
adiutores, puniantur, tanlaque scueritate puniantur, cum illud 
et diuina ^ et bumana ^ iura doceant, filium patris iniquitatem 
ferre non debere, sed peccala suos teuere aulores®, et pleraque 
alia in eam sententiam. 

Verum ad haec facilis est responsio. Etenim ea omnia, 
quae pro filiorum liberatione sunt adducta, falemur oblinere 
communiler et regulariter, atqui divcrsum esse in laesae maies- 
tatis crimine speciali. Nam facti qualitas poenam reddit seue- 
riorem^. Et ne quis exislimet temere constitutum, ut filii ob 
paternum facinus in laesae maiestatis crimine plectanlur, 
grauibus rationibus permotos esse eius sanctionis^" autores 
commonstrabimus. Initio videtur aequissimum, ut F. Sicinii 
unus aut aller filius, qui socii fuerint^* facinoris paterni, etiam 
poenae sentiant incommodum. 

Alii vero filii, quamuis nuUa societate criminis rei sint 
et omni culpa careant, non tarnen absque graui et urgenti 
causa poenam eos boc casu senlire oportet. Nam si pater et 
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1 in praealleg. 1. 
quisquis [5] C. ad leg. 
lul. maiest. [9, 81 et 
in c. vergentis [10] de 
haeret. 



^ in 1. bonorum [49] 
S. de verbor. signit*. 

^ 1. aciionis [3*7] 
fr. de action. et oblig. 

[44, 7]. 



4 1. 1 . ff. de iust. et 
iure. 

^Cirer.l . ofliiciorum. 



^Ezech. cap. 18. et 
s. q. 4. ludaei. 

"^ C. ne filius pro 
patre[4, 13]. 1. I.et l. 
sancimus [2'2] C. de 
poenis [9, 47] cum 
glossis. 

^ d. 1. sancimus. 



9 1. aut facta [16] §. 
qualitas [6] ff. de poenis 
[48, 19]. 

*Oin d. 1. quisquis. 



11 per d.i. sancimus, 
ubi est text. expressus. 
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M. si quis duobus 
[11] g. ult. C. do im- 
pub. et al. substit. 
[(5, 26] iuncto §. Hac 
autem 35 q. 1. iiij. (?) 

^ Instit. de inutil. 
stipul. [3, 19] §. si 
quis [4] et §. post 
mortem [13]. 

3 1. in suis [11] ff. 
de lib. et postum. 
[28, 2]. 

^ text. in 1. quod si 
nolit [31] §. qui roan- 
cipia [21] ff. de aedil. 
edict. [21, 1]. 

^text. inpraealleg.l. 
quisquis. 



^prout Dotantinl.iure 
prouisum [5] C. de fa- 
bricens. lib. 1 1 . [1 1 , 1 
et 1. aut facta [16 
§. ult. ff. de poen. 
[48. 19] et c. felicis 
[5] §. quod si quis eod. 
tit. [5, 9] lib. VI. 

"^ in 1. paenul. et alt. 
C. ad leg. lul. maiest. 
gloss. est ordinaria in 
§. Interdum [4] in 
uerbo damnata Instit. 
de hered. quae ab in- 
test deferunt. [3, 1]. 



8 per text. expressum 
in 1. ult. ff. ad leg. 
lul. maiest. [48, 4]. 

»d.i. ult. 



H>ial.quosnos[234] 
ff. de verb. et rerum 
signif. 

1 » offic. lib. 1 . 

J«...? 

1^1. amissione [5] 
g. qui deficiunt [1] ff. 
de capit. diminutis 
[4, 5]. 



filius de iure censentur eadem paene persona et eadem caro*, 
si vox palris lanquam vox filii* est, et e diuerso, si filii etiam 
niuo palre quodammodo exislimantur domini bonorum paler- 
norum, sola nola adiecta, per quam distinguitur genilor ab eo 
qui genitus ^ est, si denique uel solus natiuitatis locus quosdam 
reddit suspectiorcs *, quid mirum, si prudentissimi imperatores 
arbitrali sunt, hoc casu filios, ut bonorum paternorum, ita et 
paternae audaciae fore successores, et ob id pronunciarunt, 
hoc maiestatis laesae crimen esse hereditarium, filiosque 
paterno debere perire supplicio, nisi imperatoria specialiler 
lenilate vitam retinerent*. Nam et eo magis timebitur poena, 
quae non autorem modo, sed ipsos quoque successores per- 
stringit, quam rationem in aliis etiam iuris articulis receptam 
legimus ®. 

Est et alia poenae in maiestatis reos statutae par- 
licula. Potest enim memoria eins, qui hoc crimen patrarii, 
post illius quoque mortem damnari, bonis etiam coniiscatis. 
et ita constitutum esse iuris verba demonstrant^. 

Ilacc de crimine et poena laesae maiestatis, quorum utrum- 
quc aduersus F. Sicinium eiusque liberos locum habere videtur. 

Sequitur videndum de crimine perduellionis, in quo arli- 
culo facilis videtur sententia contra Sicinium. Etenim cum is 
laesae sit maiestatis reus ob gestum et re ipsa ferociter 
decretum aduersus rempublicam animum, palam est, eum per- 
duellionis sibi notam immisisse ^. Nam et magis nomine quam 
re distingui potest a laesae maiestatis reatu, unde eadem est 
perduellionis quae et maiestatis poena ^. 

Tametsi peculiaribus quibusdam sanctionibus perduellio 
arceatur. Si enim, quos nos hostes appellamus, eos veteres 
teste Caio^^ iurisconsulto perduelles appellabant, lenitale verbi, 
ut Cicero ' * ait, trislitiam rei mitigantes, consequens erit, quae- 
cunque aduersus hostes iure cauta reperiuntur, in hunc per- 
duellionis rcum quadrare atque referri. 

Ea vero sunt compluria. Primo nou licet cum eis nego- 
tiari'*. Secundo appellatione ciuium non continentur '*. Terlio 
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hosli non est senianda fides paclorum privalorum ' , priva- 
torum dico, quia publica pacla ctiam hosti scruanda sunt^. 
Breuiter omnia, quae in iure contra hostes sancta leguntur, 
non dubium, quin aduersus perduellionis rcum reflectanlur, 
iino lanto amplius, quanlo perduellis communibus hostibus 
taelrior ac flagiliosior est, ergo et id, quod magis*. 

Tertium est rebeliionis crimen, cuius optimo iure F. Sicinius 
reuinci potuit, idque ut ostendamus, referre übet quos Henricus 
imperator eins nominis VII. esse rebelles decreuerit. Pronun- 
ciamus, inquit*, quod Uli omncs et singuli sunt rebelles et infi- 
deles nostri et imperii, qui quomodocunque publice uel occulte 
contra nostrum honorem et fidelitatem rebeliionis opera faciunt. 

Quaeso : non hie Sicinius contra imperii honorem et pu- 
blicatae passimque iuratae pacis fidelitatem arma temeraria 
sumpsit? Non igitur rebeliionis poslulari potuit? Rebellat enim, 
qui imperium Gaesaris ins dicentis contemnit, qui ab eins 
desciscit obedientia, qui in eorum numerum se confert, quos 
tanquam rebelles merito quis hostium loco habuerit. 

lam quae poena sit in rebelles sancita, declarat Bartolus * 
tlicens, eos primum perdere omnia, quae iuris ciuilis sunt, 
posse impune occidi, posse ut mancipia in seruitutem detineri, 
posse denique capitis accersiri et damnari et bona eorum 
occupanti concedi. 

De seditionis quoque crimine probabile est, F. Sicinium 
damnari potuisse, quandoquidem sanctlonis ea de causa consti- 
tutae verba sunt luce clariora ; ita enim legis ® : si quis contra 
euidentissimam iussionem suscipere plebcm et aduersus publicam 
disciplinam defendere tentauerit, mulclam grauissimam sus- 
tinebil. 

Legis aulem luliae de vi publica reum extitisse, non est 
quod dubitemus; quum enim praeter usum venationis vel 
itineris uel nauigationis arma ac tela coegerit, turbae faciendae 
causa liberos homines in armis habuerit, et conuocatis homi- 
nibns vim fecerit, villas expugnauerit, possessores domibus 
agrisque suis deiecerit, concusserit, expugnauerit, incendium 
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» inl. qui dolo [10] 
§. ult. ff. ad leg. lul. 
de vi publ. [48, ()]. 

* d. 1. qui dolo in fi. 
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"'l. extat [13] ff. 
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fecerit, bona rapueril, homines obsederit, ulqne isla fierent,' 
homines cum telis et armis conuocalos liabuerit, cum, inquam, 
F. Sicinius nihil liorum non commiserit, manifestum^ est, eum 
in legis luliac de vi publica poenam cecidisse. Hos etenim 
casus omnes et singulos enumerant Ulpianus^ et Marcianus* 
maiorum gentium iureconsulli. 

Poeua vero lege lulia de vi publica consliluta haec est, 
ut damnato de vi publica aqua et'ignis interdicatur, vetus haec 
quidem et a iureconsultis conslituta poena. Nam, ut Lactan- 
tius tradit, cuihbet ignis et aqua interdici solebat; adhuc enim 
videbatur nefas, quamuis malos tamen homines supplicio 
capitis aflBcere : interdicto igitur usu earum rerum, quibus vita 
constat, huiusmodi perinde habebatur ac si esset, qui eam 
sententiam exceperat, morte mulclatus; adeo ista duo elemenla 
prima sunt habita, ut nee ortum hominis nee sine iis vitam 
crediderunt posse constare. Ilaclenus ille. In huius poenae 
locum Ulpiano ' teste recepta est deportatio, in quam qui 
incidit, sicut omnia pristina iura, ita et bona amittil. 

Sed et ex altero capite legis luliae, videlicet de vi pri- 
uata, dies huic Sicinio dici potuit. Ilac lege teneri scribil 
Scaeuola* iurisconsultus eum, qui conuocatis hominibus vim 
feceril, quo quis verberetur pulseturve, eliam si nemo occisus 
erit. 

Addit Marcianus " : sed et si nulli conuocati nullique pulsati 
sunt, per iniuriam tamen ex bonis alienis quid ablatum sit, hac 
lege teneri eum qui id fecerit. 

Ad haec diuus Marcus et eius decrelo subscribens Cal- 
listratus'' censuerunt, non solum vim esse, si homines vulne- 
rentur; vis enim est et tunc, quotiens quis id quod deberi 
sibi pulat, non per iudicem reposcit^ 

Neque vero Sicinio potest opitulari, quod aduersus Tr. 
principem tanquam iuris negligentem adminislratoreni arma 
susccperit; nam huic subfugio satis ac super responsum 
est ad initium huius mei responsi, ubi de pignorationibus 
seu repressaliis tractabatur. Itaque inficiari non possumus. 



— 17 — 



ipsum Sicinium primum : ul ins crediti aduersiis debitores, quos 
inuasit, amisisse dicatur^ secuudo : ul aliis possessoribus 
inuasis et rerum suarum possessioue manu uel incendio pri- 
uatis ad ipsarura reruui restUutionenc et praeterea ad earun- 
dem aestimationem teneatur*. Tertio : bonorum hac lege dam- 
nati pars tertia venit publicanda, postremo: hac lege damnatus 
omni houore quasi infamis ex S. C. carebit, imo iure uouo 
ultimo supplicio puniendus est propter non unum duntaxat sed 
plura homicidia, quae inleruenerunt. 

Sequitur crimen publicae pacis violatae, idque non modo 
ex iuris communis, sed etiam statutarii disposilione, tametsi 
hoc ipsum ins slalutarium publicum et generale edictum com- 
mune sit Germaniae universae. Sed nos cum ius commune 
dicimus, ius vetus quidem scriptum intelligimus. 

Sed priusquam istum arliculum exculiamus, praemitlen- 
dum est primo, iudicem ac miigislratum et mullo magis prin- 
cipem posse cogere subdilos suos ad paccm et concordiam. 
Deque hoc sunt lextus propemodum inlinili, alque ila etiam 
concludunt Bartolus, Baldus, Panormitanus et alii. Neque id 
mirum videri debel, quaudoquidem Ghristianae iustitiae summa 
haec est hocque certissimum symbolon, quod inprimis nobis 
Iradidit Christus , ut mutua caritate declaremus , nos esse 
Christi discipulos. Nihil est enim quod filios dei magis discernat 
a filiis diaboli, alque vitae puritas et carilas explicaus sese 
caritatis fructibus et officiis. 

His ilaque ralionibus ac potissimum, ut equidem auguror, 
ultima permotus Fridericus II. Romanorum Imperator duas 
sancliones pacis conseruandae gralia edidit, quas voluit in ius 
commune referri, prout etiam iamdudum orbis consensu et 
receptae et probatae sunt. 

Ad quarum sanctionum exemplum et imilalionem non 
dubium est, quin et alia nouissima edicla pacis gralia per 
felicis memoriae Maximilianum Augustum imperatorem vila 
functum promulgala fuerint. Cuius etiam vestigia secutus 
Carolus Caesar eins nominis V. constitulionem illam Guor* 
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maliae in principum celebri concilio sancilam voluit, circa 
quam iiostra iam veisalur dubitatio. 

Secundo praemillendum, quamuis de iure commaui ban- 
uitus nou a quouis impuue possil occidi, secus lamen est ex 
slalulo, secundiim quod, cuius caput sacrum fil, hoc est in 
quem banni ferlur senlentia, potest, si statutum sinat, non iu 
bonis modo, sed in corpore quoque et vita offendi. 

His praeguslalis videamus, an F. Sicinius laesae publicae 
pacis tarn iure communi quam singulari condemnari poluerit. 

Et potuisse de iure communi, liquet ex Frederici impera- 
toris constitutione prima ; poena vero violatac pacis est capitalis 
cum bonorum publicatione. 

De iure vero slalulario ac recenliori nuper in Guorma- 
tiensi concilio promulgato palam est, ipsum Sicinium pacem 
non laesisse modo, sed et penitus infregisse. Neque hie uUa 
demonstrationc opus est, quando edicti verba nihil habeant 
obscuritatis, aduersus quae (secundum ea quae proponuntur) 
Sicinium iisse darum est. Isthic enim sequentia verba legas : 

«Richten ufF, ordnen icnd machen den auch in und mit» 
etc. quaere d. usque ad versic. : «Die pen». Non hie paene 
omnia huius iuterdicti verba aduersus F. Sicinium militant? 
non propemodum singula huius praescriptae pacis verba prae- 
teriit? Profeclo id nemo unquam usquam negare poteril. 

Addamus poenam huius facinoris gratia constitutam : «Und 
ob jemand hohen oder niedern» etc. 

Ecce quam apte caput eius, qui pacem violauerit, vulgo 
plectendum oflertur, una etiam cum bonorum et iurium om- 
nium iactura. Hanc poenam in eodem edicto alia subsequilur 
verbis specialibus, nempe in articulo, qui incipit : «Und darulT 
empfehlen wir etc. by den pflichten, eyden und gehorsam, so 
sy uns und dem heiligen reich gethan haben und zu thun 
schuldig sind, und darzu einer pen, nemlich zwoy tüsent 
mark fins golds, halb in unser keyseriichen kammer und den 
andren halben thayl dem beschaedigten unablässlich zu bezalen». 

Ilaec aulem videtur esse poena particularis e (?) bonorum 
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publicatione, de qua in arliculo praecendcute : «Und ob jemand » 
reseruata, ul videlicet ipso iure pacis violator hanc specialiler 
designatam poenam ante oronia pendai, deinde vulgo permitiatur 
in corpore ac bonis impune plectendus. 

Sed cl aliae poenae adversus pacis violatorem isthic in 
diuersis articulis adiiciunlur, ul de non recipiendo Luius cri- 
ininis reo, non alendo, non defendendo, non legendo et con- 
plureis aliae id geuus poenae, omnes eo spectantes, ul huic 
pacis violalori aqua et igni videalur interdiclum, utque is 
liominum socia vitae consuetudine priuatus languens et moriens 
utrumque spiret infeliciter. 

£a sunt crimina, eae poenae, quibus F. Sicinius videri 
potest fuisse obnoxius. 

Et ne quis in hoc dispulet, quasi iniquum sit, quempiam 
ob unum admissum tot poenaruni subdi generibus, animaduer- 
lendum est, plureis poenas in hominem eundein decemi posse 
non modo, ubi facta sunt compluria et crimina diuersa, sed 
etiam, quotiens ex eodem facto plura crimina specie differentia 
oriuntur, atque ita se in casu praesenti habere (secundum ea 
quae ad thema proposituui diximus) videri potest. 

Verum ex bis omnibus ad boni et aequi normam cxpensis 
quaedam mihi benignius recipienda et interpretanda videntur, 
uti ex iis, quae iam explicaturus sum, copiose demonstrabitur. 

Et quo mea scripta futuraeque resoluliones fundameuto 
certiori nitantur, paucula quaedam axiomata censui praemit- 
tenda . 

Initio : quemadmodum Celsus respondit, inciuile esse, nisi 
tota lege perspecta una aliqua parte eins proposita iudicare vel 
respondere, ita res est plena iniquitatis y una aliqua lege pro- 
posita et non excussis aliis ad eam rem, de qua est quaestio, 
facientibus legibus, sententiam ferre immutabilem. Nam et 
antiquiores leges ad posteriorem et posteriores ad priorem 
declarationem pertinerc certum est. 

Secundo : nunquam committendum est, ut Marcelli iure- 
consulti sententia neglecta videatur ita scribentis : respiciendum 
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est, ne quid aul duriiis aut remissius constiluatur quam causa 
deposcit ; nee enim aul seueritatis aut clemeutiae gloria affec- 
tanda est, sed propenso iudicio, prout quaeque res expostulat, 
statuendum est. Eo addilo, quod et Hermogenianus et Paulus 
censuerunt, in poenalibus causis benigniorem esse recipiendam 
interpretationem ; id etiam oranino vir bonus seu iudex seu 
alius quiuis de iure pronunciaturus, quoad potest, curare debel, 
ut id laudis referat, quod scilicet Cicero Caio Aquilio passim tri- 
butum scribit, eo uidelicet more, quod is vir ornatissimus iuris 
rationem nunquani ab aequitate seiunxerit, qui ita iustus et 
bonus vir fuerit, ul natura, non disciplina consultus viderelur, 
ila perilus ac prudens, ul ex iure ciuili non scienlia soluin, 
verum etiam bonilas nata esse viderelur. 

Ad hanc igitur epiiciam, boni et aequi normam, negotium 
hoc controuersum exigenles ita dicendum putamus, F. Sicinium 
(secundum ea quae proponuntur) neque maieslalis laesae, nisi 
fortasse ex legis luliae cap. I. , neque perduellionis neque 
rebellionis neque seditionis reum pronunciari potuisse, legis 
luliae de vi publica deque priuata, item pacis violatae serualo 
iuris ordine potuisse. Consequens est, ut Sicinius poenis 
aduersus maiestatis perduellionisue aut rebellionis seu etiam 
seditionis damnatos constitutis (poenis legis luliae maiestatis ex 
primo capite exceptis) minime fuerit obnoxius. 

Atque ita se habere, facile commonstrabitur, videlicet per 
responsionem ad iura superius contra Sicinium adducla. 

Nam quod primum omnium citata fuere Ulpiani et Marciani 
testimonia, nihil Sicinii liberis officere potest, quandoquidem ea 
duntaxat de legis luhae capite primo loquantur, quo capite, qiii 
maiestatis postulantur, capite puniuntur autore Marciano, neque 
quicquam isthic de filiis bonorum successione priuandis. Quin 
imo expresse respondit Hermogenianus, eorum qui maiestatis 
crimine damnati sunt, bona liberis damnatorum conseruari, et 
tunc demum fisco vindicari, si nemo damnali liberorum existat. 

Neque vero Sicinii filiis quicquam nocere potest impera- 
torum Honorii et Arcadii constitutio, secundum quam bona 
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ipsius Sicinii videbanlur fisco addicla, exclusis iiide filiis, qui- 
bus eliam inlelligerelur quantumuis miserabilis vila ex principis 
indulgenlia concessa etc. 

Nam ad eam conslitutionem coniplureis solutiones dabun* 
tur, per quas ostendemus, Siciniuin neque in poenam illius 
legis cecidisse, neque crimen, de quo islhic quaerebatur, 
patrasse et ob id nihil praeiudicii ex illa constitutione contra 
Sicinii tilios colligi posse. 

Primum omnium ceriura est, eam constitulionem esse non 
modo poenalem, sed praeduram et odiosam, quapropter intra 
suos terminos coartanda ac restringenda est. 

Porro huiusmodi constitulionem esse perquam odiosam, 
apertissime^docebimus inter ea, quae circa huius negotii quar- 
tum principale dubium explicaturi sumus. 

Perpendaraus itaque diligenter, qui sint eiusdem constitu- 
lionis termini et de quibus personis loquatur. Quisquis, aiunt 
imperatores, scelestam inieril factionem de nece virorum 
illustrium, qui consiliis et consistorio nostro inlersunt, sena- 
torum etiam (nam et ipsi pars corporis nostri sunt) uel 
cuiusuis postremo, qui nobis militat, cogitaucrit, ipse equidem 
ulpote maiestatis reus gladio feriatur etc. 

Ecce ut constitulionis tenor quatuor tanlum casus com- 
plectitur, quos qui admittit, ea lege teneatur, videlicet si quis 
re ipsa de nece imperatoris aut virorum illustrium, qui illius 
consiliis et consistorio intersunt, aut senatorum aut cuiusuis 
alterius imperatori militantis cogitauerit. Horum autem casuum 
nullum commisit F. Sicinius, neque eum de nece vel Gaesaris 
uel alicuius alterius, qui ad eins latus sit, cogitauit unquam 
aul saltem cogitasse ostenditur. Nee obstat, quod aduersus Tr. 
rem publicam (si lamen alia praeter Romani imperii publicam 
rem dici proprie res publica possit) arma sumpserit. Nam in 
huiusmodi casibus non obtinet constitulio praedicta, quae tan- 
tum loquitur in laesa Gaesaris persona aut eorum, qui illius 
maiestati actu inseruiunt eique sunt praesentes et ad latus 
paene assidui. Id enim sie se habere, clare docent verba consti- 
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lulioiiis ; ila etiam consulendo aperte respondil dominus Bar- 
tholomaeus Socinus post Cinum, qui aiile illum Ha scriptum 
reliqueral. 

Quodque saepe dicla constitutio sie in suis lerminis stricte 
intelligi debeat, pluribus ralionibus eomprobatur. 

Esl enim, ut diximus, odiosa, cum palernae iniquitatis 
poeuam in iilium cogal idque repugnante natura et iuris tarn 
diuini quam huraaui regulis, proul ad dubium quartum expo- 
situri suraus. 

Ad haec; si quis eliam palriara oppugnarit uel prodiderit, 
non tarnen maiestatis reus erit, saltem ex eo capile, quo is, 
qui in impcrii uel imperaloris necem conspirauerit, et eam ob 
causam texlus iuris huiusmodi crimina tanquam diuersa ponil. 
Hoc eliam in suis responsis ila se habere, probarunt ambo 
Socini palcr et filius. 

Nihil eliam delrimenli Sicinii filiis parare potesl, si quis 
dicat, principem Tr. fuisse et esse inter primos a consiliis 
Caesareis, ac ita aduersus Sicinium saepe dictam constilutionem 
habere locum, quando Sicinius de illius nece cogitasse, imo 
et re ipsa aggressus fuisse videatur. 

Etenim respondeo, non probarl, quod F. Sicinius de illius 
nece cogilauerit, ctiamsi Tr. urbem oppugnaueril, illudque 
facli est, quod probalione indiget, quandoquidem facta non 
praesumunlur, nisi probentur. 

Sed demus, id esse probatum, adhuc nego, Sicinium hac 
cogitatione uel hoc etiam conalu in diclae constitulionis poenam 
coUapsum fuisse, duabus rationibus, una quod ea constitutio 
loquitur non de quibusuis consiliariis seu senatoribus Caesaris, 
sed de bis, qui actu et re ipsa praeseules in aula imp. consiliis 
nauant operam. Huc perlinet etiam Ulpiani responsum sub 
lilulo de minoribus, a nemine adhuc in eum effectum, qui 
tamen ibi clare probalur, consideralum. Isthic enim liquet 
eum, qui beneficio priucipis munus aliquod publicum et magnae 
functionis adeptus est, non id iuris et immunilatis habere, 
quod iis, qui circa personam principis occupati sunt, conceditur ; 
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Sed el islud peculiariter quoad casum nostruin cxpressit 
Fredericus imperalor in sanclione illa nolissima contra rebelies. 
Et qui in nostri, inquit, imperii prosperilatem aliquid macbi- 
nantur contra nos seu officiales nostros in bis, quae ad com- 
missum eis officium pertinent, rebellando. 

Quapropler Bartolus ibidem negat, eum esse rebellem, qui 
aliquid buiusmodi fueril conatus contra regem vel principem, 
seu aliquam propriam ciuitatem, proul nos etiam circa rebel- 
lionis crimen enodabimus. 

Verum demus et illud quoque ac fingamus, Tr. principem 
tum quum oppugnarelur, versalum fuisse in negotiis princi- 
palibus: num statim poenam consütutionis aduersus Sicinium 
eiusque liberos locum babere dicemus? Minime profecto. Nam 
spectanda est non aggressio tantum, sed el ipsa aggressionis 
seu illati belli causa. Atqui nullam reperiemus aliam, quam 
de qua in proposito tbemale diximiis , videlicet ob petitae 
iusliliae aduersus duos illos Trev. per principem Trev., 
ut Sicinio visum fuit , denegationem. Hanc enim indigni- 
tatem aegerrime tulit Sicinius et proinde ratus est , eam 
sibi non esse praefracliori animo negligendam. Neque id 
sane adeo mirum, quando maximi et excelsi animi fidem 
sibi non seruari grauius ferre soleant. Ex quo manifestum 
est, F. Sicinium non intulissc bellum tanquam principi 
electori, non Caesaris senatori uel consiliario (nibil enim 
eiusmodi causae eum permouil), sed tanquam iustitiae admi- 
nislratori negligenli. Quare uel hoc nomine a praedictae 
constitutionis poena liberi sunt et Sicinius pater et eins 
filii. Etenim inspiciendum est, quo nomine aliquod fial, 
quo respectu et qua contemplatione, deque boc sunt textus 
iuris plureis quam enumerari possunt Nam et in simili 
casu consuluit Calderinus , perseculorem cuiusdam cardi- 
nalis non incidisse in poenam a Bonifacio VIII. contra cardi- 
nalium bestes sancitam ob id, quod ille cardinalem persecutus 
fuerat non ut cardinalem, sed ut administratorem ecclesiae 
Rauennensis. 
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Porro quod superius obiiciebalur, per Sicinii facliim itum 
esse contra securilatera imperii ac populi Romani, cuius omnis 
dilio dignitasque sit in Germanos Iranslata, minime facit, ul 
F. Sicinius poenam loties repelitae constitutionis ineritus 
videatur. Ue populi Romani dignitate in Germanos translata 
post paulo videbimus. 

De imperii securitale sie existimo, non quicquid aduersus 
aliquam uel ciuitatem uel patriam admittilur, contra imperii 
secuHtatem fieri; nam, ut Ulpianus ait, in ciuilibus dissensio- 
nibus, quarauis saepe per eas respublica laedatur, non tarnen 
in exilium reipublicae conlenditur, et ob id censet Ulpianus, 
non esse ibi ins postliminii, quia ibi non sint hostes. Ex hoc 
Ulpiani responso liquet, non esse hostes populi Romani, qui 
non ad reipablicae Romanae exitium contendunt, etiam si ex 
armorum usu respublica nonnihil detrimenti accipiat. Cum 
itaque Sicinius in imperii Romani exitium nihil praesump- 
serit, cuius ille pro virili fidelis assessor semper extiterit, 
consequens est, eum ne hostem quidem imperii fuisse; tantum 
abest, ut in illius seuerioris constitutionis poenas prolapsus 
fuerit. 

Addo et aliam rationem, quae F. Sicinium eiusque liberos 
a dictae constitutionis unguibus eximat, quod videlicet textus 
non praesentibus et ceu latae a iure ipso sententiae, sed 
futuri temporis verbis utitur. Isthic enim sie legas : ipse 
quidem utpote maiestatis reus gladio feriatur. lani certi 
iuris est, constilutionem per verba futuri temporis loquentem 
hominis sententiam exposcere, alioquin neminem sua poena 
constringere dicetur, prout plenius corea (?) dubium quartum 
aperiemus. 

Videmus igitur, variis ex causis apparere, argumenta in 
contrarium adducta nihil contra Sicinium eiusque liberos mili- 
tare posse, quantum videlicet ad imperatores Honorium et 
Arcadium Augustos et seueram illam constitutionem attinet. 
Nam etsi F. Sicinius maiestatis fortasse reus fuerit ex capite 
primo legis luliae nihil aduersus rei liberos statuente, nun- 
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quam tarnen fuil eo capile, de quo praedicta constilutio loquilur, 
quare nihil est, quo huius criminis uel constitutionis praetextu 
Sicinii iiliis nocealur. 

His consequens est, ut cum Sicinius rnaiestatis reus nee 
fuerit neque esse potuerit, praeterquam ex legis luliae capile 
primo, necessario dicamus, eum ne perduellionis quidem iudicio 
fuisse obnoxium. Nam ut Ulpianus aulor est : non quisquis legis 
luliae rnaiestatis reus est, statim perduellionis reus erit, sed 
qui hostili animo aduersus rempublicain uel principem fuerit ani- 
matus. Quo verbo non dubium est, quin de principe Romano, hoc 
est de imperatore Augusto et de republica Romana inlelligatur. 
Hoc enim Ulpianus alio etiam loco testatus est, et quolies de 
republica proprie fit sermo in iure, semper Romana respublica 
intelligitur, reliquae ciuitates loco priuatorum habentur. Imo et 
ipse ulpianus, qui perduellionis crimen descripsit, eam inter- 
pretationem alio response declarat apertissime. Bona, inquit, 
ciuitatis abusiue publica dicta sunt; sola enim ea publica 
sunt, quae populi Romaui sunt. Idem alio loco: publicum est 
quod ad statum rei Romanae speclat. Cum itaque Sicinius 
neque contra rempublicam Romanam ncque contra principem 
Romanum hostili fuerit animo, certum est, eum non recte 
neque iure perduellionis insimulari. 

Neque mihi quispiam repelat argumentum illud de populi 
Romani iure et potestate in imperatorem et ab hoc in Ger- 
manos translatis. 

Illud enim duabus rationibus eleuatur et confutatur. Una 
est, quam superius retulimus, quod videlicet, si etiam finge- 
remus, omnem populi Romani auctorilatem transiisse in Ger- 
manos, mala tarnen est illatio, si dixeris, eum qui in quam- 
piam Germaniae ciuilatem hostili fuerit animo, eundem simili 
animo in Germaniam ipsam extitisse, non magis quam in 
ciuilibus dissensionibus (uti paulo ante ex Ulpiani response 
declaratum est) in exitium reipublicae Romanae conlendi vide- 
batur. Alioquin quis recensere possit numerum hostium et per- 
duellionum inter (rermanos atque adeo in ipsis Germaniae 



visceribus? Nam ut laie Germania palet, sie complureis 
liabel, qiios palam est eliam iniussu principis Romani 
fiiisso in quasdam ficrmaniae ciiütales offenso ac plane lioslili 
animo. 

Secunda ratio multis sane verbis non inutilibus explicari 
posset, nisi mibi de iure interrogato vitandum censerem. Paucis 
igitiir agam et ad rem 

C a n t i u n c u 1 a iurisconsultus. 



lieber die Gestaltung des Textes. 

So sorgfältig die vor mir liegende Abschrift des Codex ist, so schlecht 
ist dieser selbst. Trotz der Korrekturen einer zweiten Hand wimmelt die 
Handschrift von Fehlern, die ich zum gross ten Theil glaube verbessert zu 
haben, um eine Nachprüfung und Nachhülfe zu ermöglichen, gebe ich 
über das Einzelne Rechenschaft. 

1. Zunächst habe ich die schwankende Orthographie gleichmässig 
gemacht (z. B. laesae st. lese, Caesaris st. Cesaris^ fetiales st. feciales, 
indicium st. iuditium gesetzt u. s. w.), sie vereinfacht (z. B. Arcadius st. 
Archadius, consideratum st. consyderatum) oder sonst die jetzt gebräuch- 
liche Schreibweise angenommen (z. B repressalia st. represalia, vindicare 
st. vendicare, Fridericus st. Federicus), dagegen die Formen plureis, com- 
plureis und duplomata eben so beibehalten, wie die Sicinius (Sickingen)^ 
Guoimatia (.Worms) u. dgl. Die ganz regellos stehenden grossen Anfangs- 
buchstaben sind meist durch kleine ersetzt. Bei den S. 18 f. angeführten 
Stellen deutscher Beichsgesetze ist die Orthographie absichtlich geschont 
und nur das doppelte n in unnd, habenn, betzallenn, t in mitt, n in genn, 
1 in betzallenn vereinfacht, ferner statt ck und tz in Marck und betzallenn 
ein k und z gesetzt. 

2. Die nur durch Anfangsbuchstaben angedeuteten Worte sind aus- 
geschrieben worden (z. B. procuratore Caesaris st. procu. cesa., Franciscus 
st. F., Cinum st. Cy., Bartolus st. Bar., Calderinus st. Calderic (sie). Das- 
selbe ist zu Anfang bei den Namen Trevirensis und Nurenbergensis ge- 
schehen, wo die Handschrift Tr. oder Tre. oder Tri. und Nu. oder Nur. hat. 

3. Die ab und zu vorkommenden Siglen sind aufgelöst , so S. 10 
Z. 21 u. S. 34 Z. 33 die Sigle aa, ferner S. 17 Z. 11 Cols, wo man an 
consultis denken könnte, natürlich dem Zusammenhang nach in communis. 
Dagegen ist die Auflösung der S. 9 Z. 9 vorkommenden, schwer zu gebenden 
Sigle mir zweifelhaft. Das S. 7 Z. 14 in den Text gesetzte etiam, wofür 
in der Handschrift ein nicht zu entzifferndes verschlungenes Zeichen steht, 
ist die mir sehr einleuchtende Vermutung des Herrn Dr. Göldlin v. Tiefenau, 
Srriptor an der Wiener Hofl)ibliothek. 
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4. Die von dem Schreiber der Handschrift falsch gelesenen Worte, die 
mit Sicherheit hergestellt werden konnten, habe ich ohne weiteres dem 
Text einverleibt nnd demnach geschrieben : S. 4 Z. 17 esse st. est, Z. 26 
viderentur st. viderent, S. o Z. 21 crediti st. crediditi, S, 6 Z. 4 principale 
st. principem, Z. 15 poenam st. poena, Z. 27 cur st. qunm, Z. 29 fetiali st. 
foenali (verlesen für foetiali), Z. 30 perscripta st. praescripta, Z. 31 geratur 
st. geritnr, S. 7 Z. 14 fecisse st. fuisse, S. 8 Z. 8 coram st. eorum, Z. 14 
saeve st. faene, Z. 19 expcriri st. «iperiri, Z. 22 conationem lianc st. cona- 
tionis hunc, Z. 33 sq. praesertim st. praefectura, S. 9 Z. 6 Siciuinm st 
Sicinii, Z. 19 videtnr st. Nivet, Z. 26 malorura st. marcorum, S. 10 letzte 
und S. 11 erste Zeile videatnr st. redatur. S. 12 Z. 21 damnatum st. domi- 
natum, Z. 27 reo st. Ro., Z. 27 interdicitur st. interciditur, Z. 31 eum qui 
st. cum quis, S. 13 Z. 28 (ob) paternum st. pravum, S. 14 Z. 32 perduel- 
liones st. perduellis (aber vgl. u.), S. 15 Z. 25 sanctionis st. sanctior, S. 16 
Z. 15 sine st. imo, Z. 20 teneri st. tamen, S. 17 Z. 30 receptae st. repertae, 
S. 18 Z. 24 f. ob Jemand höhern oder niedern st. ouch genannt höhen oder 
nidern, S. 19 Z. 2 Jemand st. genant, S. 20 Z. 34 und 31 Herraogenianus 
st. Hermogenes, Z. 9 scribit st. stiibit, Z. 5 causis st. ansis, S. 22 Z. 2 
Socinus st. Zosinus, Z. 35 circa st. cum, S. 23 Z. 18 denegationem st. dene- 
gatis, S. 24 Z. 3 ut st. it, Z. 10 saepe st. sese, Z. 17 pro st. per. 

Eine Anzahl schöner Emendationen verdanke ich einer freundlichen 
Revision des Drucks durch Kollegen Lenel, insbesondere S. 8 das saeve 
und praesertim, S. 9 videtnr und malorum, desgleichen S. 7 die Herstellung 
der Titelrubrik Cod. 11,47: et armorum usus inscio principe etc.. 
wo die Handschrift Jaso. num ... lib. 10 hat, und Anderes. 

5. Offenbar übersehene oder ausgelassene Worte oder Silben sind auf- 
genommen und durch Cursivschrift ausgezeichnet. 

6. Die vom Autor gegebenen Citate aus den Rechtsqnellen sind durch 
Hinzufügung der Zahlen in eckigen Klammern leichter zugänglich gemacht ; 
dagegen die im Text angedeuteten, aber am Rand J nicht nachgetragenen 
Oitate nicht ergänzt, vielmehr die Stellen nur mit einem Fragezeichen ver- 
schen. 

7. Das in einer Klammer gesetzte Fragezeichen deutet auf eine nicht 
gehobene Corruptel hin. 
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